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ERNST POosse: 
Auf zur Gegenrechnung! 


Deutsche Forderungen für Lausanne 


Um den deutsch-französischen Grenzraum kreist Weltgeschehn. Das ist sein 
geopolitisches Schicksal: „Geographie und Geschichte“, sagt Aloys Schulte (Frank- 
reich und das linke Rheinufer), „rufen einen deutsch-französischen Gegensatz 
hervor“. Am Rhein fallen die Würfel, ob Krieg oder Friede sein soll in Europa. 
Deshalb folgen die Völker mit Spannung und Sorge der Gestaltung der deutsch- 
französischen Beziehungen. 

Von diesen Beziehungen hat Colin Roß im Februarheft der Zeitschrift für 
Geopolitik gehandelt. Er fordert mit Recht, daß wir uns über unser Verhältnis 
zu Frankreich unerbittliche Klarheit verschaffen, ohne Illusion und ohne be- 
schönigende Phrase. Wäre diese Mahnung stets befolgt worden, stände es besser um 
Deutschland. Wie aber hüten wir uns in politischen Dingen vor Illusionen und wie 
gelangen wir zur Klarheit? Dazu sind zwei Voraussetzungen im Auge zu behalten: 
einmal, daß die hauptsächliche Triebkraft, die das Lebewesen Staat bewegt, poten- 
zierter Egoismus ist (Schopenhauer), und dann, daß der Staatsmann diesen Egois- 
mus seines Gegenspielers nach Ursache und Wirkung erkennen und in seine Rech- 
nung einsetzen muß. Mit anderen Worten ausgedrückt: Politik ist vor allem die 
Gabe, die Wirklichkeiten zu sehen und richtig einzuschätzen; erst dann kann sie 
sich als die Kunst betätigen, das Mögliche wirklich zu machen. 

Folgt man diesen Leitgedanken, so wird man auch auf dem Wege allgemein- 
politischer Erwägungen mit Colin Roß zu dem Ergebnis kommen, daß die fran- 
zösische Diplomatie nicht den Krieg will. Ihr Streben ist darauf gerichtet, Mittel 
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und Wege zu finden, die es Frankreich ermöglichen, die Früchte des Sieges in | 
Ruhe zu genießen. Ich lieg und besitze! ist das Leitmotiv dieser Politik des || 
Gesättigtseins. Was immer dazu beitragen kann, diese Sicherheit zu ver- ||) 
stärken, ist ihr willkommen. Als zuverlässigster Schutz aber erscheinen der französi- 
schen Politik die durch Gewalt erzwungenen und aufrechterhaltenen Bestimmungen | 
des Versailler Vertrags, die Frankreich bei einem deutschen Angriff unbedingt die | 
Überlegerheit sichern und auf Jahrzehnte hinaus die wirtschaftliche Erstarkung ||) 


Deutschlands hintanhalten sollen. Deshalb wehrt sie sich mit Klauen und Zähnen Il 


gegen die Revision von Versailles, gegen die Anerkennung des Anspruchs Deutsch- I 
lands auf Gleichberechtigung, gegen den Verzicht auf die Kriegstribute. 

Aber eben gegen das Versailler Vertragswerk als Ganzes muß 
der deutsche Generalangriff gerichtet sein. Das wird in Deutschland | 
nicht vergessen und soll dem Ausland nicht verschwiegen werden. Frankreich hat 
den in kontradiktorischer Verhandlung vereinbarten Frankfurter Frieden nie an- 
erkannt. Herr Poincar& rühmt sich dessen noch heute *). Die Franzosen mochten sich 
damals, nachdem sie in dem Kriege, an dem sie allein die Schuld trugen, unterlegen 
waren, über die Härte des Geschicks, vielleicht auch über die Unerbittlichkeit des 
Siegers beklagen. Aber daß der Friede rechtlich und moralisch unanfechtbar war, 
konnten sie nicht bestreiten und haben sie nicht bestritten. Das aber ist der Fluch | 
des Versailler Vertrags, daß er durch Lug und Trug zustande gekommen ist, 
daß die ı/4 Punkte Wilsons, die die Verbündeten als Friedensgrundlage anerkannt 
hatten, im Interesse der Sieger bis zur Unkenntlichkeit entstellt, verbogen und ver- | | 
fälscht wurden. Nur wenn die Franzosen, wie es die meisten ihrer damaligen Ver- 
bündeten getan, die Versailler Gesinnung revidieren, werden sie Sicherheit haben. 

* 

Die Entwicklungsgeschichte der Reparationen ist ein Schulbeispiel 
dafür, wie die ı4 Punkte im Versailler Vertrag mißhandelt worden sind. Am 
8. Januar 1918 hatte Wilson dem Kongreß in Washington sein Friedenspro- /f 
gramm — das „einzig mögliche Programm‘, wie er sagte — mit den 
berühmt und berüchtigt gewordenen ı/4 Punkten unterbreitet. Diese ı4 Punkte I 


hatte Deutschland am 7. Oktober 1918 als Grundlage für die Friedensverhand- I 


lungen anerkannt. In seiner Note vom 5. Nov. ıgı8 teilte der Staatssekretär N 
Lansing der deutschen Regierung durch den schweizerischen Gesandten den Inhaltl 
des Schriftstücks mit, in dem die Alliierten sich bereit erklärten, auf/l 
Grund der Wilsonschen Kundgebungen Frieden zu schließen. | 


*) Über die politische Geistesrichtung der Franzosen in den siebziger Jahren des vorigen | 
Jahrhunderts macht der bekannte Soziologe Julius Benda in der Revue de Paris vom I 
15. 2. 32 die Bemerkung, die Franzosen hätten den Widerstand gegen die Kolonialpläne der 
Regierung an dem Tage aufgegeben, als der Gedanke auftauchte, „daß alle ihre materiellen 
und moralischen Kräfte für den Revanchekrieg gegen Deutschland gesammelt f 
werden müßten.“ 
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Mit zwei Vorbehalten. Der eine betrifft Wilsons Ansicht von der Freiheit der Meere; 
der andere die Reparationen. Da heißt es in bezug auf die Wiederherstellung der 
besetzten Gebiete: 


Die alliierten Regierungen sind der Ansicht, daß über den Sinn dieser Bedingung kein 
Zweifel bestehen darf. Sie verstehen darunter, daß Deutschland für allen durch seine An- 
griffe zu Land, zu Wasser und in der Luft der Zivilbevölkerung der Alliierten und 
ihrem Eigentum zugefügten Schaden Ersatz leisten soll. 


Präsident Wilson hat sich mit dieser Auslegung einverstanden erklärt, obwohl 
sie schon deutlich die Absicht erkennen ließ, über seine Bedingungen hinauszugehen. 
Er hat es auch zugelassen, daß in dem Artikel 231 des Versailler Vertrags die 
Lüge eingeschmuggelt wurde, Deutschland sei der Urheber des Krieges, um ihm, 
gestützt auf diese Lüge, die Ersatzpflicht für alle Kriegsschäden aufbürden zu 
können. So ist aus der Vereinbarung der Note vom 5. November 1918, daß der der 
Zivilbevölkerung der Alliierten zugefügte Schaden zu ersetzen sei, in Art. 231 die 
Auflage geworden, daß Deutschland für alle Verluste und Schäden verantwortlich 
sei, die „die alliierten und assoziierten Regierungen und ihre 
Staaatsangehörigen“ erlitten haben, und nur um den Schein der Milde und 
Nachsicht zu erwecken, wird in Art. 232 die Haftpflicht für den Regierungs- 
schaden nachgelassen. Aber auch dieses Zugeständnis wird durch Punkt 9 der An- 
lage ı wieder aufgehoben. Hiernach hat nämlich Deutschland den Schaden an 
allem Eigentum der alliierten und assoziierten Mächte zu ersetzen, der durch 
„irgendwelche Kriegshandlungen“ verursacht worden ist. Ebenso macht Punkt ı 
Deutschland pflichtig zum Ersatz auch der Schäden, die durch Kriegshandlungen 
der Alliierten veranlaßt worden sind, und schließlich gelten nach Punkt 5 auch ‚alle 
Pensionen und gleichartigen Entschädigungsleistungen“ als Schäden, die Deutsch- 
land zu ersetzen hat. Die Auflage, auch die Schäden zu ersetzen, die durch 
Kriegshandlungen den Franzosen und ihrer Verbündeten entstanden sind, wäre 
aber sinnlos, falls nicht, wie neuerdings die französischen Gelehrten Bloch 
und Renouvin bestreiten, durch Art. 231 Deutschland als der alleinige Ur- 
heber des Krieges gekennzeichnet werden sollte. So ist man von dem Höchst- 
betrage von ı7 Milliarden Goldmark, der für die eigentliche „Wilsonrepa- 
ration“ anzusetzen ist, im Londoner Ultimatum von 1921 zu der von der 
Reparationskommission errechneten phantastischen Summe von 132 Milliarden 
Goldmark Schadenersatz gelangt, und dafür, daß die Tribute absichtlich so hoch 
bemessen wurden, um die Möglichkeit, daß Deutschland sie je bezahlen könne, 
auszuschließen, hat erst kürzlich wieder Friedr. Grimm in seinem Buche: Frank- 
reich am Rhein die Belege zusammengestellt. — 

Einige englische Urteile über das Verfahren: Die Encyclopedia Bri- 
tannica sagt, die Einbeziehung der Pensionen in die Ersatzpflicht stehe in 
offenkundigem Widerspruch zu der Vereinbarung vom 5. ı1. 18. Lord Buck- 
master, ein ehemaliger Lord Chancellor, urteilte am 30. ı1. 1922 ım National 
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Liberal Club: „Wenn man ein Volk veranlaßt, unter gewissen Bedingungen, die 
man vereinbart, die Waffen niederzulegen, und wenn man dann diesem Volk, 
nachdem es wehrlos geworden, andere Bedingungen aufzwingt, so ist das eine 
ehrlose Handlung, die nie wieder weggelöscht werden kann.“ Ähnlich schrieb am 
ı5. 5. 1923 Artifex im Manchester Guardian: „Ich verstehe nicht viel 
von Politik; aber ich weiß, was nationale Ehre ist und was ein gegebenes Wort 
bedeutet; und da scheint es mir, daß diese Friedensbedingungen das Gerechtig- 
keitsgefühl aufs empfindlichste verletzen und für unsere Nation, ja für jeden 
einzelnen Briten einen entehrenden, nicht mehr zu tilgenden Flecken darstellen.“ 
%* 

Das ist, im Umriß skizziert, die moralpolitische Vorgeschichte der 
Reparationen, mit denen sich die für den nächsten Monat nach Ouchy bei 
Lausanne berufene Reparationskonferenz zu befassen hat. Da das Hooversche 
Moratorium am ı. Juli abläuft, wird sie sich darüber schlüssig zu machen haben, 
was vom ı. Juli ab werden soll. Allgemein wird als wirtschaftlich unmöglich 
anerkannt, daß der Youngplan wieder in Kraft tritt und Deutschland noch oben- 
drein die im Freijahr ausgefallenen Raten nachbezahlt. Es war daher für nie- 
mand eine Überraschung, sondern wurde als das unter dem Zwang der Verhält- 
nisse abgegebene ehrliche Bekenntnis der Notlage betrachtet, als der Reichskanzler 
Brüning Anfang Januar den Vertretern der beteiligten Mächte mitteilte, daß 
Deutschland Tributzahlungen fortan nicht mehr leisten könne. 
Nur in Frankreich, das ja allerdings von dem Ausfall der Tribute am stärksten 
betroffen wird — es hatte daran zu 52 bis 54% teil — begegnete Brünings Er- 
klärung einer anderen Auffassung. Gerade in dem Lande, das vor allem andern die 
Verantwortung für den Wortbruch an Friedensvereinbarung vom 5. ıı. ı8 trifft, 
scheuten die verantwortlichen Wortführer sich nicht, die Erklärung Brünings zu 
entstellen und ihre Aufrichtigkeit anzugreifen. In einer Sitzung des Geschäfts- 
führenden Ausschusses der sozialistisch-radikalen Partei behauptete der Führer der 
Opposition Herriot, Brüning habe deutlich (infiniment claire) gesagt: „nicht, 
daß Deutschland nicht zahlen kann, sondern daß es nicht zahlen will.“ 
(Temps, 22. 1. 32.) In der Rede, die Herriot am nächsten Tage in der Kammer 
hielt, hat er diese die Tatsache verdrehende Behauptung zwar nicht wiederholt, 
aber sie war die unausgesprochene Voraussetzung seiner auf den Wortlaut des 
Youngplans gestützten Beweisführung, daß sich die deutsche Regierung mit der 
Erklärung Brünings der Verfehlung schuldig gemacht habe, die in der Anlage I 


des Youngplans mit folgender Formel vorgesehen ist: 

Die Gläubigerregierungen halten es für ihre Pflicht, die Möglichkeit zu bedenken, daß in 
Zukunft eine deutsche Regierung sich entgegen der im Haager Abkommen vom Januar 1930 
enthaltenen feierlichen Verpflichtung zu Handlungen herbeilassen könnte, die den Willen 
beweisen, den Neuen Plan zu zerreißen. 


Der damalige Erste Minister Laval berief sich in derselben Kammerverhand- 
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lung ausdrücklich auf diese „vorzüglichen Ausführungen“ des Abg. Herriot und 
fügte mit einem nicht mißzuverstehenden Seitenblick auf Deutschland hinzu: 


Frankreich ist bereit, an der Wiederaufrichtung des durch die Krise niedergeworfenen 
Europas mitzuarbeiten, aber es kann das nur tun, wenn nicht alle Moral aus dem inter- 
nationalen Handeln ausgeschaltet wird. Die gleichen Regeln der Ehrlichkeit, die für den 
Privatmann gelten, müssen auch in den Beziehungen der Völker maßgebend sein. 

Aus dieser Auffassung heraus erklärte dann die französische Regierung den 
schon für Februar in Aussicht genommenen Zusammentritt der Reparations- 


konferenz für zwecklos. 
* 


Inzwischen hat indes Frankreich seine Zustimmung dazu gegeben, daß die Konfe- 
renz sich im letzten Augenblick, bevor die reparationslose Zeit beginnt, in Ouchy 
versammelt. Kann man daraus den Schluß ziehen, daß es die Auffassung, Deutsch- 
land habe den Youngplan „zerrissen“, fallen läßt? Vielleicht; für alle Fälle aber 
sollte man sich rechtzeitig darüber klar werden, welche Folgerungen zu ziehen 
wären, wenn Herr Tardieu dort auf die Auffassung seines Vorgängers zurück- 
kommen sollte. Nach dem Youngplan liegt die Entscheidung darüber, ob Deutsch- 
land eine solche Handlung begangen hat, bei dem Ständigen Internationalen Ge- 
richtshof im Haag. Sollte dieses Gericht — im gegenwärtig modernen Diplo- 
matendeutsch sagt man: die Haager Cour — dahin erkennen, daß Deutschland 
böswillig handle, so würden nach den Bestimmungen des Youngplans die Gläu- 
bigermächte „ihre volle Handlungsfreiheit‘ zurückerhalten. „Niemals aber 
kann“, so heißt es in dem kürzlich erschienenen Kommentar des Neuen Plans von 
Heilfron-Nassen, dem ich auch die folgenden tatsächlichen Angaben entnehme, ‚die 
in dem Abkommen vorgesehene volle Handlungsfreiheit wiedergewonnen werden, 
wenn etwa eine deutsche Regierung erklärt, sie könne den Neuen Plan nicht 
weiter erfüllen, weil die deutschen wirtschaftlichen Verhältnisse dies nicht er- 
möglichen, sondern es muß ‚böser Wille‘ vorliegen.“ 

Aber angenommen, die Entscheidung fiele trotzdem zuungunsten Deutschlands 
aus, und die Gläubigermächte erhielten ihre volle Handlungsfreiheit zurück, so 
würde das für Frankreich, wie in den Verhandlungen der Deputiertenkammer vom 
29. 3. 1930 und des Senats vom 5. 4. 1930 festgestellt ist, folgende Wirkun- 
gen haben: ı. Der Völkerbund entscheidet nach Artikel 13 seiner Satzung als 
Schiedsgericht. 2. Eine Wiederbesetzung der Rheinlande ist ausgeschlossen. 3. Frank- 
reichs Handlungsfreiheit ist begrenzt durch die Verpflichtung des Kelloggpakts, 
d. h. ihm stehen nur friedliche Mittel zu Gebot. 

Die französischen Staatslenker werden vermutlich einsehen, daß es nicht möglich 
sein wird, in Lausanne diesen langen, mit umständlichen Formalien gepflasterten 
Weg zu betreten. Man kann die Not der Zeit nicht im Vorzimmer warten lassen, 
bis man am runden Tisch wieder Formeln ausgetüftelt hat, mit deren Hilfe man 
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sich den Notwendigkeiten dessen, was wirklich ist, entziehen möchte. Sie fordert 
schnelle Entschlüsse, und da die Mächte alle miteinander die Sintflut der Wirt- 
schaftsnot umbrandet, und sie alle darauf bedacht sein müssen, durch gemeinsame 
Anstrengung wieder ins Trockene zu gelangen, so darf man hoffen, daß diesmal ın 
Lausanne wirklich Politik gemacht und nicht durch Spiegelfechterei versucht wird, 
Unmögliches als möglich vorzutäuschen. Neben gutem Willen bedarf es nur eines 
geringen Aufwandes an gesundem Menschenverstand, um zu erkennen, daß Deutsch- 
lands Unfähigkeit, länger Tribut zu zahlen, durch die katastrophalen Wirkungen 
der Wirtschaftskrise ausreichend begründet ist. Alle auf lange Sicht abgeschlos- 
senen Verträge unterliegen der clausula rebus sic stantibus. Der Erfahrungs- 
tatsache, daß solche Schuldverträge durch unvorhergesehene Möglichkeiten un- 
wirksam werden können, hatten ja auch Deutschlands Gläubiger bei den Be- 
ratungen des Youngplans dadurch Rechnung getragen, daß sie Bestimmungen über 
einen etwaigen Zahlungsaufschub in den Plan hineinsetzten. Wenn aber anerkannt 
wird, daß es Ereignisse geben kann, die einen Zahlungsaufschub begründen, 
so muß man auch zugestehen, daß Ereignisse, die wirtschaftlich umwälzend und 
weit erschütternder wirken als jene im Youngplan berücksichtigten, die Zahlungs- 
unfähigkeit und die Zahlungseinstellung als ein unvermeidbares Verhängnis 
nach sich ziehen müssen. 

Ist nun die Erkenntnis allgemein geworden, daß die Welt vor dem Chaos nur 
gerettet werden kann, wenn alle mit Hand anlegen wie bei der Nothilfe am bersten- 
den Deich, so ist, damit solche gemeinsame Arbeit Erfolg habe, außer gutem Wil- 
len und etwas gesundem Menschenverstand noch eines erforderlich: Selbsterkennt- 
nis. Handle so, wie du willst, daß die andern dich behandeln! Ohne 
Betätigung dieser Kantischen Weisheit gibt es auch für Staaten und Völker kein 
ersprießliches Gemeinschaftsleben. 

* 

Wie Deutschland die Folgen des verlorenen Krieges getragen hat, zeigt ein 
Blick auf die jetzt hinter uns liegenden Jahre der Erfüllungspolitik. Einen schlüs- 
sigern Beweis für Deutschlands Willen, zu zahlen, als die schon ge- 
leisteten Reparationszahlungen kann es nicht geben. Wieviel an Repa- 
rationen hat nun Deutschland bisher gezahlt? Das ist die Frage, 
die überall gestellt wird und auf die vor allem andern auch die Lausanner Kon- 
ferenz eine Antwort wird suchen müssen. Da aber ist die fast unglaubliche Tat- 
sache zu verzeichnen, daß eine bündige Antwort gar nicht gegeben werden kann, 
daß man zur Ermittlung der Höhe der deutschen Tributleistungen aufSchätzun- 
gen angewiesen ist! „Die Übertragung dieser Werte erfolgte außerhalb jeg- 
licher wirtschaftlichen Gesetze“, heißt es bei Müller-Jabusch: Handbuch des öffent- 
lichen Lebens. 


Noch schärfer fast lautet das Urteil, das Lloyd George in seinem soeben erschie- 
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nenen Buche: The truth about reparations and war-debts über ein Verfahren fällt, 
das geradezu als Spott auf Treu und Glauben im Völkerverkehr anmutet und in 
seiner Wirkung erst deutlich wird, wenn man es sich auf die Verhältnisse des 
privaten Wirtschaftslebens angewandt denkt. Er sagt: „Die Bücher wurden von 
den Alliierten geführt, und die Grundsätze ehrlicher Rechnungsführung (fair 
accountance) sind durch die Art, wie Soll und Haben gegenübergestellt wurden, 
verletzt worden (outraged).“ 

Für diesen ungeheuerlichen Reparationswirrwarr ist in erster Linie die freilich 
durch den Versailler Vertrag gestützte Reparationskommission verantwortlich, die 
z.B. bis zum 1.5. 1921 keinen Pfennig auf Reparationen abgebucht hat. Er ist 
eine nach Reparation und Wiedergutmachung geradezu schreiende Anklage der 
Leichtfertigkeit, mit der eine Angelegenheit behandelt worden ist, die nicht nur 
für das Schuldnervolk, sondern auch für alle in das Weltwirtschaftssystem ein- 
gegliederten Staaten eine Lebensfrage darstellt. Die Schätzungen der Sachverstän- 
digen aller Nationalitäten (Keynes, Brentano, Gide, Moulton, McGuire u. a.*) 
bestätigen diesen Eindruck. Ich beschränke mich hier auf die amtlichen Aufstel- 
lungen. Die deutsche Abrechnung vom 9. ı. 1932 weist an Leistungen bis zum 
30. 6. 1932 67,673 Mill. Goldmark aus, während nach der französischen, von der 
Repko vertretenen Aufstellung vom 13. 2. 1932 nur 20,769 Mill. Goldmark, davon 
an Frankreich 10,651 Millionen Goldmark, bezahlt sein sollen. Also Meinungs- 
verschiedenheiten um die Kleinigkeit von 47 Milliarden Goldmark! Sprechen diese 
Zahlen nicht ein vernichtendes Urteil über die Moral eines Friedensvertrags, der 
in einer Abrechnung, die in Soll und Haben auf Heller und Pfennig stimmen 
müßte, eine solche Diskrepanz möglich macht? Ein Abbild der jeder vernünf- 
tigen Finanzgebarung hohnsprechenden Willkür, mit der verfahren wurde, geben 
auch die französischen Angaben über die Höhe der ersatzpflichtigen Schäden. Im 
September ıgırg nannte der berüchtigte Finanzminister Klotz in der Deputierten- 
kammer 300 Milliarden Goldmark; im Januar ıg21 gab die französische Regie- 
rung ihre Schadenersatzforderung auf 136 Milliarden Goldmark an; im Mai 1921 
waren es „nur“ noch 68 Milliarden. (Georges Clemenceau: Grandeurs et mi- 
seres d’une victoire.) Im Haushalt für 1932 sind dafür 98 Milliarden Franken 
angesetzt; in jener amtlichen Erwiderung vom 13. 2. 32 auf die deutsche Auf- 
rechnung der Reparationslasten wurden dagegen diese Schäden mit 250 Milliarden 
Franken angegeben **). In diesen französischen Ansprüchen sind die Pensionen noch 
nicht einbegriffen; sie betragen allein für Frankreich nach der Angabe des Bericht- 
Te) Eine Übersicht gibt Dr. G. E. Heinecke in der Schrift: Schluß mit den Reparationen! 

**) Die französische Veröffentlichung erinnert in diesem Zusammenhang daran, daß Deutsch- 
land ı87ı von Frankreich 5 Milliarden Franken erhalten habe. Der Unterschied zwischen den 
Kriegsentschädigungsforderungen von 1871 und 1918 spricht für sich. Um noch deutlicher zu 


machen, wie vorteilhaft das deutsche Verfahren von 1871 von dem der Sieger von ıg18 ab- 
sticht, sei hinzugefügt, daß damals Bleichröder auf Bismarcks Befragen die Leistungsfähigkeit 
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erstatters der Kammer, des Abg. Dubois, 7ı Milliarden Franken und für die Alluer- 
ten insgesamt nach Bakers Schätzung 85 bis 95 Milliarden Goldmark. 

Alle diese weit auseinandergehenden Zahlen bestätigen, daß es aus dem heil- 
losen Reparationschaos nur den einen Ausweg gibt, den der sozialistische 
Abg. Lson Blum in der französischen Kammer vorgeschlagen und zu dem die 
deutsche Regierung sich sofort bereit erklärt hat: eine schiedsrichterliche 
Entscheidung darüber, ob mit den bisherigen Leistungen nicht Deutschlands 
Pflichtigkeit längst abgegolten ist. Frankreich will diesen Weg nicht gehen, wie es sich 
auch weigert, die Schuldfrage (Art. 231) durch Schiedsspruch entscheiden zu lassen. 

Und doch hätte gerade Frankreich alle Ursache, nicht so schroff auf seinem 
Schein zu bestehen. Lloyd George macht a. a. O. darauf aufmerksam, wie ungerecht 
es ist, von Deutschland Tributleistungen nach dem Stande der Vorkriegswährung 
zu fordern, während Frankreich, Belgien und Italien ihre Währung beträchtlich 
unter jenem Stande stabilisiert hätten und dadurch Frankreich seine innere Schuld 
nicht nur, sondern auch seine Verpflichtung gegen die fremden Inhaber franzö- 
sischer Kriegsanleihe willkürlich ermäßigt habe. Auch habe Frankreich bis jetzt nur 
1/3 der Summen zurückgezahlt, die es den USA. und Großbritannien schulde. 


* 


Bemerkenswert ist, daß Rathenau in einer Reichstagsrede am 29. 3. 1922 
die damals schon geleisteten Reparationszahlungen mit 45,6 Milliarden Goldmark 
und unter Hinzurechnung der Kolonien auf weit über ıoo Milliarden angesetzt 
hat. Wie kam es nun, daß von einer solchen Hinzurechnung der Kolonien gar keine 
Rede war? Im fünften seiner ı44ı Punkte hatte Wilson ‚‚freie, weitherzige und un- 
bedingt unparteiische Schlichtung aller kolonialen Ansprüche“ gefordert. Um die 
Verletzung auch dieses Versprechens der Friedensvereinbarung zu bemänteln, wurde 
die koloniale Schuldlüge erfunden und behauptet, Deutschland sei wegen mora- 
lischer Minderwertigkeit untauglich dazu, die Eingeborenen zu erziehen. Mit Hilfe 
dieser Lüge erlangte man die Zustimmung Wilsons, der sich einer glatten Annexion 
der Kolonien entschieden widersetzte, zu dem System der Kolonialmandate 
unter der Aufsicht des Völkerbundes. Einer, der dabei war, eben jener 
Staatssekretär Wilsons, Robert Lansing, der auch die Note über die Friedens- 
vereinbarung unterzeichnet hatte, bezeugt uns, daß sich hinter der selbstgefälligen 
Scheinheiligkeit dieses Verfahrens nackte Habgier und Beutesucht verbargen. Er 
schreibt in seinem 1921 erschienenen Buche: The peace negotiations: 


Frankreichs auf ıo Milliarden Franken schätzte, und daraufhin Bismarck die Hälfte forderte. 
Damals wurde Frankreich auf den Kopf der Bevölkerung mit 109 Mark belastet, während 
Deutschland nach dem Versailler Vertrag 1375 Mark auf den Kopf zu tragen hat. Einer Kor- 
rektur bedarf auch die Behauptung der amtlichen französischen Veröffentlichung, daß Elsaß- 
Lothringen 1871 ohne jede Entschädigung hätte abgetreten werden müssen. Laut Frankfurter 


Vertrag ist das Eigentum der französischen Ostbahn mit 325 Millionen Franken angerechnet 
worden. 
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Wenn die Befürworter des Mandatssystems den Schein vermeiden wollten, feindliches 
Gebiet als Kriegsbeute einzustecken, so war das eine Ausflucht, die niemand täuschte. 
Wären die Kolonien unter die Siegermächte verteilt worden, so hätte Deutschland mit Recht 
verlangen können, daß ihm der Wert für solche Gebietsabtretungen auf die 
Kriegsentschädigung angerechnet worden wäre. Nun aber, wenn der Völker- 
bund die Verteilung der Mandate angeblich im Interesse der Eingeborenen vornahm, erwuchs 
daraus den Mandatsmächten eine Pflicht, und nun war es nicht ein Zuwachs neuen Gebiets. 
So verlor durch das Mandatssystem Deutschland ein Gebietseigen- 
tum, das seine finanzielle Schuld an die Verbündeten erheblich ver- 
mindert haben würde, während diesen nun die deutsche Kolonien zufielen, ohne daß 
sie dadurch irgendwelcher Ansprüche aus der Kriegsentschädigung verlustig gingen. Durch 
dieses Verfahren arbeitete die scheinbare S elbstlosigkeit des Mandatssystems 
zugunsten der selbstsüchtigen materiellen Interessen der Mächte, 
die die Mandate erhielten. 


Wenn man sich in Frankreich einmal dieser Vorgänge erinnern wollte, würde 
wohl auch Herr Laval nicht behaupten, daß sie mit der Moral und der Ehrlichkeit, 
die er mit Recht auch für den internationalen Verkehr fordert, in Einklang zu 
bringen seien, und man würde dort vielleicht etwas Verständnis dafür aufbringen, 
daß nach unserer deutschen Auffassung auch dieses Verfahren, durch das man uns 
um den Besitz der Kolonien gebracht hat, dringend der Reparation und der Wieder- 
gutmachung bedarf. Das Mandatssystem hat ja wenigstens die gute Seite, daß es die 
Rückkehr zu Recht und Billigkeit erleichtert, denn als Mitglied des Völkerbundes 
hat Deutschland Anrecht darauf, bei der Mandatsverteilung berücksichtigt zu wer- 
den. Nun wäre freilich der Versuch, heute noch den damaligen Wert unserer Kolo- 
nien zu ermitteln und in Rechnung zu stellen, ebenso aussichtslos wie das Bemühen, 
in das Chaos der Reparationsrechnung Ordnung und Einverständnis zu bringen. 
Da aber der Lausanner Konferenz daran gelegen sein muß, endgültige Lösungen 
zu finden, denen alle Beteiligten zustimmen, so wird sie nicht nur den Anspruch 
Deutschlands auf Kolonialmandate anerkennen, sondern auch feststellen müssen, 
daß mit dem Einsatz des Wertes der Kolonien in die Reparationsrechnung Deutsch- 
lands Tributverpflichtung reichlich abgegolten ist. Das ist kein unbilliges Verlangen, 
denn man erinnert sich, daß der Engländer E. D. Morel*), der durch die Auf- 
deckung der Kongogreuel bekanntgeworden ist und vor dem Kriege als einer der 
besten Kenner kolonialer Verhältnisse galt, gesagt hat, die Summen, die aus den 
deutschen Kolonien gezogen werden könnten, überstiegen bedeutend die gesamten 
Kriegskosten, und daß nach englischer Schätzung allein der Wert der kleinen Phos- 
phatinsel Nauru in der Südsee auf 30 Milliarden Goldmark ermittelt worden ist**). 


* 


Alles in allem: Deutschland erwartet von der Lausanner Konferenz eine Repa- 
ration der Reparationen. 
(Abgeschlossen am 6. 4. 32.) 


*) Dr. Heinr. Schnee: Die koloniale Schuldlüge. 
*) K. Haushofer: Geopolitik des Pazifischen Ozeans. 
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WALTER SCHÜCK: 
Enteuropäisierung Lateinamerikas? 


Die Entscheidung der Frage, ob das Lateinische Amerika geistig, politisch und 
wirtschaftlich in erster Linie amerikanisch oder in erster Linie iberisch, d. h. 
europäisch ist, gehört zweifellos zu den schwierigsten Entscheidungen überhaupt, 
vor die sich die Wissenschaft gestellt sieht. Eine große Anzahl von Einflußsphären 
überschneiden sich. Zunächst ist die Situation in jedem der lateinamerikanischen 
Länder verschieden, beeinflußt von der geographischen Lage, der Zusammensetzung 
der Bevölkerung und einer Reihe anderer Tatsachen. Weiterhin kommt es häufig vor, 
daß in dem gleichen Maße, in dem ein Land oder eine Ländergruppe sich wirt- 
schaftlich nach Nordamerika orientiert, kulturell eine Abwendung und eine weit- 
gehende Interessennahme an Europa erfolgt. Schließlich bestreitet die latein- 
amerikanische Literatur in weitestem Umfange die Tatsache der Anlehnung auch 
da, wo diese bereits offensichtlich erfolgt ist. Dabei ist nun wieder zu unter- 
scheiden zwischen den Pan-Iberoamerikanisten, also denjenigen, die eine geistige 
und auch wirtschaftliche Anlehnung der iberoamerikanischen Staaten aneinander 
propagieren, und den absoluten „Autarklern“, wie man sie nennen möchte, deren 
Interesse an den Landesgrenzen endet. Zu guter Letzt sei noch daran erinnert, daß 
die Dinge in Lateinamerika sehr stark im Fluß sind, daß einzelne Ereignisse und 
Männer viel leichter, als das im alten Europa möglich ist, die im Grunde ja auf 
lockeren Grund gebaute Meinung eines Landes — die nun ihrerseits nur von einer 
sehr kleinen Oberschicht gebildet wird — ändern können. 

Wenn gleichwohl im folgenden versucht wird, die Stellung des Lateinischen 
Amerika der Gegenwart zwischen Europa und Nordamerika zu präzisieren, so ge- 
schieht dies in der Überzeugung, daß es möglich ist, den Trend der Entwicklung auf- 
zuzeigen. Er weist, das sei vorweggenommen, in der Richtung schneller Yankee- 
sierung des Lateinischen Amerika, wenn nicht bald und energisch Europa dem 
jungen Erdteil seelisch — der Ausdruck erscheint mir nicht als gewagt — zu Hilfe 
kommt. Daß bei dieser seelischen Nothilfe Deutschland eine wichtige Aufgabe zu- 
fällt, ist schon deshalb selbstverständlich, weil Lateinamerika seit Generationen 
Schüler deutscher Wissenschaftler war, weil es politisch heute weitgehend im eigen- 
sten Interesse deutsche Ziele als die seinen anerkennt, schließlich, weil die latein- 
amerikanische und insbesondere die südamerikanische Wirtschaft personell und 
materiell von deutschem Einfluß durchsetzt ist und ihn, sehr im Gegensatz zum 
nordamerikanischen und englischen, als durchaus heimischen Einfluß empfindet. 


Das paniberische Ideal 


Die iberische Wurzel lateinamerikanischen Fühlens aufzuweisen, ist durch die 
Verwirrung erschwert, die im übrigen Europa hinsichtlich Ibero-Europas, also 
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Spaniens und Portugals, besteht. Von Portugal weiß der Durchschnittseuropäer 
so gut wie nichts, von Spanien kennt er nicht viel mehr als ein paar Schlagworte 
und ein paar Namen wie Cervantes, Lope de Vega und vielleicht auch noch Una- 
imuno und Ortega y Gasset*). Aber aus diesen Vokabeln formt sich kein Bild einer 
iberischen Vorstellungswelt. Es enthüllt sich erst im Verkehr mit dem Spanier und 
Portugiesen selbst; dabei zeigt sich, daß Charakteristikum des Iberers eine exzen- 
trisch-egozentrische Einstellung ist. Der Iberer findet den Kern seiner 
Vorstellungswelt außerhalb seiner selbst, außerhalb der alltäglichen Erfahrung; 
deshalb ist er besonders leicht der Beeinflussung durch Ideen anderer zugänglich, 
sofern diese Ideen nur der Phantasie genügend Raum lassen. Für eine solche Idee 
tritt dann der Iberer ein, als sei sie seine eigene — und er tut dies um so auf- 
opferungsvoller, je weniger sachliches Fundament zugunsten der Idee spricht. — 
Jetzt löst sich sofort der so häufig vom Nicht-Iberer empfundene Widerspruch 
zwischen der durchaus nicht egoistischen Veranlagung des Iberers und seiner Selbst- 
herrlichkeit. Er wird bedenkenlos den letzten Bissen nicht nur mit dem Freund, 
sondern auch mit dem Fremden teilen und wird als Selbstverständlichkeit ver- 
langen, daß Freund oder Fremder ihm im Notfall von ihrem Überfluß abgeben 
— aber er wird kein Jota seiner Überzeugung opfern, wird jeden Kompromiß und 
jeden Kompromißler verachten. Der Iberer wird jede materielle Not ignorieren; 
aber er wird sich mit Zähnen und Nägeln dagegen zur Wehr setzen, daß seine 
eigene Auffassung auch nur diskutiert, d. h. in Zweifel gestellt wird. Anspruchslos 
im Materiellen — tyrannisch im Ideellen: das ist das paniberische Ideal. 

Wir begegnen ihm im Lateinischen Amerika wieder, wenn auch die Art der 
Conquista die materiellen Ansprüche heraufschraubte. Ebenfalls stärker war von 
vornherein die Tyrannei im Gebiete des Nicht-Materiellen. Die spanischen und portu- 
giesischen Machthaber lebten in Amerika bis in die neueste Zeit in relativ ein- 
fachen Verhältnissen; auch war im täglichen Leben die etwa in englischen Kolonien 
übliche Abschließung von den Ureinwohnern oder Mischlingen durchaus unbekannt. 
Aber es gab keine Diskussion über Weltanschauungsfragen; man war Katholik und 
Monarchist auch dann noch, als die Kirche (wenn auch nur vorübergehend) in der 
Heimat an Einfluß verlor, als der Monarch des Mutterlandes aufgehört hatte zu 
regieren. Mit der Erringung der Selbständigkeit fiel die traditionsmäßige Bindung 
fort; und jetzt zeigte sich die Problematik egozentrischer Ausreifung exzentrischer 


*) An dieser Stelle sei dringend vor den Elaboraten geistreichelnder Reiseschriftsteller ge 
warnt, die mit Spanien und Spanisch-Amerika noch weniger anzufangen wissen als mit anderen 
Opfern ihrer Entdeckungssucht. Für Spanien besitzt Deutschland zwei ausgezeichnete Ver- 
öffentlichungen des letzten Jahres: ein bei Diesterweg in Frankfurt erschienenes Sammelwerk 
„Spanienkunde“ und die kleine Schrift von Pastor: „Weltanschauung und geistiges Leben in 
Spanien“; weniger über Spanien als über die Weltanschauung der dünnen Schicht spanischer 
Intellektueller sagen die Bücher von Ortega y Gasset, insbesondere „Der Aufstand der 


Massen“, 
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Ideen; aus der Idee der Freiheit leitet jeder Grundbesitzer die Berechtigung ab, 
im Namen der Freiheit die bestehende Regierung mit den Waffen zu bekämpfen; 
der Einzelne, innerlich durchaus — wie er das ja in seinem Verhalten gegenüber 
seinen Anhängern beweist — auf Unterordnung eingestellt, lehnt von einer von 
außen kommenden Idee besessen diese Unterordnung für sich selbst ab. Wer auf 
Macht vertraut, der ist stets geneigt, sich unterzuordnen, sobald er auf stärkere 
Macht stößt; wer aber glaubt, im Namen eines höheren Prinzips zu fechten, für 
den ist jede Niederlage Ansporn zu neuem Angriff. Das bringt in das iberische, und 
insbesondere iberoamerikanische, Leben jenes quichoteske Bild der sich endlos 
bekämpfenden politischen Gruppen und Grüppchen, der zwanzigjährigen Generale 
und weißhaarigen Desperados; aber hier liegen auch die Wurzeln jenes helden- 
haften Anstürmens gegen wie es scheint uneinnehmbare Bastionen politischer und 
wirtschaftlicher Macht. Es gibt keinen lateinamerikanischen Diktator, der nicht 
skrupellos alle Machtmittel des Staates benutzt hätte, um sich an der Macht zu 
halten; aber es gibt auch keinen, der nicht durch eine Gruppe opferwilliger, ad 
maiorem libertatis gloriam auch zum Einsatz des eigenen Vermögens und Lebens 
bereiter Männer, jüngerer und älterer — Alter macht in Lateinamerika durchaus 
nicht konservativ —, gestürzt worden wäre. 

Gleichwohl sind es diese Diktatoren, die aus den mehr oder weniger willkürlich 
entstandenen Staaten Spanisch-Amerikas nach der Trennung vom Mutterland all- 
mählich Nationen machen; in Brasilien, dem portugiesischen Amerika, vollzieht sich 
diese Entwicklung reibungsloser, weil dort bis 1889 ein Monarch sichtbares Symbol 
der eigenen Nation und der Verbindung mit Portugal bildete. Je länger sich nun ein 
Diktator behaupten konnte, in desto höherem Maße eignete er sich als Kontrahent 
internationaler Verhandlungen. Spanien war, nach seiner kurzen Blüte im 16. Jahr- 
hundert, mit fast grauenerregender Schnelligkeit vom Subjekt zum Objekt inter- 
nationalen Geschehens hinabgesunken, war Jahrhunderte lang autark im Geistigen 
und, von den Edelmetallzufuhren aus den Kolonien abgesehen, autark auch in 
wirtschaftlicher Beziehung. Ähnlich, wenn auch längst nicht ganz so kraß, vollzog 
sich die Entwicklung in Portugal. Das Lateinische Amerika jedoch war schon lange 
vor seinem Eintritt in die Welt als selbständige Nationen Objekt internationaler 
Kalkulationen und schon im frühen 19. Jahrhundert Subjekt mindestens von 
Niederlassungs-, Handels- und Anleiheverträgen geworden. Was man, besessen von 
der Idee der Freiheit, nicht konzediert hätte, wäre dadurch lediglich eine materielle 
prosperity erkauft: die politische Stabilität, das erforderte jetzt die Zweckmäßig- 
keit. Die Staaten des Lateinischen Amerika sind nicht, wie die Nordamerikanische 
Union, errichtet worden, um „den inneren Frieden zu sichern, die gemeinsame Ver- 
teidigung zu ermöglichen“, und schon gar nicht, um ‚‚die allgemeine Wohlfahrt 
zu fördern“; sondern so, wie sie sich uns heute darstellen, sind sie ein Produkt aus 
der Energie eines Diktators, der eine Zeitlang seine Auffassung von Freiheit durch- 
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setzen konnte, und der Notwendigkeit, bei Verhandlungen mit fremden Mächten 
eine aktionsfähige Regierung als Verhandlungspartner zu stellen. 


Entiberisierung durch Einwanderung 


Die „ewigen Revolutionen“ des Lateinischen Amerika sind noch eine rein 
iberische Erscheinung. Aber abseits von der Revolutionszone wächst mit dem Beginn 
des ıg. Jahrhunderts in den meisten Ländern eine Gruppe von Menschen heran, 
die weder gefühlsmäßig noch auch juristisch irgendwie an einen Clanführer ge- 
bunden sind, die politisch überhaupt nicht, wirtschaftlich aber um so stärker inter- 
essiert sind: die Immigranten. Mag der Einwanderer, wie in der Mehrzahl der 
Fälle, aus Spanien oder Portugal oder Italien, mag er aus Deutschland oder Polen 


stammen: stets liegt ihm zunächst die Verbesserung seiner wirtschaftlichen Lage 


8 
am Herzen, die ihm eine stabile Regierung, sei sie so schlecht sie wolle, am ehesten 
verbürgt. Bis ins 20. Jahrhundert sind die südamerikanischen Diktatoren genau so 
immigrantenfreundlich orientiert, wie es die brasilianischen Kaiser waren; der Ein- 
wanderer ist konservativ, und er fordert nichts als Verständnis für seine gleich- 
zeitig dem Fortschritt des Landes dienenden rein wirtschaftlichen Pläne. 

Aber auf die erste Generation der Einwanderer folgt eine zweite und dritte, die 
nun nicht mehr so ausschließlich wirtschaftlich interessiert ist. Die Anfangs- 
schwierigkeiten der Übersiedlung und Siedlung sind meist überwunden; das Inter- 
esse am Vaterland der Eltern und Großeltern läßt nach, dasjenige an der neuen 
Heimat erwacht. Mischehen führen vielfach in sozial höher stehende Kreise. So 
wird der Immigrant allmählich in das politische Getriebe hineingezogen; aber er 
kann, will er auch oft durch überbetonte Anpassung an das Milieu seine fremde 
Herkunft vergessen machen, sein Anders-Sein nicht verbergen. Er ist Sohn oder 
Enkel eines Spaniers oder eines Deutschen; aber er ist kein Spanier, kein Deutscher 
mehr — und ist und wird nie sein ein Südamerikaner. Er bleibt in erster Linie 
Abkömmling eines politisch am neuen Vaterland uninteressierten, wirtschaftlich 
an ihm um so stärker interessierten Menschen, und so trifft er — ungewollt selbst- 
verständlich und ungewußt — ein Kompromiß: er sucht wirtschaftliche 
Ziele mit politischen Mitteln zu erreichen. 

Das ist im politischen Leben Iberoamerikas etwas Neues. Der politisch maß- 
gebende Grundbesitzer hatte bisher ein ungeheures Vermögen. Er dachte in den 
seltensten Fällen daran, es überhaupt zu mehren; es wäre ihm nie eingefallen, daß 
man durch Revolutionen zu Geld kommen könne. Denn die Revolutionen mußten 
ja mit eigenem Geld bezahlt werden, und es war schon Glück, kam man mit heilen 
Gliedern und ohne Vermögensschmälerung nach Haus. Der Immigrant erst bringt 
in das iberische Amerika den Geist des ıg. Jahrhunderts, den Wunsch, durch Geld 
zu herrschen. Durch feinste Kanäle dringt dieser Geist in die herrschende Schicht 
der Länder, nicht in ganz Lateinamerika zu gleicher Zeit, nicht überall mit gleicher 
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Intensität. Überall aber steht der „Criollo“, der Eingeborene, dieser Entwicklung 
verständnislos gegenüber. Man kann ihn und den Neger auch heute noch mit 
tönenden Phrasen über die Heiligkeit der Freiheit aufputschen, aber man wird ver- 
geblich versuchen, ihn zu kaufen. Er wird Geld nehmen — und wird passiv bleiben. 
Der Nexus fehlt zwischen dem Geforderten und dem Gebotenen. Der verworfenste 
Mischling wird für ein paar Dollar seinem Freund den Hals abdrehen — aber er 
wird sich durch Geld zu keiner politischen Aktion hinreißen lassen. 

Mit der Durchdringung der herrschenden Oberschicht mit kapitalistischem Geist 
beginnt die soziale Bindung zu zerreißen, die bisher Herrscher und Beherrschte 
stärker aneinander fesselte, als dies der gemeinsame Glaube vermochte. Gleich- 
zeitig lockert sich das nie sehr enge Verhältnis zum Mutterland weiter. Fasziniert 
blickte man auf Paris, das Zentrum der Intelligenz, London, das Zentrum der Geld- 
macht, und in den letzten Jahrzehnten vor dem Weltkrieg mehr und mehr auch 
nach Berlin, dem Emporium der Technik. Als dann um die Jahrhundertwende 
Spanien den Rest seines Kolonialreiches verlor, als die Aufteilung des portugie- 
sischen Kongogebiets nur noch eine Frage der Zeit zu sein drohte, da schien der 
Iberismus für Lateinamerika erledigt. Die jeunesse doree wetteiferte darin, die 
iberischen Wurzeln der eigenen Zivilisation zu leugnen; die Universitäten ver- 
zichteten auf Universalität des Wissens und wurden zu Instituten, die einen be- 
stimmten Lehrstoff in möglichst kurzer Zeit eintrichtern wollten; statt wie früher 
weniger zu scheinen, als man war, legte man jetzt den größten Wert darauf, mög- 
lichst großen Aufwand zu treiben. 


Die Invasion des Yankeetums 


Schon die Aufzählung dieser wenigen Symptome des ‚neuen Geistes“ läßt er- 
kennen, daß das Lateinische Amerika um die Jahrhundertwende in eine Bewegung 
hineingezogen wird, die wir alle vor ein paar Jahrzehnten als ‚Fortschritt‘ be- 
grüßten, die wir heute als materialistisch brandmarken und in der wir einen der 
Gründe sehen, welche die gegenwärtige Krise der europäischen Zivilisation herauf- 
geführt haben. Lateinamerika ‚‚zivilisiert“ sich; das wirtschaftliche Leben bewegt 
sich in Buenos Aires schließlich in nicht viel anderen Formen als in Hamburg, von 
der Wirtschaft her wird die Politik in Rio de Janeiro und S. Paulo bald genau so 
beeinflußt wie in Paris und Petersburg. Diese Entwicklung befindet sich auf dem 
Höhepunkt, als der Weltkrieg ausbricht und mit einem Schlage die Beziehungen 
Lateinamerikas zu Europa löst. 

Man hat oft gesagt, der nordamerikanische Einfluß sei auch schon vor dem Welt- 
krieg im Lateinischen Amerika sehr groß gewesen und habe schon damals von Jahr 
zu Jahr an Intensität gewonnen. Das ist richtig, soweit man lediglich die wirtschaft- 
liche Seite der Beeinflussung betrachtet. Aber vor dem Weltkriege bestand ja die 
Stärke auch derjenigen lateinamerikanischen Staaten, in denen wie in Mexiko die 
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Dollardiplomatie ihren unheilvollen Einfluß in sehr hohem Grade ausübte, in der 
Möglichkeit, stets nach mehreren Seiten Fühlung zu halten und die USA. sowohl 
gegen London wie gegen Frankreich oder Deutschland auszuspielen. Man besaß 
_ damals im Lateinischen Amerika das Gefühl der Unabhängigkeit derart ausgeprägt, 
daß die politischen Übergriffe Nordamerikas wohl abgelehnt, aber nicht einmal als 
Bedrohung der eigenen Unabhängigkeit empfunden wurden. Der Weltkrieg bringt 
Nordamerika ein Monopol auf Lateinamerika, und zwar ein politisches, wirtschaft- 
liches und vor allem auch kulturelles Monopol. Europa vermittelte, neben dem 
animus economicus, stets auch geistige Güter; Nordamerika focht unter der Devise, 
materielles Wohlergehen mache den Menschen frei, und alles geistige Streben müsse 
also der Aufgabe dienen, das materielle Wohlergehen zu fördern. Diese These 
schlägt der iberischen Auffassung ins Gesicht; aber wohin sollte sich Lateinamerika 
in einer Zeit wenden, da alles zu wanken schien? Von einem Pan-Iberismus wollte 
man nichts wissen; argwöhnisch betrachtete man die unbeholfenen und nicht immer 
sehr geschickten Versuche Spaniens, sich seinen ehemaligen Kolonien wieder zu 
nähern. Das einst bewunderte Europa zerfleischte sich in entsetzlichen Kämpfen, 
zieh sich vor den zunächst neutralen südamerikanischen Staaten gegenseitig der 
schlimmsten Missetaten; der Friedensvertrag sollte wenige Jahre später brutal ent- 
hüllen, wie wenig ernst man es gemeint hatte, als man vorgab, den Krieg im 
Namen der Freiheit und Gerechtigkeit zu führen — eine exzentrische Maxime, für 
die sich echt iberisch die Lateinamerikaner begeistert hatten. So fiel man kampf- 
los Nordamerika in die weit geöffneten Arme. 

Man kann die Yankeesierung des Lateinischen Amerika in der Nachkriegszeit 
nicht verstehen, ohne daran zu erinnern, daß der stumme Film in den Jahren 1920 
bis 1929 seine Blütezeit sah. Bis dahin war die Wirtschaft, war die Politik yankee- 
siert worden; aber der Materialismus hatte dabei doch nur die oberste Schicht der 
Bevölkerung erfaßt. Auch innerhalb dieser war die Frau iberisch geblieben. Es 
galt für unfein, im Hause des Politikers, des Kaufmanns etwa in der Form vom 
Geschäft zu reden, wie man es tagsüber in der City getan hatte; wie man an der 
Fiktion der Kirchengläubigkeit festhielt, so an der des Verachtens von Geld und 
Gut. Der Film bringt die Wandlung; er wird in Lateinamerika gesellschaftlicher 
Mittelpunkt wie einst das Theater in Europa. Was aber zeigt der Film? Das Leben 
der upper ten in New York und Chicago, den Städten, die man sich auf politischem 
und wirtschaftlichem Gebiet längst zum Vorbild genommen hatte. Dort, so predigt 
Hollywood, das den Markt beherrscht, kommt es nur darauf an, Geld zu machen; 
der Mann kauft Liebe, politischen Einfluß, wirtschaftliche Macht durch Geld, das 
er irgendwie verdient hat; die Frau muß danach streben, durch jedes Mittel den er- 
folgreichen Mann an sich zu fesseln. Nichts ist mehr heilig; Frauen betrügen ihre 
Männer; der Beamte betrügt den Staat; der Verbrecher arbeitet Hand in Hand mit 
der Polizei. Die Wirkung dieser Filmgeschichten auf die Lateinamerikaner deckt 
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sich etwa mit der Wirkung von Detektivgeschichten auf Sextaner: fiebernd lasen 
die jungen Völker in dem reizvoll ausgestatteten Bilderbuch, das da lehrte, Geld 
und nur Geld allein sei wesentlich, unwesentlich aber der Weg zu ihm. 

In diesem Jahrzehnt zwischen 1920 und 1929 verschachern lateinamerikanische 
Politiker wertvolle Teile aus dem Vermögen ihres Volkes für ein Butterbrot und 
ein paar persönliche Vorteile an ausländische Finanzgruppen; in diesem Jahrzehnt 
beginnt die Kaffee- und Salpeterspekulation, deren Geschichte recht trübe Kapitel 
aufweist; in diesem Jahrzehnt verlernt Lateinamerika die Bescheidenheit in der 
Lebensführung und im Auftreten gegenüber Völkern mit alter Kultur; in diesem 
Jahrzehnt saugen ein paar Hauptstädte das flache Land aus und lassen es in einem 
Zustand desolater Rückständigkeit, nur um selbst mit pseudoantiken Bauwerken, 
mit scheußlich prunkvollen Regierungspalästen aufwarten zu können. 


Das Erwachen 


Lateinamerika hat diese Entwicklung widerstandslos über sich ergehen lassen. 
Wo sollte es auch eines Besseren belehrt werden? Europa starrte ja selbst fasziniert 
nach Nordamerika, dessen Lehre von der ewigen Prosperity mit der Eindringlich- 
keit einer Parteiparole so lange wiederholt wurde, bis alle Welt daran glaubte. Als 
1929 diese Lehre erschüttert, als sie 1930 als Nonsens entlarvt wird, stürzt das 
Lateinische Amerika in einen Strudel von Revolutionen, in dem es die zufällig an 
der Macht befindlichen Präsidenten für schuldig an den Nöten der Gegenwart er- 
klärt. Da alle diese Machthaber unter Ignorierung der Verfassungen regiert haben, 
ist es leicht, ihnen den Prozeß zu machen. Aber auch ihre Nachfolger können den 
Sturz nicht aufhalten. Die Einfuhren sinken mit den Exporten; der Lebensstandard 
sinkt, und sinkt am stärksten bei den wenigen Wohlhabenden, da sich die breite 
Masse in ihrem Einkommen nie wesentlich über ein bescheidenes Existenzminimum 
erhoben hatte. Zwar läßt sich das Gift der Raffgier nicht mehr aus dem Blut der 
Führerkreise entfernen; aber hier und dort dämmert doch die Erkenntnis, daß 
man andere Wege zu gehen habe, solle sich Lateinamerika neben Europa und Nord- 
amerika eine eigene Physiognomie erhalten. 

In diesem Augenblick wendet man sich wieder Europa zu, und man begegnet zu- 
nächst dem iberischen Europa, in dem durch einen glücklichen Zufall gerade 1930 
die iberische Ausstellung in Sevilla Ibero-Europäer und Ibero-Amerikaner zusam- 
imenführt. Was aber bietet Europa 1930, was bietet es heute? Wieder, wie nach 
ıgı/, herrscht ein Kampf aller gegen alle; wieder, wie 1919 Gerechtigkeit, ruft 
man heute Abrüstung — und betreibt physische und moralische Aufrüstung. 
Spanien mag bereit sein, Lateinamerika wirtschaftliche Zugeständnisse zu machen; 
aber Spanien ist schwach, seine Führer kennen kein höheres Ziel, als sich zu ‚‚euro- 
päisieren“, wenngleich auch sie in die iberoamerikanische Einheitsfront gegen den 
Krieg eingeschwenkt sind. Das übrige Europa aber ignoriert Lateinamerika; la-bas 
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mag passieren, was wolle: man hat seine eigenen Sorgen. Selbst in Paris herrscht 
heute die Eiseskälte höflicher Interesselosigkeit für alles, was sich in Ländern er- 
eignet, die wie Lateinamerika nicht Geld zu verleihen haben, sondern neues Kapital 
brauchen. Und das Londoner Interesse ist so einseitig wirtschaftlich und so allein 
auf Argentinien konzentriert, daß man sich in Süd- und Mittelamerika über die 
Hintergründe dieser Freundschaft keine Illusionen macht. Deutschland schließlich 
wirkt, mit der Mode der Autarkie oder wenigstens der Südostorientierung, ganz 
und gar nicht attraktiv. Das auszusprechen ist schmerzlich; aber es wäre falsch, 
vor dieser Abwendung des Interesses, wenn auch nicht der Sympathie Südamerikas 
für Deutschland die Augen zu verschließen. 

Kein Zufall ist es, daß in diesem Augenblick des Versagens Europas die Latein- 
und speziell die Südamerikaner wieder auf einen engeren Zusammenschluß der 
iberoamerikanischen Nationen hinarbeiten. Oft ventilierte Pläne einer südameri- 
kanischen Zollunion werden hervorgeholt; auf der Abrüstungskonferenz hat nament- 
lich der Vertreter Uruguays, der Gesandte in Berlin, Cosio, die Durchführung der 
moralischen und tatsächlichen Abrüstung in Südamerika (der Chaco-Konflikt 
zwischen der ı Million Paraguayer und den 3 Millionen Bolivianern spielt prak- 
tisch keine Rolle) unterstrichen. Aber Südamerika oder auch Lateinamerika allein 
ist zu schwach, isoliert zu bleiben; es bedarf nicht nur der wirtschaftlichen, sondern 
mehr noch der kulturellen Hilfe. Man gebe ihm die simpelste philosophische 
Theorie, und sei es auch nur das Hilfsmittel des Behaviorismus: auch diese Stütze 
wird besser sein, als die Führer von 100 Millionen sich selbst zu überlassen, nach- 
dem man sie dem eingeborenen Iberertum und dem ihnen gemäßen Europäertum 
entfremdet hat. 

So, unbefriedigt von den iberischen Mutternationen, unfähig, ohne Hilfe zu 
bleiben, muß Lateinamerika aufs neue den Weg der Yankeesierung gehen, sofern 
nicht Mittel- und Westeuropa ihm noch in letzter Stunde zu Hilfe kommen. Man 
verstehe recht: Anleihen und private Kapitalinvestitionen sind ein Mittel, sie sınd 
nicht das Mittel, um Lateinamerika oder wenigstens Südamerika, sei es zu yankee- 
sieren oder zu europäisieren. Entscheidend ist die geistige Einstellung. Entscheidend 
ist, ob Europa in der Philosophie, in der Medizin, im Recht Ideen gebiert, die eine 
Bereicherung der Welt bedeuten; entscheidend ist, ob Europa als malade imagi- 
naire nicht über den Horizont seiner eigenen Leiden hinaussieht oder ob es einen 
Bruchteil seines Interesses für die Vorgänge in anderen Erdteilen reserviert. Frei- 
lich, Europa wird nie das gleiche wie Nordamerika geben können; begibt es sich in 
einen Konkurrenzkampf allein mit wirtschaftlichen Waffen, so wird es unter- 
liegen. Die Aufgabe eines Europa, das wert wäre, die seit der Jahrhundertwende 
verlorengehende Führerstellung in der Welt wieder zu erringen, bestünde darin, das 
wirtschaftliche Denken der Gegenwart durch die Suprematie der Geisteswissen- 
schaften zu ersetzen und dadurch nicht nur bei den Iberoamerikanern, sondern 
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überall in der Welt verwandte Töne anklingen zu lassen, die Besinnung auf der 
Menschheit besseren Teil zu fördern. Gerade junge Völker wie die Iberoamerikaner 
haben diese Umkehr, diese Abkehr von dem sogenannten und auch in den Ver- 
einigten Staaten selbst oft genug bekämpften Amerikanismus in Europa oft mit Be- 
dauern vermißt. Erfolgt sie jetzt, ohne daß dadurch das unangebrachte Gefühl der 
Selbstgerechtigkeit im Europäer Nahrung findet, dann besteht noch einige Hoff- 
nung, den endgültigen Abmarsch der iberischen Staaten der Neuen Welt ins ameri- 
kanische Lager zu verhindern, dann wird dieser seinem Wesen nach europäische 
Geist in seiner besonderen iberoamerikanischen Gestaltung auch fruchtbar auf 


Europa zurückwirken. 


ERNST SAMHABER: 


Neue Formen der Dollardiplomatie 
Der chilenische Salpetertrust in der Krise 


In den Jahren nach dem Weltkrieg haben die Nordamerikaner ihre finanzielle 
Stärke rücksichtslos ausgenutzt, um sich in Südamerika eine Vormachtstellung 
zu schaffen. Nachdem aber die Weltkrise die Möglichkeiten unbegrenzter Kredit- 
gewährung hat versiegen lassen, sind manche der großen Gründungen des 
nordamerikanischen Kapitals in Schwierigkeiten geraten. Es stellte sich heraus, 
daß vielfach die großartige Fassade eine durchaus zweifelhafte Finanzgebarung 
verdeckt hatte. Eines der besten Beispiele ist der große chilenische Salpetertrust, 
die ‚‚Cosach“ (Compania de Salitre de Chile); und es lohnt sich, einmal der Ge- 
schichte dieser Gesellschaft nachzugehen. 

Bis zum Weltkrieg hat die Produktion von Stickstoff in Chile dauernd zu- 
genommen, und zwar war es in erster Linie die Nachfrage der deutschen Land- 
wirtschaft nach künstlichen Düngemitteln. Die deutsche Chemie hat dann im Welt- 
kriege den großen Umschwung herbeigeführt, der die Machtstellung Chiles auf dem 
internationalen Stickstoffmarkt erschüttern sollte. Die Herstellung künstlichen 
Stickstoffs nach der Methode Haber-Bosch, zunächst im Kriege in Leuna unter 
dem Druck der Blockade aufgenommen, wurde nach dem Kriege die Grundlage 
für eine gewaltige Industrie nicht nur in Deutschland, sondern auch in Norwegen, 
Frankreich, den Vereinigten Staaten und anderen Ländern. Dabei war nicht immer 
der rein kaufmännische Gesichtspunkt maßgebend, vielfach waren es militärische 
Rücksichten: man wollte für den Kriegsfall eine ausreichende Stickstoffgewinnung 
für Munitionszwecke gesichert haben. 

Die Folge war eine Verschiebung der Salpeterverschiffungen: sie gingen statt 
nach Deutschland, bisher dem besten Kunden, nunmehr in andere Länder, vor 
allem nach Nordamerika. Je mehr die Getreidewirtschaft als Abnehmer ausfiel, 
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desto größere Bedeutung erlangte der Baumwollanbau als Verbraucher für chile- 
nischen Salpeter. 

Die erste Krise, kurz nach dem Weltkrieg, beruhte noch nicht auf der Kon- 
kurrenz des künstlichen Stickstoffs, sondern auf der finanziellen Erschöpfung der 
europäischen Länder, verbunden mit dem Aufhören der Kriegsindustrie. Aber 
schon die Krise des Jahres 1926 mußte die größten Besorgnisse erwecken, ob die 
bisherige Salpetergewinnung, verbunden mit der hohen Besteuerung, nicht jeden 
Wettbewerb mit dem künstlichen Stickstoff ausschlösse. Die Frage war daher, ob 
die Industrie ihre Unkosten senken und ob der Staat sich von den Einnahmen aus 
dem Salpeterzoll frei machen könne. 

Chile hat seit dem Salpeterkrieg zum großen Teile von den Einnahmen aus 
den eroberten Provinzen gelebt. ıgı3 stammten etwa die Hälfte der Staats- 
einnahmen aus dem Ausfuhrzoll auf Salpeter, und von den 30%, die aus den 
Einfuhrzöllen flossen, kann man ebenfalls einen erheblichen Teil als indirekte 
Einnahmen aus Salpetererzeugung und Ausfuhr bezeichnen: durch sie wurde die 
ziemlich hohe Einfuhr von Luxusartikeln ermöglicht. Erst die gründliche Re- 
organisation der Staatsfinanzen, vor allem die Einführung direkter Steuern, be- 
sonders der Einkommensteuer, schien den Staat finanziell vom Salpeter un- 
abhängig zu machen. Genau betrachtet war es die so erreichte stärkere Heran- 
ziehung der Kupferindustrie zu den Staatslasten, welche die Einnahmen Chiles 
auf eine breitere Basis stellte. 

Wichtiger schien die technische Reorganisation der Gewinnungsmethoden. Das 
alte Verfahren, Shanks-Verfahren genannt, bestand in der Sprengung von Nestern 
höheren Stickstoffgehaltes, etwa bis 20 v. H.; dieses sogenannte caliche wurde 
in großen, von Dampfschlangen durchzogenen Kesseln unter Verdunstung des 
Wassers eingekocht, so daß der Salpeter in einer für den Landwirt durchaus zu- 
reichenden Reinheit übrigblieb. Nordamerikanische Ingenieure arbeiteten nun eine 
Methode aus, die mit Hilfe großer Kapitalien eine möglichst weitgehende Mecha- 
nisierung und Rationalisierung der gesamten Gewinnungsmethoden erzielen sollte. 
Vor allem wurde das Auskochen durch ein kaltes chemisches Verfahren ersetzt; es 
bedeutete in der wasser- und brennstoffarmen Atacamawüste große Ersparnisse. 

Dies Verfahren wurde nach den großen nordamerikanischen Kupferindustriellen 
das „Guggenheim“-Verfahren genannt. Die Guggenheim sind die Besitzer der 
großen chilenischen Kupferminen Teniente, Chuquicamata und Potrerillos und 
kontrollieren damit 95% der chilenischen Kupferindustrie. Durch ihre Beteiligungen 
an der nordamerikanischen Kupferindustrie und ihre enge Verbundenheit mit dem 
Finanzkapital, in erster Linie mit Morgan, waren sie in der Lage, die Reorgani- 
sation der Salpetererzeugung durchzuführen. Diese konnte aber nicht durch Um- 
bau der bestehenden Werke erfolgen, sondern nur in der Anlage neuer Mammut- 
betriebe. Nachdem die ersten Versuche in Coya Norte befriedigend ausgefallen 
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waren, bauten die Guggenheim das Riesenwerk Maria Elena und ließen die Pläne 
für ein weiteres, Pedro de Valdivia, ausarbeiten. 

Auch unter normalen Verhältnissen mußten diese neuen Werke zu einer völ- 
ligen Revolutionierung der Industrie führen und die kleinen Betriebe mit dem an- 
geblich veralteten Shanks-Verfahren völlig entwerten. Dazu kam im Jahre 1930 
die immer weiter um sich greifende Weltwirtschaftskrise, die einen scharfen Rück- 
gang der gesamten Salpeterausfuhr zur Folge hatte. Es häuften sich die Vorräte, 
die kapitalschwachen Gesellschaften konnten immer schwerer Kredit finden und 
standen vor dem Zusammenbruch. Ebenso sah die chilenische Regierung ihre Ein- 
nahmen bedroht, wenn sie zugunsten der schwachen Firmen auf den Ausfuhrzoll 
verzichten sollte. 

In diesem kritischen Augenblick begannen die Verhandlungen zwischen denı 
Staat und den Salpeterindustriellen, die auf die Gründung eines einzigen, die 
gesamte Produktion umfassenden Trusts in Form einer Aktiengesellschaft hin- 
zielten. Der von der Regierung aufgestellte Plan bewertete die Aktiven der ge- 
samten Salpeterindustrie mit 1036 Millionen, die aber mit 1200 Millionen angesetzt 
werden sollten, um den Industriellen entgegenzukommen. Dazu sollten die Patente 
und Verfahren mit 300 Millionen Pesos angesetzt werden, so daß die Industriellen 
1500 Millionen Pesos in Aktien bekommen sollten. Den gleichen Betrag in Aktien 
sollte die Regierung für die Einbringung ihrer noch nicht ausgenutzten Salpeter- 
felder und für den Verzicht auf den Salpeterausfuhrzoll erhalten. Mit anderen 
Worten, die Regierung wurde mit 50% an den Gewinnen beteiligt und verzichtete 
dafür auf die Steuer. Es schien die Möglichkeit gegeben, durch straffe Zusammen- 
fassung der gesamten Erzeugung eine durchgreifende Rationalisierung durch- 
zuführen, die veralteten Werke stillzulegen und in wenigen leistungsfähigen Be- 
trieben die Produktion so zu verbilligen, daß eine weitgehende Wettbewerbsmög- 
lichkeit gegen den künstlichen Stickstoff gegeben war. 

Die nordamerikanische Gruppe glaubte, diese Gelegenheit benutzen zu können, 
sich zum Herrn der gesamten Salpeterindustrie und damit auch des chilenischen 
Staates aufwerfen zu können. Sie verlangten 70% der Aktien in Privatbesitz, da 
sie einen solchen Prozentsatz der Kapazität repräsentierten. Nach ihrer Auffassung 
waren die Aktiven der übrigen Firmen nur 300 Millionen wert, so daß sie An- 
spruch auf 1200 Millionen hätten. Nach langen Verhandlungen gelang es, ihren 
Anspruch auf 1050 Millionen hinunterzuschrauben, so daß der übrigen Industrie 
450 Millionen in Aktien zugebilligt wurden. 

Das größte Bedenken mußte es aber erregen, als die Guggenheim dafür nicht 
die laufenden Obligationen löschen wollten, sondern verlangten, diese müßten von 
der neuen Gesellschaft, der Cosach, übernommen werden. Da die Guggenheim ihre 
gesamten Anlagen durch Ausgabe von Obligationen (Bonos) finanziert hatten, be- 
deutete diese Forderung, daß sie keine greifbaren Werte, sondern nur ihre Patente 
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und Gewinnungsverfahren in die Cosach einbringen und dafür über 1000 Millionen 
Pesos in Aktien erhalten wollten. Und dennoch wurde diese Forderung bewilligt! 

Der Grund dafür lag in der außerordentlichen finanziellen Machtstellung der 
Nordamerikaner, die nun in einer Hand fast die gesamten Kupfer- und Salpeter- 
interessen vereinigten, wobei die Ausfuhr dieser beiden Bodenprodukte 800/ des 
gesamten chilenischen Exportes darstellen. Dazu kam ihre enge Verbundenheit mit 
den Geldgebern für die damals geplanten Regierungsanleihen. Die kapitalschwachen 
chilenischen Salpeterfirmen standen vor der Frage, ob sie dieser, wenn auch un- 
günstigen Lösung zustimmen oder ob sie den Kampf mit den technisch über- 
legenen Nordamerikanern aufnehmen sollten. Aber 1930 war ihre Lage bereits so 
unsicher, und die Banken, die ihnen die Salpetervorräte bevorschußt hatten, waren 
so ängstlich geworden, daß ihnen nichts übrigblieb, als in die Cosach einzutreten. 

Das galt nicht für die deutschen und einige wenige andere, finanziell gesicherte 
Firmen. Diese ließen sich auf die Abfindung mit aufgeblähten Aktien nicht ein 
und bestanden auf Barabfindung. Sie wurde ihnen in Höhe von 98 Millionen Pesos 
zugestanden. Da die Cosach selbst keinerlei flüssige Mittel hatte, wollte sie auch für 
diesen Betrag Obligationen ausgeben. 

Fragen wir nun, welche wirklichen Aktiven dem Aktienkapital von 3 Milliarden 
Pesos oder damals 75 Millionen Pfund Sterling gegenüberstanden, so finden wir 
nur die von den chilenischen Firmen eingebrachten Werke, welche die Guggen- 
heim selbst mit 200 Millionen Pesos angesetzt hatten. Und selbst diese Betriebe 
waren nur Buchwerte, denn sie. sollten sofort für immer stillgelegt werden. Die 
anderen modernen Werke, vor allem Maria Elena und Pedro de Valdivia, waren nur 
der Gegenwert zu den Anleiheschulden in Höhe des in sie hineingesteckten Kapitals. 

Die gewaltige Milliardenfirma war ein nordamerikanischer Bluff. Die Aktien 
stellten nur noch einen Verteilungsschlüssel für die zukünftigen, über die Obli- 
gationszinsen zu erzielenden Gewinne dar; sie sollten im Verhältnis von 58,8v.H. 
für die Regierung und 41,2v.H. für die Guggenheimgruppe ausgeschüttet werden. 
Die Gewinne selbst sollten aus der technischen Verbesserung und dem Verzicht auf 
die Salpeterzölle kommen. Aber bald stellte sich heraus, wie sehr die Chilenen auch 
hier getäuscht worden waren. 

Die große Verbilligung, die mit dem Guggenheimverfahren verbunden sein sollte, 
konnte erst bei einer mengenmäßig sehr gesteigerten Ausfuhr erzielt werden — 
und dafür war keinerlei Voraussetzung gegeben. Hatte man anfangs mit einer 
Zinsbelastung von 54 Pesos pro Tonne Salpeter gerechnet, so stellte sich heraus, 
daß diese bei einer Normalproduktion von 21/g Millionen Tonnen im Jahr noch 
nicht zu erreichen war, daß dazu vielmehr eine Ausfuhr von mindestens 3,8 Mil- 
lionen Tonnen gehörte. Für das Jahr 1932 wird aber nur mit einem Verkauf von 
ı Million Tonnen gerechnet, da die Lage der Baumwollpflanzer so verzweifelt ist, 
daß sie kaum viel Stickstoff benötigen werden. Erst wenn der Baumwollpreis wieder 
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eine entsprechende Höhe erreicht haben wird, besteht Aussicht auf größeren Ver- 
brauch von Chilesalpeter. 

Für die Zeit der gedrosselten Salpetererzeugung müssen die gewaltigen Kapitals- 
anlagen mit dem ungeheuren Zinsdruck der Obligationen das Verfahren viel stärker 
verteuern, als jemals gerechnet worden war. Für Chile selbst aber rächt es sich 
bitter, daß der Arbeiter durch die Maschine verdrängt worden ist, die im Auslande 
gebaut wurde und Zinszahlung an das Ausland verlangt. Die besondere Verschärfung 
auf dem Arbeitsmarkt in der gegenwärtigen Krise hängt eng mit der Verdrängung der 
menschlichen Arbeitskraft aus der Atacamawüste zusammen. Jetzt hat die Handels- 
kammer in Antofagasta verlangt, daß wenigstens in den ersten Sammelarbeiten des 
Caliche die menschliche Arbeitskraft an Stelle der viel teueren Maschinen verwandt 
würde. 

So ist auch die Hoffnung auf Rationalisierung und Verbilligung der Produktion 
dank der amerikanischen Methoden zunichte geworden. Dazu kommt: die Finanz- 
kraft des Guggenheim-Konzerns wurde durch die Weltkrise derart in Mitleidenschaft 
gezogen, daß er seine Versprechungen nicht halten konnte, besonders als das Publi- 
kum in England und Nordamerika sich weigerte, den Banken die Cosach-Obligatio- 
nen abzunehmen und diese auf den Millionenanleihen sitzen blieben. Damit stand 
die Cosach ohne Arbeitskapital da. Die Guggenheim hatten errechnet, daß sie etwa 
200 Millionen neue Schulden aufnehmen müßten, um das Werk Pedro de Valdivia 
auszubauen und um die laufenden Ansprüche zu befriedigen. Inzwischen sind 206 
Millionen aufgenommen worden, ohne daß noch für die neuen Werke etwas getan 
werden konnte. Bei der geringen Produktion sind vorläufig alle weiteren Ausbauten 
eingestellt worden. 

Sodann wurden die anderen Salpetergesellschaften sowie der Staat nicht wie 
ausgemacht in barem Gelde, sondern mit den unverkäuflichen Obligationen abge- 
funden; dabei wurden diejenigen, die der Staat erhielt, noch zurückgestellt, so daß 
erst die anderen Zeichner Anspruch auf volle Zinszahlung haben, ehe der Staat 
etwas erhält. Das war insofern berechtigt, als jene wirkliche Werte eingebracht 
und verkauft hatten, während der Staat nur die im voraus garantierten Gewinne 
in dieser Form erhielt, Gewinne, die wohl den Salpeterzoll ersetzen sollten, die aber 
einfach nicht erzielt wurden. 

Betrachtet man die finanzielle Lage des Salpetertrusts im ganzen, so muß man 
feststellen, daß das gewaltige Aktienkapital von 3 Milliarden Pesos eine Seifenblase 
ist, und daß die großen festverzinslichen Anleihen den Wert der Aktiven in der 
heutigen Zeit bei weitem übersteigen. So ist es verständlich, warum nachträglich 
die deutschen Salpetergesellschaften trotz ihres Widerstandes eine Abfindung in 
Bonos annahmen, und warum alle Versuche im chilenischen Kongreß, die Auf- 
lösung der Cosach zu erzwingen, gescheitert sind. Eine Liquidation würde heute 
nur die Übernahme der Cosach durch die Banken bedeuten, die sowieso schon die 
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eigentlichen Herren sind. Und dann würden die anderen Gläubiger ganz leer 
ausgehen. 

Aber damit allein ist das Problem der Cosach noch nicht zu Ende. 

Durch ihre Machtstellung in der Kupfer- und Salpeterindustrie kontrollieren die 
Guggenheim 75v.H. aller aus dem Außenhandel eingehenden Devisen. Für ein 
Land wie Chile, das sonst keinerlei Deviseneinnahmen, weder aus Arbeitsleistungen 
im Ausland noch aus dem Überschuß im Touristenverkehr hat, das dazu noch an 
Zinszahlung große Summen jährlich an das Ausland abführen muß, ganz abgesehen 
von der drohenden Zurückziehung kurzfristiger Schulden, bedeutet das die Finanz- 
diktatur. Unter diesen Umständen lag es nahe, die gesamten Verluste der Cosach auf 
die breiten Massen des chilenischen Volkes abzuwälzen, um die nordamerikani- 
schen Interessen zu retten. Der Weg dazu führte über die Entwertung der chile- 
nischen Währung. 

Von den drei ABC-Staaten hat allein Chile seinen Wechselkurs gehalten, obwohl 
gerade diese Republik durch den Zusammenbruch der internationalen Stickstoff- 
und Kupfermärkte mit am schärfsten in Mitleidenschaft gezogen wurde. Möglich 
wurde das nur durch Einstellung der Zahlungen an das Ausland, durch scharfe Ab- 
drosselung der Einfuhr und restlose Bewirtschaftung der Devisen seitens des Staates. 
Neben dieser offiziellen Kursregulierung tat sich aber mit der Zeit ein Devisenschleich- 
handel auf, der immer größere Ausmaße annahm und bald sich offen zeigen durfte. 
Er bot den chilenischen Peso nicht zu 50 Pfennig an, wie der offizielle Kurs angab, 
sondern zu 30, dann zu 25 und schließlich zu 20 Pfennig. Der einfachste Weg bestand 
darin, daß ein Importeur zu diesem Kurs Devisen kaufte und auf seine importier- 
ten, durch die Drosselung äußerst knappen Waren den Unterschied aufschlug. 

Können die Salpeter- und Kupferexporteure ihre Devisen zu diesen Sätzen ver- 
kaufen, so können sie damit ihre Gestehungskosten in Chile, soweit sie als Arbeits- 
löhne, Steuern, Frachten usw. in Pesos laufen, auf weniger als die Hälfte hinab- 
drücken. Damit wären die Guggenheim zunächst wieder gerettet, gerettet auf Kosten 
der chilenischen Bevölkerung, deren Lebenshaltung auf die Hälfte heruntergedrückt 
wurde. Darum geht heute der Kampf. 

Nun muß man sich vergegenwärtigen, was es bedeutet, daß die Nordamerikaner 
durch Zurückhalten der Devisen unter allen möglichen Ausflüchten fast den ge- 
samten Außenhandel lahmlegen können, daß sie auf alle Zwangsmaßnahmen des 
Staates mit der Stillegung noch arbeitenden Werke zu antworten drohen! Und es 
sind keine leeren Drohungen: hinter den Industriellen stehen die Banken und letz- 
ten Endes die Vereinigten Staaten selbst! 

Das sind die neuen Formen, in denen nordamerikanisches Geld um die I 


schaft in Südamerika im Augenblick kämpft. 
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Max BiEHL: 
Brasilien als japanisches Kolonisationsgebiet 


Jedes frühere Auftreten des asiatischen Elementes in Südamerika wird weit in 
den Schatten gestellt durch die japanische Kolonisation in Brasilien, ein Unter- 
nehmen, dessen souveräne Planmäßigkeit und peinlich sorgfältige Vorbereitung 
von keiner der kolonisierenden europäischen Mächte je im entferntesten erreicht 
worden ist! 

Schon vor dem Kriege, im Zeitalter der Kontraktarbeit, zeichnete sich die 
japanische Einwanderung in Brasilien vor allem sonstigen Asiatenzuzug dadurch 
aus, daß von vornherein in den unscheinbarsten Anfängen die Heimatregierung 
hinter den Emigrantengesellschaften stand. Kurz nach dem russisch-japanischen 
Krieg, sogleich nach den ersten kalifornischen Abwehrmaßnahmen, wurden 1907 
die ersten Kaffeearbeiter auf einem subsidierten Auswandererdampfer nach Bra- 
silien befördert. Die Zuwanderung von Kontraktarbeitern dauerte zunächst von 
1907 bis 1913 an, und die Auswahl wurde besser. Dazu aber ist schon 1912 die 
erste reguläre japanische Kolonie gegründet worden. An der Südecke des Staats 
Säo Paulo, im unbesiedelten Küstentiefland, wurde ein umfangreicher, besonders 
für Reisbau geeigneter Distrikt bei Iguap& zur Verfügung gestellt. So kam es 1913 
zu einem ersten Maximum von 6000 japanischen Einwanderern; gemessen an der 
Gesamteinwanderung des Jahres in Höhe von 130000 ist das selbstredend ver- 
schwindend wenig. 

In den ersten Kriegsjahren stockte die japanische wie überhaupt alle Einwande- 
rung fast völlig. Endlich aber machte sich der Mangel an italienischen und portu- 
giesischen Arbeitskräften so peinlich fühlbar, daß die nationalen Empfindlich- 
keiten des Lusobrasilianers schweigen mußten. Auf Veranlassung der kaiserlich- 
japanischen Regierung wurden ı917 die vier bedeutendsten Auswanderungsgesell- 
schaften zu der Kaigai Kogyo Kaisha (Gesellschaft für überseeische Wirtschafts- 
förderung) zusammengeschlossen. So wurde ıgı8 zum zweitenmal der Hochstand 
von 6000 Einwanderern erreicht. Immerhin gab es 1920 erst rund 28000 Japaner 
in Brasilien (fast alle im Staat Säo Paulo und zu einem großen Teil im Iguape- 
distrikt) mit einem Grundbesitz von etwa 20000 ha. In den Jahren der Kriegs- 
liquidation 1920 bis 1923 freilich geriet die Kolonisation abermals ins Stocken, so 
daß jährlich weniger als 1000 Japaner einwanderten. 

Das japanische Erdbeben von 1923 und die im Jahr darauf folgende völlige 
Absperrung der Vereinigten Staaten gegen gelbe Einwanderung haben eine neue 
Lage geschaffen. In der geschwächten Lage hat die Regierung es für tunlich ge- 
halten, wiederholt festzustellen, daß sie keine Auswanderung von Japanern nach 
Ländern wünsche, in denen man sie nur lästig empfinden würde. Noch 1934 
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sandte ein Emigrationsausschuß unter Vorsitz des Außenministers Shidehara eine 
Studienkommission auf drei Vierteljahre nach Lateinamerika. Diese hat festgestellt, 
daß vor allem in Brasilien die japanische Einwanderung genehm sein werde; infolge 
des faschistischen Feldzuges gegen jegliche italienische Auswanderung nämlich 
mochte man sich offiziell keine japanfeindlichen Gefühle mehr leisten. Nicht zu 
übersehen ist hierbei, daß es den Argusaugen der fanatischsten Lusobrasilianer offen- 
bar nicht in einem Fall gelungen ist, konkrete Tatsachen vorzubringen, die die 
Japaner Brasiliens belastet hätten. 

Der in den Folgejahren sich herauskristallisierende Gesamtplan japanischer 
Siedlung in Brasilien läßt sich nun in folgende Bestandteile gliedern: r. die Heimat- 
organisation, 2. die Grunddirektiven für das Verhalten in Brasilien, 3. die Koloni- 
sation im Umkreis von Mittelbrasilien, 4. die im Amazonasgebiet. Wichtig ist es, 
daß die Regierungswechsel im Punkt der Kolonisation keine Richtungsänderung 
gebracht haben. 

1927 hat die Regierung, deren Innenminister Suzuki Präsident der Kaigai 
Kogyo Kaisha war, staatliche Unterstützung der neu zu gründenden regionalen 
Auswanderungsgilden beschlossen, desgleichen eine Kolonisationsbank, und in acht 
Präfekturen mit starker Auswanderung wurden solche Gilden gegründet. Ihr Zweck 
ist es zunächst, eine Auslese der Emigranten vorzunehmen; denn um jeden Grund 
zu japanfeindlicher Stellung des Auslandes zu vermeiden, sollen nicht Besitzlose, 
Unzufriedene, Gescheiterte, Schädliche nach Übersee befördert werden, sondern 
nur nach Berufstüchtigkeit und nationalem Verantwortungsgefühl einwandfreie 
Leute, die eigenen Besitz haben und ‚auf sich halten“. Für die Zeit vom Verkauf 
ihres Hofes bis zur Unterbringung in Brasilien ist naturgemäß eine Überbrückungs- 
beihilfe nötig. — Hinzu kommt die Vorbildung der Auswanderer. In der Wartezeit 
vor der Einschiffung werden die Auswanderer in Ausbildungskursen (Yokohama 
und Kobe) vorbereitet, werden vor allem im Portugiesischen unterrichtet, dazu in den 
Sondererfordernissen der kolonialen Landwirtschaft; unzweifelhaft wird ihnen auch 
die Größe der nationalen Aufgabe und die Pflicht zur Selbstzucht nahegelegt. 

In Brasilien wird in erster Linie auf äußerste Disziplin gehalten: ein einziges 
Mal ist es vorgekommen, daß ein Japaner (Opfer von Betrügereien) sich seinerseits 
einen Übergriff hat zuschulden kommen lassen; ehe der Rechtsgang beginnen und 
eine Ausweisung erfolgen konnte, griff die japanische Organisation ein und sorgte 
für Repatriierung. — Sodann wird nichts versäumt, was die Einwurzelung in der 
neuen Heimat fördern kann. So stellt schon seit 1924 eine der kleineren unab- 
hängigen Kolonien, von der bedeutenden Zeitung „Osaka Meinichi“ als ein Muster 
für private Initiative gegründet, u. a. die Bedingung, daß die Kolonisten ihre Er- 
sparnisse in Brasilien anzulegen haben (selbstredend in japanischen Unternehmun- 
gen) und nicht später wieder nach Japan übersiedeln dürfen. Im gleichen Sinne 
wird den Auswanderern von Regierungsseite empfohlen, die brasilianische Staats- 


282 AUFSÄTZE Heft 5 


angehörigkeit zu erwerben; daneben behalten sie die japanische. Dazu wird ihnen 
nahegelegt, sich zum Katholizismus gewinnen zu lassen. Dies macht der kaiserlichen 
Regierung keine Schwierigkeiten, da sie ja längst offiziell den Standpunkt vertritt, 
Japan habe wohl einen Staatskult, aber keine Staatsreligion; die Regierung geht so 
weit auf ihrem Wege, grundsätzlich buddhistischen oder Shintopriestern die Pässe 
nach Brasilien zu verweigern. Tatsächlich gelingt die Katechisierung der japa- 
nischen Kolonisten überraschend leicht. Als Präsident der zur Erschließung des 
Amazonasgebiets gegründeten Gesellschaft wurde 1928 der Katholik Hachiro Fuku- 
hara gewählt. Seit dieser Empfehlung der japanischen Regierung ist offenbar 
das Entstehen einer japanfeindlichen Front in Brasilien fast unmöglich geworden. 
Die 1926 veranstaltete Umfrage der demographischen (d.h. Einwanderungs-)Behörde 
von Säo Paulo bei allen Volksklassen — Pflanzern, Industriellen, Kaufleuten, An- 
gestellten, Beamten und Freiberuflichen — ergab denn auch, daß 75% der Ant- 
wortenden für die japanische Einwanderung stimmten, unter ihnen alle, die am 
wirtschaftlichen Gedeihen des Landes stark interessiert sind. 

Das Verbandswesen ist stark entwickelt, wie immer unter Ostasiaten. Das Schul- 
wesen ist ein hervorragend wichtiger Punkt, und schon 1927 hat die japanische 
Kolonie in Säo Paulo ihr eigenes Krankenhaus gebaut. Der Iguapedistrikt hat be- 
reits zwei landwirtschaftliche Genossenschaften. Wo die Japaner neu hinkommen, 
schließen sie sich unter Gruppenführern zusammen, die auf den Kaffeefazenden als 
ihre Sprecher, in abgelegenen Siedlungen aber als Bürgermeister fungieren. In 
solchen Neusiedlungen gilt zunächst japanisches Recht, und zwar nicht nur zwischen 
Japanern, sondern auch gegenüber einzelnen mit angesiedelten Brasilianern, — 
einfach weil niemand da ist, der Laandesrecht kennt. 

Im einzelnen sind die Kolonisierungsmethoden in der Südhälfte Brasiliens, dem 
Wirkungsfeld der ‚‚Überseeischen Förderungsgesellschaft“ (Kaigai Kogyo K.), sehr 
verschieden von denen in der Nordhälfte, dem Bereich der erst 1928 gegründeten 
„Südamerikanischen Förderungsgesellschaft“ (ungeachtet der kleineren selbstän- 
digen Kolonisationsunternehmen). Das ergibt sich ohne weiteres daraus, daß dort 
über die Grenzen eines wirtschaftlich sehr tätigen Gebietes von mindestens ı5 Mill. 
Einwohnern (Säo Paulo allein über 6 Mill.) hinausgesiedelt werden soll, während 
hier kein wirtschaftlicher Brückenkopf zwischen dem Meer und der Wildnis vor- 
handen ist. 

In Mittelbrasilien wird die Mehrzahl der Einwanderer zunächst auf zwei bis 
drei Jahre auf die Kaffeepflanzungen verteilt. Vorbereitend haben vor einigen 
Jahren dem Konsulardienst zugeteilte Offiziere, Ärzte usw. als einfache Kaffee- 
arbeiter in allen Bezirken des Kaffeebaus gearbeitet, um die Verhältnisse auf den 
einzelnen Fazenden zu erkunden; auf Grund dieser Untersuchungen weist die Über- 
seeische Gesellschaft den Einwanderern geeignete Arbeitsplätze nach. Weiter ist 
die Gesellschaft ständig mit der Auswahl von passendem Land sowohl für Einzel- 
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siedler im vollerschlossenen Land als auch für geschlossene Kolonien im Neuland 
beschäftigt. Die Kolonien werden nur zum kleineren Teil mit Neuankömmlingen 
besetzt; den Grundstock bilden Leute, die sich schon eingelebt haben, darunter oft 
— als einzige Nichtjapaner — vereinzelte Brasilianer. 

Der Strom der japanischen Einwanderer, der sich bis zum letzten Jahr noch 
fast vollständig nach Mittelbrasilien gerichtet hat, ist schon erheblich angeschwollen. 
War er 1920 bis 1923 ganz geringfügig (weniger als 1000 im Jahr), so betrug er 

1924 1925 1926 1927 1928 1929 1930 1931 

3700 4600 6200 9200 11200 17000 14000 5200 
1929 stand die japanische Einwanderung an zweiter Stelle, nämlich gleich hinter 
der portugiesischen (39000), während die italienische und spanische (mit je 5000) 
ganz unbedeutend geworden sind; 1930 standen den 1/4000 japanischen sogar nur 


Japanische Ansiedler in Mittelbrasilien 
«® 4000 Ansiedler 
// Kernland mit 10 Milll.Einwohnern 


18000 portugiesische Einwanderer gegenüber. Die erwähnte japanische Konsulats- 
volkszählung hat folgendes Bild ergeben: Von 98000 Japanern Brasiliens lebten 
Oktober 1930 etwa 92000 im Staat Säo Paulo, der Rest größtenteils in den Nach- 
barstaaten. Im gesamten Amazonasgebiet samt dem Nordosten Brasiliens leben 
vorerst nur etwa 2000 Japaner. 

Der Hauptzweig der japanischen Kolonistenwirtschaft ist allgemein der Reis- 
bau. Und zwar werden gleichermaßen Sumpf- und Bergreis gebaut. Vor dem Krieg 
(1909/13) war die brasilianische Reisernte mit durchschnittlich 45000 t kleiner 
als die von Guayana, heute steht sie mit dem zwanzigfachen Betrag direkt hinter 
Madagaskar und den Vereinigten Staaten und schon vor Italien; an dem Aufschwung 
der letzten Jahre sind die Japaner hervorragend beteiligt. Doch wird in ihren 
Kolonien planmäßig auf eine Vielseitigkeit der Wirtschaft hingearbeitet. Die 
Kolonie Iguape verfügt seit langem über eigene Reismühle, Zuckerfabrik und 
Mandiokamühle; die Kleinwirtschaften nahe den Städten liefern Gemüse, Eier und 
dergleichen; die Japan Cotton Trading Co. interessiert sich nicht nur eingehend 
für die brasilianischen Baumwollsorten (besonders des Nordostens), sondern läßt 
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auch alle Teile Brasiliens auf die Eignung für Seidenraupenzucht (verbunden mit 
Seidenindustrie) prüfen; desgleichen wird die Teekultur gefördert. Endlich ist auch 
die Fischerei, ein alter Hauptzweig japanischer Wirtschaft, nicht zu vergessen. 

Während die Kolonisation, die von Säo Paulo aus in die Feuchtsteppen des 
tropischen Tieflandes vordringt, schon ansehnliche greifbare Resultate gezeitigt 
hat, ist die Kolonisation im tropischen Regenwald soeben erst aus dem Stadium 
der Vorbereitungen hervorgegangen. 1926, bald nach der Lateinamerikareise der 
japanischen Studienkommission, bot der Staat Parä der japanischen Regierung eine 
Landkonzession von 5 bis 600000 ha im Hinterland von Belem an. Der Textil- 
konzern Kanegafuchi ließ das Angebot prüfen und erwarb die Siedlungskonzession 
für zwei große Blocks nach eigener Wahl südlich und östlich von Belem. Unter Be- 
teiligung der Bank von Japan, der großen Privatbanken, Industriekonzerne und 
Reedereien, sowie der größten Städte wurde darauf 1928 die „Gesellschaft für 
südamerikanische Wirtschaftsförderung“ zum Zweck der Kolonisierung am Ama- 
zonas gegründet. Hauptaktionäre sind die Kanegafuchi als solche wie auch die 
führenden Persönlichkeiten des Konzerns für sich. Präsident wurde Hachiro 
Fukuhara, bisher Mitglied des Direktoriums der Kanegafuchi und (wie erwähnt) Katho- 
lik. Daneben sind in den gleichen Jahren noch weitere Konzessionen im Amazonas- 
gebiet an Japaner vergeben worden, vor allem bei Amap& an der nördlichen Küste 
des Staats Parä, und ferner im Staat Amazonas die Konzession von drei sehr aus- 
gedehnten Blocks, an der ein japanischer Kapitalist aus Rio de Janeiro haupt- 
beteiligt ist. Auf der Acaräkolonie — und ähnlich auf den anderen — ist seither 
eine gewaltige Aufschließungsarbeit geleistet worden, die der eigentlichen Besied- 
lung vorausgehen muß. Die japanische Kolonie in Acarä zählt erst etwa 600 Köpfe, 
aber nachdem sie jetzt zwei Jahre lang auf Zuträglichkeit oder Schädlichkeit des 
Klımas und anderer Faktoren beobachtet worden ist, hat der Präsident Fukuhara 
erklären können, daß alle Befürchtungen sich als grundlos erwiesen hätten und 
die Ansiedlung von Japanern im Amazonasland uneingeschränkt zu verantworten 
sei. Von vornherein soll die Produktion in der Kolonie hauptsächlich auf den 
Eigenbedarf eingestellt sein, und nur ein Bruchteil jedes Anwesens soll der Ge- 
winnung von Exportgütern dienen, wie Maniok, Baumwolle, Tabak u. a. Für 
Anbauplan und Absatzorganisation dieser Güter trägt die Gesellschaft Sorge. 

Klein nur ist die japanische Kolonie in Brasilien, verschwindend klein im Ver- 
gleich zur Gesamtvolkszahl Brasiliens. Und auf wenige Jahre einer lebhafteren 
Zuwanderung ist jetzt, infolge der weltwirtschaftlichen Stockung, bereits eine Vermin- 
derung des Zuzugs durch gesetzliche Einwanderungsbeschränkung gefolgt (japa- 
nische Quote 12000 im Jahr). Auch wenn diese augenblickliche Hemmung vor- 
übergegangen ist, wird es schwerlich je zu einer Massensiedlung kommen, da die 
Rassenfurcht nur zu leicht geweckt werden kann. 

Wenn man trotzdem der japanischen Kolonie mit großer Sicherheit einen bedeuten- 
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den Platz im Leben des tropischen Brasilien für die Zukunft prophezeien kann, so liegt 
der Grund zunächst in der Eigenart der inneren Dynamik dieser Siedlungswelle. Nach- 
dem einmal der Keim gelegt ist und Wurzeln gebildet hat, ist die Gefahr der Unter- 
drückung gering. Der Japaner kommt, da er einen festen Willen in dieser Richtung 
hat, in der Regel zu Selbständigkeit und relativem Wohlstand. Das erlaubt ihm in der 
Regel, seine höchste Bürgerpflicht zu erfüllen, die Gründung einer Familie; die 
natürliche Vermehrung verspricht um so größer zu sein, als für die Pioniersiedlung 
im Neuland jedes arbeitsfähige Familienmitglied ein Kapital darstellt. Eine Kräfte- 
zersplitterung der Kolonie ist nicht zu erwarten, denn der Zusammenhalt ist nicht 
geringer, als er bei den Auslandchinesen zu sein pflegt, obschon er aus einem ande- 
ren Geist (nämlich aus dem extremen Nationalismus) hervorgewachsen ist. Ebenso- 
wenig wird jemals eine Absorbierung der Rasse durch die Überzahl erfolgen; dies 
kann man nach dem Beispiel japanischer Niederlassungen in anderen Ländern mit 
N \ Die japanischen kandkonzzssionen 
in Nordbrasilien 
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Gewißheit behaupten. Während diese inneren Qualitäten der japanischen Siedler- 
schaft das Eigenleben der Kolonie gewährleisten, schenkt ihr das Vorhandensein 
eines gewaltigen tropischen Lebensraumes, der ihr von keiner konkurrierenden 
Rasse bestritten wird, eine kolonisatorische ‚Sendung‘ ersten Ranges. Die Urwald- 
und Feuchtsteppenzone Südamerikas, also das ganze Amazonas- und das obere 
Paraguaybecken, ist bis auf gewisse Küstenstrecken noch fast unerschlossen. Durch 
Viehzucht allein ist keine gründliche Aufschließung möglich. Die Überschwem- 
mungsflächen an den Flüssen sind im Walde die einzigen Futterreserven über- 
haupt, in der Feuchtsteppe die einzige Futterreserve für die Trockenzeit; der Vieh- 
stand kann daher gar nicht sehr groß werden, und obendrein ist die Qualität des 
Fleisches so mäßig, daß es kaum exportfähig ist. Höchst geeignet aber ist das un- 
geheure Gebiet für die bodenbestellende Landwirtschaft, — genau so geeignet wie 
Indien und Inselindien. 

All den früher herangezogenen klimafesten farbigen Elementen fehlt es nun 
aber gänzlich am eigenen Pionierwillen; immer war es nur eine passive Überpflan- 
zung ohne jede eigene Dynamik. Es sind zwei Gruppen zu unterscheiden: die 
nicht-asiatische Einwanderung aus der Zeit der Sklaverei und die asiatische aus der 
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durch den Weltkrieg beendigten Zeit der Kontraktarbeit (des Indenturesystems). 
Die ältere Periode hat in dem ältesten Plantagenbezirk der brasilianischen Nord- 
ostecke Neger und in dem trockeneren Hinterland (Ceara) portugiesische Neger- 
und Indianermischlinge in der großen Zahl von zusammen ı2 Millionen hinter- 
lassen. Doch trotz Übervölkerung ist es bis heute zu keiner Aussiedelung in die 
leeren Räume ringsum gekommen. Der südamerikanische Indianer selber ist 
von Anfang an nicht für die Erschließung des Kontinents ins Frage gekommen. 
Unter dem Indenturesystem sind die Plantagen Guayanas mit Südasiaten versorgt 
worden. Heute stehen in Britisch-Guayana den 130000 Indern (wovon 57000 
Plantagenarbeiter) rund 150000 Neger und Mischlinge gegenüber, ferner je 9000 
Indianer und Portugiesenmischlinge und je 3000 Chinesen und Weiße. Und die 
Bevölkerung Holländisch-Guayanas setzt sich zusammen aus 53000 Negern und 
Mischlingen, 30000 Indern, 30000 Javanen, 4000 Indianern, Weißen und 
Chinesen. Wohl haben die Südasiaten es vermocht, nach Ablauf ihrer Kontrakts- 
fristen sich als Bauern selbständig zu machen; auch haben sie die muskelstärkeren 
Neger aus der Landwirtschaft verdrängt und sie hauptsächlich auf die Transport- 
und Minenarbeit verwiesen. Doch alles, was über den engsten Gesichtskreis des 
Einzelnen hinausgeht, jeder kleinste Schritt im Organisatorischen und Erziehe- 
rischen bleibt den Kolonialregierungen überlassen. Damit ist das Wirkungsfeld 
dieser Einwanderungsschicht von vornherein eng begrenzt. 

Die einzig denkbaren Konkurrenten der Japaner in Brasilien wären die Chi- 
nesen. Aber Südamerika östlich der Anden scheint noch terra incognita für China 
zu sein. Zwar gibt es an der tropischen Westküste (vor allem in Perü) eine 
Chinesenkolonie, die schätzungsweise gut 60000 Personen zählen mag. Doch ist 
sie ursprünglich nur durch das Indenturesystem in das Land gekommen, der Zuzug 
ist bedeutungslos. Sie sind als Reisbauern, Handelsgärtner, Handwerker, Wuche- 
rer zu Wohlstand gekommen, — sie monopolisieren den Detailhandel so sehr, daß 
zur Zeit durch sie der antijapanische Boykott in Perü kaum schwächer als in 
China durchgeführt wird. Sie mögen es bis zu einer Art von einflußreichem Staat 
im Staate bringen; doch von einer größeren Wanderungsbewegung ist nicht das 
geringste zu spüren. 

Niemand macht also den japanischen Siedlern den Platz in den Tiefländern 
Brasiliens streitig. Sie haben Zeit. Sie brauchen nicht die günstige Stimmung aufs 
Spiel zu setzen, die ihnen der wohlorganisierte Verzicht auf Landflucht eingetragen 
und die sich in der Bevorzugung beim Festsetzen der Einwanderungsquoten be- 
wiesen hat. 
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THEODOR ÖBERLÄNDER: 
Eindrücke einer landwirtschaftlichen Arbeitsweltreise 


Industrialisierung und Verkehr haben weite Teile der Bevölkerung unserer Erde 
von ihrer natürlichen Ernährungsbasis, dem Boden, gelöst und die für unsere Kul- 
tur so bedeutsame Konzentration von Menschen geschaffen. Mit wachsender Spe- 
zialisierung und Industrialisierung wuchsen die Städte aus dem Überschuß der 
Landbevölkerung ins Ungemessene; der landwirtschaftliche Betrieb, der als ein 
organisches Ganze nicht in seine einzelnen Produktionszweige auseinandergerissen 
werden konnte, hielt in so weitgehend industrialisierten Ländern wie in Deutsch- 
land nur mehr !/, bis 1/, der Bevölkerung auf der Scholle. Zwar litt die Land- 
bevölkerung unter dem Mangel an „Konzentration“, der sich — verglichen mit der 
Stadt — in geringeren Löhnen und in längerer Arbeitszeit ausdrückte. Aber die 
Landbevölkerung bot das gesunde Gegengewicht gegen die entwurzelte Stadt, den 
stabilen Faktor im Organismus des Volkes ebenso wie in seinen Äußerungen, der 
Politik. Die mangelnde Mechanisierungsfähigkeit der Landwirtschaft verschlechtert 
zwar die materielle Lage ihrer Berufsangehörigen, aber sie rettete in einer Zeit der 
Auflösung und Entwurzelung in erster Linie, weit mehr als es alle Maßnahmen 
der Agrarpolitik tun konnten, den bodengebundenen Bauernstand, der sonst in 
großer Zahl das Land hätte verlassen müssen. Dem festen Gefüge des landwirt- 
schaftlichen Kleinbetriebs, der keine weitgehende Mechanisierung und Spezialisie- 
rung zuließ, verdanken wir heute den Bestand unserer Landbevölkerung. 

Aber von Rußland wie von Amerika vollzieht sich ein Einbruch in die Gesetz- 
mäßigkeit, daß der landwirtschaftliche Betrieb ein organisches Ganze sei und nicht 
in seine einzelnen Produktionszweige aufgeteilt werden könne. In Teilen Rußlands 
und in Amerika ermöglichte der trockene ebene Steppen- und Schwarzerdeboden 
eine beinahe einseitige Weizenwirtschaft. Nur diese beiden Länder weisen in einigen 
Teilen die natürliche Grundlage für eine derartig weitgehende Mechanisierung der 
Landwirtschaft auf. Im ganzen beobachten wir heute, den natürlichen Grundlagen 
entsprechend, in Europa und in Ostasien die Tendenz zur Parzellierung, zur Ver- 
ringerung der Betriebsgröße, in Rußland und in Amerika zur Bodenkonzentration, 
zur Ausdehnung der Betriebsgröße. Die Folge ist in Europa und in Ostasien Er- 
haltung der selbständigen dichten landwirtschaftlichen Bevölkerung, in den ebenen 
Teilen Rußlands und Amerikas seine Vernichtung. 

Die planmäßige gewaltsame Verwandlung des bodenständigen individuellen 
Bauerntums durch die Maschine in ein abhängiges Lohnproletariat ohne wirtschaft- 
liche Notwendigkeit ist das Ziel der russischen Kollektivisierung. Nicht um teure 
Arbeitskräfte zu ersparen (Amerika), sondern um die sozialen Grundlagen der 
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Revolution, um die agrarische Reservearmee zu schaffen. Letzteres gelang nur, wo 
die natürlichen Grundlagen dazu gegeben waren. Das nordrussische Kollektiv bleibt 
durchaus in den Ausmaßen eines Gutsbetriebes der Vorkriegszeit. Die südrussischen. 
Kollektive dagegen nehmen infolge ihrer besseren Rationalisierungsfähigkeit un- 
geheure Ausdehnungen an. Kilometerlang fährt man im Nordkaukasus durch wogen- 
den Weizen, ohne eine Feldgrenze zu erblicken. Viele Kilometer weit geht der Pflug 
oder der Mähdrescher, ohne einmal zu wenden. Verlassene Dörfer, verfallene Lehm- 
hütten, aus denen uns ein paar wilde Hunde anbellen, zeugen von vergangenen 
Zeiten, in denen hier eine dichte Bevölkerung den Boden bebaute. Wo sind sie? 
In den Arbeitskasernen der Kollektive? Nur 1/4 der alten Arbeitskräfte haben im 
Kollektiv Arbeit gefunden, 3/4 sind Sklaven der Maschine, die sie entwurzelte, ‚die 
sie von Haus und Hof vertrieb, in eine ferne Industriestadt. Endlos dehnen sich 
die wogenden Weizenfelder, durch die unser Wagen rast. In der Ferne taucht der 
Turm eines Elevators auf, bald heben sich große Häuserreihen vom Boden ab, da 
liegt er, der „Gigant“, die Stadt in der Wüste, Rußlands größtes Kollektiv. Es 
ist schon viel Wahres an dem von den Russen geprägten Wort von der „Getreide- 
fabrik“. Wir passieren eine „fliegende Traktorenstation“, ohne die ein Betrieb mit 
so riesigen Entfernungen und Ausmaßen bis 1000000 Morgen gar nicht rationell 
bzw. überhaupt nicht von einem Zentrum aus bewirtschaftet werden könnte. Im 
Frühjahr ziehen die Traktoristen mit den Maschinen und Wohnwagen hinaus zur 
Bestellung, bearbeiten ein Feld nach dem anderen von der Saat bis zur Ernte, in- 
dem sie fast täglich ihr Lager wechseln. So kann ohne viel Gebäudekapital für 
Vorwerke von einem Zentrum aus eine riesige Fläche bewirtschaftet werden. Pflüge 
und Eggen, Drill-, Hack- und Mähmaschinen werden an die Traktore angehängt, 
den ganzen Sommer über ist ihr monotoner Laut auf den Feldern zu hören. Alles 
ist mechanisiert, Arbeitspferde sind kaum vorhanden. Bauern aller Nationalitäten, 
die noch vor wenigen Monaten oder Jahren einen Bauernhof oder wenigstens ein 
Stückchen Land ihr Eigen nennen konnten, sind als Traktoristen tätig. Sie haben 
den Zusammenhang mit dem Boden verloren, sind entwurzelt, können sich auf den 
riesigen Flächen nicht mehr zurechtfinden. Der Bauer, der auf einem der Riesen- 
betriebe jeden Tag an einer anderen Stelle, oft viele Kilometer weit voneinander 
entfernt, arbeiten muß, verliert die Vorstellung, daß es sich um seinen Besitz 
handelt. Er verliert das Gefühl der Bodengebundenheit, er wird Flugsand, wird 
Landproletarier, was er ja auch werden soll. Die Russen sind gute Traktoristen, 
wenn sie erst einmal gelernt haben, mit Traktoren umzugehen. Aber die Unruhe 
der von Ort zu Ort rastlos umherwandernden Bauernmassen läßt niemand so lange 
an einem Ort ausharren, daß er auf irgendeinem Gebiete Facharbeiter werden 
könnte. Darum ist der Mangel an Spezialisten so groß und wird es immer bleiben. 
Im Zeltlager bilden Groß- und Kleinrussen, Kosacken, Kalmücken, Deutsche mit 
gemütlichem schwäbischem Dialekt, Armenier und Kaukasier ein buntes Völker- 
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gemisch. Christen, Buddhisten, Mohammedaner und Freidenker wohnen unter einem 
Zelt; die Maschine zwingt sie zusammenzuleben. 

Die Betriebe dieser riesenhaften Weizengüter im Schwarzerdegebiet sind meist 
zu groß, um sie rationell zu leiten; und die Monokultur läßt sich trotz Anwen- 
dung von Brache auf die Dauer nicht durchführen. In allen unebenen Gegenden 
mit feuchtem Klima und stark wechselnden Bodenarten ist eine solche Speziali- 
sierung und Mechanisierung nicht möglich, sie werden also wohl auch weiterhin 
Gebiete mit bäuerlicher Betriebsform bleiben, so daß sich hier eine dichtere Land- 
bevölkerung erhalten wird. Das russische kommunistische Riesengut findet seines- 
gleichen heute nirgends, auch nicht in Amerika. Die individuelle Tüchtigkeit ist 
durch die Vorschriften eines Systems, das die Arbeitszeit ebenso regelt wie die 
Schnelligkeit der Maschinen, weitgehend ausgeschaltet. 70% der 22 Millionen 
Bauernwirtschaften sind kollektivisiert. Es ist, als ob sich die Endlosigkeit der 
russischen Steppe und der Raumüberfluß des russischen Volkes auch in der Aus- 
dehnung der russischen Großbetriebe äußere. 

Wie anders stellt sich dem Reisenden nach den weiten Flächen des Nordkaukasus 
und Mittelsibiriens die chinesische Landwirtschaft dar. Schon im Dorf drückt 
sich der Raummangel aus. Enge Lehmhütten, die Dorfstraße kaum so breit, daß 
zwei Wagen aneinander vorbeifahren können, die Äcker steigen die steilen Berge 
hinauf. Jeder Platz ist ausgenutzt, unkrautfreie Felder in intensivster Bewirtschaf- 
tung. Raumüberfluß und schärfster Raummangel sind durch eine politische Grenze 
getrennt. Kann eine solche Grenze von Dauer sein? — — Noch schärfer tritt dieser 
Raummangel in Japan zutage. Japan ist ein vulkanisches Gebirgsland, das steil 
aus dem Meere herausragt; nur 15% seiner Fläche sind landwirtschaftlich nutzbar, 
meist Flußtäler oder Anschwemmungen der Flüsse bei ihrem Eintritt ins Meer. Von 
dieser kleinen landwirtschaftlich nutzbaren Fläche lebt eine Bevölkerung von 
65 Millionen, d.h. auf dem qkm landwirtschaftlich nutzbarer Fläche wohnen 
969 Menschen (gegen ı85 in Deutschland). Die Japaner sind wie wir Deutsche 
ein Volk ohne Raum, dessen Probleme sehr viel Ähnlichkeit mit den unseren haben: 
Durch Übervölkerung erzwungener schneller wirtschaftlicher Aufstieg, keine kolo- 
nialen Reserveräume, schnelle Industrialisierung, Landflucht und Bevölkerungs- 
akkumulation. Der jährliche Geburtenüberschuß läßt den Raummangel immer 
akuter werden. Durch die Regulierung der Flüsse hofft man, noch etwas Land zu 
gewinnen, doch reicht das im besten Fall nicht für den Bevölkerungsüberschuß 
eines Jahres in Höhe von ı Million aus. Japan ist das Land der handarbeitsintensiven 
Kleinbetriebe. Etwa 70% der japanischen Bauern bearbeiten weniger als ı ha, 
900 weniger als 2 ha und nur 10% mehr als 5 ha. Diese größeren Betriebe liegen 
meist im Norden, wo eine Fläche von weniger als 2 ha zur Ernährung einer Familie 
nicht mehr ausreicht. Keine Maschine wird hier die menschliche Arbeitskraft er- 
setzen. Man kann einen landwirtschaftlichen Betrieb in Japan nicht mit einem 
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deutschen Bauernhof vergleichen, wenn man überhaupt einen Vergleich anwenden 
will, dann mit einer Erfurter Gemüsegärtnerei. Die Felder, man möchte beinahe 
sagen, Beete, sind peinlich sauber gehalten, jedes Unkraut wird mit der Hand 
herausgezogen. In den kleinen Betrieben wird fast alle Arbeit mit der Hand aus- 
geführt. In Süd- und Mitteljapan erntet man meist zweimal, erst Weizen oder 
Gerste, dann Reis. Der Weizen wird Ende Februar gesät und im Juni geerntet. 
Der Reis wird Mitte Oktober reif. Von kleinen Seen, die das Wasser in den Bergen 
speichern, werden die Reisfelder, die nach unten ganz leicht abgedacht sind, dauernd 
berieselt. Die Bewässerung ist genossenschaftlich geregelt. Wo kein Reis wächst, findet 
sich reine Beetgärtnerei, z. B. am Biwahsee. Am Ufer in den Gemüsebeeten sind 
japanische Bauern mit Düngerstreuen bzw. -gießen beschäftigt. An langen Stangen 
wird der wertvolle Stoff in Körben oder Eimern auf die Felder getragen. Jede 
Pflanze wird einzeln gedüngt. Auch Kunstdünger wird gestreut. Kein Rattern von 
Traktoren stört die Stille der Natur, kein Siloturm den Reiz der Landschaft. Wir 
besuchen einzelne Bauernwirtschaften; vor dem Bauernhause ein kleiner Hof, der 
von Wirtschaftsgebäuden umschlossen wird, ein Geräteschuppen, ein Raum für die 
Kompostbereitung, wo Fäkalien mit Pflanzenresten vermischt einer besonderen 
Behandlung und schattigen Lagerung unterzogen werden, ein kühler kellerähn- 
licher Raum zur Aufbewahrung von Maulbeerblättern, wenn ein Vorrat für die 
arbeitsreichsten Tage gepflückt werden mußte. Ställe fallen im japanischen Bauern- 
hofe fast ganz weg. Landwirtschaftliche Arbeitstiere gibt es fast nur im Norden. 
Milchkühe gibt es nur sehr wenig und dann in speziellen Abmelkwirtschaften. Auf 
langen Beeten, auf denen auch nicht das geringste Unkraut zu finden ist, wächst 
die Sojabohne, daneben Süßkartoffeln und Mohar, Melonen; Feigen, Weintrauben 
und alle anderen Obstarten gedeihen vortrefflich. Wo der Boden für den Feldbau 
nicht eben genug ist, stehen dunkelgrüne Teesträucher; jeder, auch der geringste 
Raum, ist ausgenutzt. Der Raummangel zwang hier ein Volk, das letzte aus seinem 
Boden herauszuholen. Eine Jahrtausende alte Kultur verbindet sich mit den modern- 
sten Errungenschaften der landwirtschaftlichen Technik, auch im kleinsten Be- 
triebe. Der Kleinbetrieb mit Familienarbeit und Anbau von Pflanzen, die eigentlich 
nur durch Handarbeit gewonnen werden können, ist in Japan so eingewurzelt, so 
traditionell, und entspricht so der Gestaltung der Erdoberfläche, daß diese Be- 
triebsgröße als die für Japan einzig mögliche bezeichnet werden kann. Höchste 
Intensität ist im Reisbau, der Seidenraupenzucht und den anderen Produktions- 
zweigen der japanischen Landwirtschaft nur durch Handarbeit gewährleistet. 

Das pazifische Randgebiet der Vereinigten Staaten und Kanadas ist 
die Zone des Obstbaus und der gemischten Wirtschaft, deren Betriebe ebenso wie 
der Durchschnitt in Deutschland zwischen wenigen Hektar und einigen 100 ha 
schwanken. Hier sitzt der Farmer fest auf der Scholle. Dagegen haben die Betriebe 
des Zentrums, des Weizengebietes des mittleren Westens und der kanadischen 
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Prärieprovinzen einige Ähnlichkeit mit den russischen Verhältnissen. Zwar sind die 
Ursachen dieser Entwicklung zur größeren Ausdehnung des Betriebes andere als 
in Rußland. In Amerika trieben rein wirtschaftliche Erwägungen zur Rationali- 
sierung der Landwirtschaft. Teure Arbeitskräfte und das kapitalistische Denken der 
Farmer, das sich in geringer Seßhaftigkeit auf der Suche nach Rente äußerte, 
haben die Form der handarbeitslosen, rationalisierten Weizenfarm entstehen lassen. 
Sie ist trotz ihrer großen Ausmaße — von meist mehreren 1000 Morgen — doch 
immer eine reine Familienfarm. 5 oder 6 Menschen bezwingen mit Hilfe der Ma- 
schinen die Arbeit auch in der Ernte. Der Charakter der Familienfarm bildet den 
Übergang zum europäischen Kleinbauernhof, die Mechanisierung zum Kollektiv. 
Menschenleere Gegenden — Millionen sind abgewandert —, endlose Weizenflächen, 
Silos und Maschinenschuppen, ob in Rußland oder in Amerika, äußerlich ist der 
Unterschied nicht groß. Die Entvölkerung des Landes ist eine gewaltsame, hier 
und dort wird das flache Land menschenleer, während sich in den Städten die Mil- 
lionen ohne Arbeit drängen und die Wolkenkratzer in den Himmel wachsen. — 
Wir fahren in die Rheinmündung ein. Alte Bauernhöfe, die wohl schon seit 
Generationen in einer Hand sind, grüßen herüber. Braune Felder, saftig grüne 
Wiesen liegen bunt gewürfelt. Eine überholte Betriebsform? Dann könnte das 
ganze europäische Bauerntum den Pflug in die Ecke stellen. Unsere Bodengestaltung 
verhindert den Sieg der Maschine über den Menschen und rettet unser Bauerntum. 


ALBRECHT HAUSHOFER: 
Berichterstattung aus der atlantischen Welt 


Der Ausbruch einiger Vulkane in der chilenisch-argentinischen Kordillere hat 
eine große Wolke vulkanischer Asche über das argentinische Vorland hinweggejagt; 
daneben aber eine so seltsame Wolke von Falschmeldungen und Fehlvorstellungen 
durch die Presse Nordamerikas und Europas, daß wir uns nicht versagen können, 
unseren Bericht statt mit rebellischen Völkern einınal mit rebellischen Vulkanen 
zu beginnen. Vulkanische Ausbrüche lassen sich so wenig auf längere Frist vorher- 
sagen wie Erdbeben; aber man kennt die Stellen der Gefahr und kann sie auch 
in ihrer möglichen wirtschaftlichen und politischen Wirkung abschätzen. Erdbeben- 
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und Vulkangebiete sind auf der Erde in zwei großen Ringen angeordnet: um den 
Pazifischen Ozean und längs der großen Mittelmeere. In einen dieser beiden Gürtel 
fallen fast alle großen Katastrophen durch Erdbeben und Vulkane. Lissabon und 
Messina, Tokio und San Francisco sind durch Großbeben vernichtet werden, wie sie 
weder Berlin noch Paris, weder New York noch Washington bedrohen; und vul- 
kanische Riesenausbrüche kennt man außerhalb dieser Gürtel nur in dem dünn- 
besiedelten Island. Innerhalb der labilen Erdzonen aber ist die Gefahr durch Erdbeben 
weit größer als durch Vulkane. Japan und die Sundainseln, Süditalien und Mittel- 
amerika sind die einzigen größeren Landschaften der Erde, in denen reiche vul- 
kanische Tätigkeit in dichtbesiedelten Kulturlandschaften so gefährlich werden kann, 
daß erhebliche Gleichgewichtsstörungen auch in wirtschaftlicher und politischer 
Hinsicht durch Vulkankatastrophen bewirkt werden können. An vielen Stellen 
mit reicher vulkanischer Tätigkeit liegen die Vulkane so weit von dichter Besiedlung 
entfernt, daß auch große Katastrophen wenig unmittelbaren Schaden für die 
Menschen anrichten können. Zu diesen Gebieten gehören Alaska, Kamtschatka 
und ein großer Teil des andinen Südamerika. Die Entfernung von den Anden- 
vulkanen nach Santiago oder Buenos Aires ist für Pressetelegramme leichter zu 
überwinden als für Glutwolken und Lava. Diese kühlen sich unterwegs ab und 
bleiben stecken; jene machen es leider umgekehrt... Es ist charakteristisch, daß 
man erst vierzehn Tage nach dem Abflauen der Ausbrüche mit einiger Sicherheit 
weiß, daß Tupungatito, Tinguiririca, Peteroa und Descabezado die Hauptübel- 
täter waren, daneben einige weitere, die auf diese Weise dagegen protestiert haben, 
daß sie in keinem Handbuch unter den aktiven Vulkanen zu finden sind. 

Alle diese Vulkane liegen in der Nähe der chilenisch-argentinischen Grenze. Um 
die Maßstäbe zurechtzurücken, stellen wir fest, daß der chilenisch-argentinische 
Zollkrieg eine viel wirksamere (und beide Länder schädigende) Grenzsperre bildet, 
als die sämtlichen Andenvulkane in Eruption. Die Drosselung des wirtschaftlichen 
Austausches zwischen beiden Ländern hat so große Fortschritte gemacht, daß eine 
Demonstration erfolgt ist, die auch für Europa ihren Wert als Warnung haben 
kann: die Andenbahn von Buenos Aires nach Santiago, die einzige direkte Bahn- 
verbindung der beiden Länder (zum großen Teil in englischem Besitz) hat auf 
der Andenstrecke den Betrieb eingestellt. Er lohnt nicht mehr. Dieser Fall wird 
nicht der einzige bleiben, wenn die „Autarkisierung‘ der Weltwirtschaft weiter- 
geht. Begreiflich, daß man es in England wieder einmal für nötig hält, einen 
„trade ambassador“ in der Person Mr. Siddeleys nach Argentinien zu schicken. 
Der Kampf der in Argentinien festgelegten britischen Wirtschaftskreise um Ein- 
fluß auf die Konferenz von Ottawa muß beachtet werden; die Werte, die England 
in Südamerika, vor allem in den La-Plata-Staaten zu verlieren hat, sind größer als 
in manchen Dominien und Kolonien. Mit welchen Mitteln auf der Westseite der 
Anden von nordamerikanischen Kräften gekämpft wird, schildert E. Samhaber 
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in einem eigenen Aufsatz so eindringlich, daß wir uns an dieser Stelle mit der 
chilenischen Salpeterwirtschaft nicht mehr zu beschäftigen brauchen. 

In Brasilien hat die Spannung zwischen der Bundesregierung und einzelnen 
Gliedstaaten zugenommen. Der Präsident Getulio Vargas ist dadurch gezwungen 
worden, früher als beabsichtigt, Wahlen auszuschreiben. Der Herd der Opposition 
ist wieder einmal der Staat des äußersten brasilianischen Südens, Rio Grande do 
Sul. Von dort aus hatte der jetzige Präsident seine Revolution gemacht. Es ist 
ein Zeugnis dafür, daß die Spannungen tiefer liegen als in rasch verwischbaren 
Personal- und Parteifragen, wenn Rio Grande do Sul sich immer wieder gegen seine 
eigenen Führer wendet, sobald sie in Rio an die Macht kommen, und damit ge- 
zwungen sind, gesamt-brasilianische Politik zu treiben, die vor allem in wirt- 
schaftlicher Hinsicht den Interessen des Uruguay benachbarten und in seiner Struk- 
tur verwandten Südens nur selten gerecht werden kann. 

Zeiten wirtschaftlicher Not machen auch an anderen Stellen die schwachen 
Punkte im Aufbau der Staaten klar. Am deutlichsten werden sie in föderativ 
gebauten Staatskörpern. Nicht etwa, weil die Föderativstruktur in sich schwächer 
wäre als eine zentralistische; im Gegenteil: die Möglichkeit, auch von verantwort- 
lichen Stellen her gegenüber einer Zentralregierung abweichende Meinungen zu 
vertreten, ist ein wertvolles Ventil der Sicherheit. Ein Schulbeispiel dafür bietet im 
Augenblick der Streit um den Lorenzstrom, der zwischen der kanadischen Regierung 
und der Provinz Ontario auf der einen, der Provinz Quebec auf der anderen Seite 
ausgefochten wird. Die Nutzung des Lorenzstromes bietet ein doppeltes Problem: 
einmal muß in dem insel- und schnellenreichen Strom, zum Teil durch Um- 
gehungskanäle ein für tiefgehende Schiffe brauchbares Fahrwasser geschaffen wer- 
den; zweitens will man die erhebliche Wasserkraft elektrisch ausnützen. Die 
Einigung zwischen Kanada und den Vereinigten Staaten ist erfolgt; nun handelt 
es sich darum, die mit ihrem Anteil an den zu gewinnenden Wasserkräften unzu- 
friedene Provinz Quebec mit dem ganzen Plan auszusöhnen. Das erfordert einiges 
Geschick, zumal der Gegensatz zwischen dem französischen und katholischen Quebec 
und dem englischen und protestantischen Ontario unausgesprochen hinter den 
wirtschaftlichen Streitpunkten steht. Aber die Lorenz-Frage ist in ihrem jetzigen 
Anblick ganz überwiegend ein innerkanadisches Problem. 

Neufundland ist bereits ein Empireproblem. Der dortigen Bevölkerung geht es 
schlecht, und zwar im Gegensatz zu der Inselbevölkerung von St. Pierre und 
Miquelon, den kleinen Inseln vor der Küste Neufundlands, die als Fischereistütz- 
punkte den Franzosen erhalten blieben, als sie ihr amerikanisches Kolonialreich 
verloren. Während nun das Empire den Amerikanern in der Überwachung des 
Alkoholschmuggels zur See weit entgegengekommen ist, hat Frankreich nichts 
dergleichen getan. So hat sich der Alkoholschmuggel von den britischen Küsten 
nach den kleinen französischen Inseln verzogen; und dafür haben die Neufund- 
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länder wenig Verständnis. Hier liegt die Wurzel der Unruhen auf der Insel, über 
die man in der britischen Presse aus begreiflichen Gründen schweigt. Die Lage 
würde also nicht dadurch gebessert, daß Neufundland den Dominion-Status ver- 
löre, der sich dort nicht bewährt hat. Eine große englische Zeitung hat gemeint, 
man solle doch einfach einen Tausch vornehmen: Neufundland, das mit dem 
Dominionzustand unzufrieden sei, solle man wieder zur Kronkolonie machen; dafür 
Cypern, das sich den Dominionzustand wünsche (wirklich?), als Kronkolonie 
auflassen.... ein fast frivol klingender Vorschlag! 

Inzwischen ist der Bericht des Gouverneurs von Cypern, Sir Ronald Storrs 
(besonderen Angedenkens aus Palästina; der Mann scheint überall Pech zu haben), 
über die dortigen Unruhen vom vorigen Herbst erschienen. Er ist ein Meisterstück 
von Verkleinerung. Zunächst ist die Dürre schuld; dann eine böswillige Agitation 
unter den „englischen Untertanen orthodoxen Glaubens und griechischer Sprache“. 
Diese schöne Umschreibung wird für den einfachen Ausdruck „Griechen“ ge- 
braucht. Daß die cypriotischen Mohammedaner ein besonderes Lob für ihr Wohl- 
verhalten ausgestellt bekommen, versteht sich von selbst. Es stimmt überein mit 
der englischen Politik in Palästina, die immer stärker darauf drängt, zu einem 
Verfassungsabschluß mit einem arabisch beherrschten ‚Rat von Palästina“ zu ge- 
langen. Das Tempo des englischen Vorgehens wird beeinflußt durch die Neuord- 
nung, die Frankreich in Syrien vorbereitet. Dort haben bei den erstinalig aus- 
geschriebenen Wahlen die gemäßigten Nationalisten (d.h. die von Frankreich 
kräftig geförderte Gruppe) den erwarteten Erfolg erzielt. Damit öffnet für dieses 
Völkerbundsmandat sich der Weg zu einer Verfassungsform, die etwa zwischen 
der des Irak und der Marokkos einzusetzen wäre. Wie die Politik der Engländer 
im Irak auf die Frankreichs in Syrien zurückgewirkt hat, so wirkt nun die fran- 
zösische in Syrien auf die englische in Palästina zurück. Ein neuer Kurdenfeldzug 
des Irak mit wohlwollender Unterstützung der Türken und der Perser ist eine der 
Folgen der orientalischen Ministerreisen, die wir vor drei Monaten erwähnt haben. 
Sie haben inzwischen eine Fortsetzung gefunden durch den Besuch Ismet Paschas 
in Moskau, der die türkisch-russische Freundschaft mit deutlicher Warnung gegen 
Westen betont. Die Rückgliederung Adens nach Arabien (durch Lösung von der Präsi- 
dentschaft Bombay) ist eine indische Sicherheitsmaßregel und sei hier nur am Rand 
erwähnt. 

Mit dem Gesicht gegen Indien gerichtet sind auch die neuen Untersuchungen 
einer englischen Kommission in Ostafrika, die sich damit beschäftigen soll, die für 
weiße Besiedlung besonders geeigneten, und daher für Eingeborene wie für Inder zu 
sperrenden Hochländer neu abzugrenzen. Eine andere britische Kommission (unter 
Führung von Lord Noel-Buxton) ist vor kurzem aus Abessinien zurückgekehrt, 
wo sie die Sklavereifrage zu studieren hatte. Die patriarchalische Wirtschaft Abes- 
siniens ist noch in weitem Umfang auf Sklaverei aufgebaut, wobei die hamito- 
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semitische Herrenrasse der Gebirgsländer die unterworfenen Gebiete des Südens 
und Westens ausbeutet. Darüber hinaus besteht noch Sklavenhandel über das Rote 
Meer nach den unabhängigen Teilen Arabiens. Abessinien ist Mitglied des Völker- 
bundes und ist aufgefordert worden, die Sklaverei zu unterdrücken. Die kaiser- 
liche Regierung in Addis Abeba hat sich zur Aufhebung der Sklaverei im 
Lauf von etwa zwanzig Jahren bereit erklärt — vielleicht weniger, weil sie sich 
von der ‚„Unmoral“ dieser Einrichtung überzeugt hätte, als weil man mit der 
Aufhebung der Sklaverei den auswärtigen Kolonialmächten einen ständigen Vor- 
wand der Einmischung wegnimmt. Man weiß nie, ob die armen Sklaven gemeint 
sind oder die Wasserkräfte des Tana-Sees und die reichen Vorkommen von Gold und 
Platin... 

Bei aller Kritik kolonialpolitischer Methoden sollten freilich die großen Lei- 
stungen der Kolonialmächte nicht verkannt werden. In jüngster Zeit hat man sich 
z.B. einer systematischen Untersuchung der Heuschreckenfrage zugewandt, die 
für die Wirtschaftslage weiter Farmgebiete nicht nur in Afrika von großer Be- 
deutung ist. Man hat eingesehen, daß es nicht genügt, die Heuschreckenplage zu 
bekämpfen, wenn die Tiere, aus weiten Entfernungen kommend, bereits alles 
kahlgefressen haben. Man sucht jetzt die Brutgebiete und hat ein solches im 
Bereich des Nigerbogens vor kurzem festgestellt. Auch die wirtschaftliche Er- 
schließung Mittelafrikas (mit dem Zentrum Katanga) macht Fortschritte; nach 
der Fertigstellung der Benguellabahn soll nun eine Verbindung Rhodesiens über den 
unteren Sambesi hinweg mit der Küste des Indischen Ozeans in Portugiesisch- 
Ostafrika erfolgen. Widerstände dagegen erheben sich in Portugal, aber auch in 
Südafrika, dessen burischer Nationalismus eine britische Umgehungslinie darin 
wittert. Die Vorgänge in Natal sind geeignet, diesen Verdacht zu stärken. Dort hat 
sich eine starke Bewegung entwickelt, die den Einschluß Natals in die Südafri- 
kanische Union rückgängig machen möchte, weil die burische Politik des Generals 
Hertzog nicht den Wünschen der englischen Bevölkerung Natals entspreche. Man 
geht in Natal bereits so weit, daß man eine Sondervertretung für sich in Ottawa 
verlangt. Es ist verständlich, daß man in Pretoria darüber keine Freude empfindet. 
Der Kampf um die Goldwährung in Südafrika geht weiter. Der oppositionelle 
Führer Smuts hat eine ungewöhnliche Kampfmaßregel ergriffen: er legt ein völlig 
ausgearbeitetes Alternativbudget vor, das den Eigennutz der burischen Farmer 
in Versuchung führer soll. Der vermittelnde Schritt des Generals Hertzog bei De 
Valera erscheint in dieser Lage in reizvollem Licht... 

Daß von Australien und Neuseeland warnende Noten in Dublin einliefen, ist 
nichts Unerwartetes. Daß auch Südafrika sich der Demonstration der anderen 
Dominien anschließen würde, war nicht vorauszusehen. Inzwischen hat Irland die 
Einladung nach Ottawa angenommen; es wird sich im Lauf der nächsten Monate 
zu entscheiden haben, ob es die völlige Unabhängigkeit mit dem Verlust des eng- 
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lischen Marktes bezahlen will. De Valeras erste Amtshandlung war die Einbringung 
eines Gesetzes, das den Eid auf den englischen König abschaffen soll; seine zweite 
war die Schaffung einer Butter-Export-Prämie nach England. Es ist nicht unbillig, 
wenn der „Manchester Guardian“ bemerkt, De Valeras linke Hand sei seltsam un- 
kundig dessen, was seine rechte tue... Auch der Dominienminister Thomas hat sich 
nicht versagen können, in leicht ironischem Ton zu bemerken, daß der von De 
Valera eingeschlagene Weg nicht gerade zur Wiederherstellung der territorialen Ein- 
heit Irlands führe, die doch von Dublin so sehr gewünscht werde. Diese Äußerung 
hatte einen völlig unvorhergesehenen Erfolg. Kaum war sie in Belfast bekannt- 
geworden, als auch schon der Ministerpräsident von Ulster, Lord Craigavon, nach 
London angereist kam, um sich gegen eine Verschacherung Ulsters an Südirland 
zu verwahren, an die in London wahrlich niemand gedacht hatte. Ein Zeichen 
dafür, mit welcher Spannung man in Irland die Entwicklung betrachtet! 

Als kleineres Störungsfeld im europäischen Bereich des Empire erweist sich seit 
längerer Zeit die Inselfestung Malta. Der Konflikt zwischen der Kirche und der 
englischen Verwaltung, der unter Lord Strickland scharfe Formen angenommen 
hatte, ist beigelegt. Vor kurzem aber hat die englische Schulpolitik die Jtaliener 
nicht nur in Malta verärgert. Unterrichtssprache ist dort Maltesisch — ein schwer 
definierbarer Mischdialekt aus den verschiedensten italienischen, griechischen und 
arabischen Elementen; außer dem Maltesischen soll nur eine Fremdsprache all- 
gemein gelehrt werden; und dazu wurde, ‚mit Rücksicht auf das bessere Fort- 
kommen der Malteser im Britischen Weltreich“, vor kurzem Englisch bestimmt 
an Stelle des von der maltesischen Oberschicht gesprochenen Italienischen. Nun fuhr 
ein hoher Faschist vor kurzem — rein zufällig — auf dem Weg nach Tripolis an 
Malta vorbei und begrüßte die Faschisten von Malta im Hafen. Dabei gab es 
einen Zwischenfall, über den man in London und Rom nach Kräften geschwiegen 
hat. Er sei hier verzeichnet, weil er mögliche Spannungen aufzeigt, die heute von 
beiden Regierungen im Hintergrund gehalten werden, aber vielleicht nicht immer 
verborgen werden können... 

In England hat der Schatzkanzler Neville Chamberlain das erste Schutzzollbudget 
vorgelegt; die Zollmauer um England steigt; man benutzt die nächsten Wochen, 
um den Dominien sehr deutlich zum Bewußtsein zu bringen, welch großen Vorteil 
Empirepräferenzen bringen können. Über der Vorbereitung von Ottowa ist die 
Londoner Donaukonferenz schon fast vergessen. Immerhin muß man darüber klar 
sein, daß der Donauvorstoß nicht von Tardieu ausging, sondern von der englischen 
Finanzpolitik. Frankreich hat dann die gute Gelegenheit ergriffen. Die wenigen 
Engländer, die von den Donaustaaten einen halbwegs zutreffenden Begriff haben, 
sind empört über das, was sie die „politische Mißwirtschaft“ des Südostens nennen. 
Sie haben nur sehr rohe Vorstellungen von den Möglichkeiten einer Sanierung; die 
Viererkonferenz in London hat ihnen gezeigt, daß die Lösung der Donaufragen 
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nicht so einfach sein kann, wie man sich zuerst wohl dachte. Mit einer Verständi- 
gung der Kleinstaaten allein — selbst wenn sie zu erreichen wäre — ist nicht 
viel gewonnen; eine Verständigung der Großmächte liegt kaum im Bereich des 
Möglichen. So mag der um eine Anleihe kämpfende Venizelos recht haben, wenn 
er Klein- und Großmächten Europas zugleich ein böses Ende vorhersagt. 

Frankreich und das Deutsche Reich sind augenblicklich ganz auf die Innenpolitik 
festgelegt — seltsamerweise gerade zu der Zeit, wo in Genf Macdonald und Simon, 
Stimson, Tardieu und Brüning versammelt sind. Von den Vereinigten Staaten ist 
in den Rüstungsfragen schärfer vorgegangen worden als erwartet werden durfte. 
Die enge Verknüpfung zwischen Abrüstung, Schulden und Reparationen tritt offe- 
ner als jemals in Erscheinung. Daß die Besprechungen in Genf vor den französischen 
Wahlen zu irgendwelchem nach außen sichtbaren Ergebnis führen werden, bezweifeln 
wir. In Deutschland hat der zweite Präsidentenwahlgang das Ergebnis des ersten 
bestätigt. Die Wahlen zu den Parlamenten der Länder haben an den großen Linien 
der Entwicklung nichts geändert; die strukturellen Gegensätze, die wir in den 
Kärtchen unseres letzten Berichts aufgezeigt hatten, sind bei den Länderwahlen noch 
schärfer hervorgetreten als früher. Es ist sinnlos, davor die Augen zu schließen. 

In Zwischeneuropa bleibt die steigende Abhängigkeit Ungarns von Frankreich 
bemerkenswert. Auf der Studientagung in Innsbruck konnte sich Hantos voll- 
kommen auf die Seite der Kleinen Entente in der Beurteilung des Tardieu-Planes 
stellen. Nach wie vor glauben wir, daß die inneren Widerstände dagegen in Prag 
z. B. größer sind als in Budapest. In Südslawien ist der Diktator General Zivko- 
vitsch zurückgetreten. Ein Übergangsministerium unter dem langjährigen Außen- 
minister Marinkowitsch soll den Versuch machen, die praktischen Errungenschaften 
der Diktatur mit dem Selbstverwaltungswillen der südslawischen Völker in Ein- 
klang zu bringen. Keine leichte Aufgabe. 

Pilsudski ist über Rumänien nach Polen zurückgekehrt und hat sich mit demon- 
strativer Absicht in Bessarabien aufgehalten. Was unter diesen Umständen die von 
Paris aus in die Welt gesetzte Meldung bedeuten soll, daß man einen neuen Ver- 
such zu russisch-rumänischem Ausgleich machen wolle, um dadurch auch den 
polnisch-russischen Sicherheitsvertrag in Kraft zu setzen — darüber brauchen wir 
unseren Lesern nichts Neues zu sagen. Bessarabien, Makedonien und der Polnische 
Korridor gehören zu den unlösbaren Fragen auf der europäischen Karte, solange 
die gegenwärtigen Machtverhältnisse dauern; will man über eines dieser Gebiete 
stillschweigend oder mit ausgeklügelten Texten hinweggleiten, wenn man Pakte 
unterzeichnet — dann sind nur Papier und Tinte verschwendet. Das weiß man 
auch in der Sowjetunion. 

Aus Rußland ist eine beträchtliche Not an Saatgut und eine gefährliche Ver- 
spätung der Frühjahrssaat in wichtigen Produktionsgebieten zu melden. Daneben 
starke Anstrengungen, der Transportkrise und des Versagens in den Grundstoff- 
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industrien Herr zu werden. Die Schöpfung eines westasiatischen Industriegebietes 
schreitet vorwärts; an neuen Projekten im europäischen Rußland ist der Ausbau 
einer direkten Bahnlinie Moskau—Donezbecken von Bedeutung; er wird wohl 
rascher vollendet werden als der Bau der gleichfalls in Aussicht genommenen 
Kaukasusbahn, die das Gebirge von Wladikawkas nach Gori überschreiten soll. 

Im Zusammenhang mit der immer noch steigenden Bedeutung der russischen 
Holzausfuhr sei einmal auf das Wachstum Archangelsks hingewiesen, das heute 
eine Stadt von etwa 200000 Einwohnern ist. Über die Methoden der Holzgewin- 
nung mit ihrem Raubbau an Menschenkraft und Wald braucht Neues nicht gesagt 
zu werden. Die Offenheit. mit der sowjetrussische Stellen die Fehler des eigenen 
Systems kritisieren (allerdings möglichst in Organen, die dem Ausländer nicht leicht 
zugänglich sind), ist manchmal vorbildlich. Immerhin nimmt man mit einiger Ver- 
wunderung zur Kenntnis, daß man nunmehr die „Depersonalisierung“ der Wirt- 
schaft, vor allem der Landwirtschaft beklagt — als ob das nicht der selbstverständ- 
liche Erfolg der Kollektivierungspolitik wäre. Die Notwendigkeit einer „radikalen 
Säuberung des gesamten Verwaltungsmechanismus, der sinnlos bürokratisch ge- 
worden ist und alle Fühlung mit den Massen verloren hat“ — die freilich wird nur 
den verwundern, der eine Planwirtschaft, und eine russische dazu, nur in der 
Theorie betrachtet, wo sie ganz erfreulich aussehen mag. Die Wirklichkeit ist 
anders. 


KArL HAUSHOFER: 


Bericht über den indopazifischen Raum 


Wohl aus zarter Rücksicht auf den glänzendsten Prominenten seiner Weltbühne, 
Briand, hat der Völkerbund den Schritt vom Erhabenen zum Lächerlichen im 
indo-pazifischen Bühnenteil in breiter Öffentlichkeit erst nach dem Tode 
des gefährlichen Virtuosen getan, der diesem so bald abgespielten Klavier lange Zeit 
verführerische Sirenenklänge zu entlocken wußte. Überzeugender als der geniale 
Spottbildzeichner Sapajou in Shanghai konnte wohl niemand aus nächster 
Nähe der Völkerbundskommission und dem aussendenden Völkerbund mit ihm be- 
stätigen, daß sie diesen Schritt mit dem Betreten des chinesischen Bodens nach ihren 
japanischen Kaiserdiners getan hatte. Für den Völkerbund hat Sapajou den Typ 
der ratlos in den Armen Onkel Jonathans liegenden alten Tante geprägt, wenn 
beide, ihre Papierrollen in der Hand, sich in stiller Wut dem breit im mandschu- 
rischen Tor aufgepflanzten japanischen Krieger gegenüber befinden und sichtlich 
ebensowenig, wie die Sowjets, wissen, wie sie ihn dort wegbringen sollen. 
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Wir bedauern, daß uns der Raum nicht gestattet, eine Auswahl aus dem Gedenk- 
bilderbogen zu bringen, den im Scherz und grimmigen Ernst das Shanghaier Blatt: 
„North China Sunday News“ vom 21. 2. 32 auf S. ı2 „Recent North China Car- 
toons“ (auch sonst bemerkenswert u. a. Plan von Shanghai auf London projiziert!) 
der Riesenbloßstellung des Weltfriedensapparats in der ostasiatischen Frage widmet. 
Allein der ohnmächtige Versuch des Feuerwehrmanns aus Genf, seinem überall 
angezapften rinnenden Nachkriegsspritzschlauch einige Tropfen zur Bekämpfung 
der Feuer in China, im Sowjetbereich oder im spanischen Syndikalismus zu ent- 


locken, könnte die wärmsten Vorkämpfer des Völkerbundes (wie er ist), 
stutzig machen. 

Wenn vollends P. T. Etherton und H. Hessell Tiltman (,Manchuria. The 
cockpit of Asia“, London 1932, Jarrolds) zwar zugeben, die „League“ habe mit 
dem Versuch, ihren Vorschriften Respekt zu verschaffen, allerdings einen voll- 
ständigen Fehlschlag erlitten, aber die Dinge hätten noch viel schlimmer kommen 
können, wenn sie gar nicht dagewesen wäre, so legen die sonstigen Gedankengänge 
dieses sehr aktuellen Buches über die Mandschurei doch das Gebet dringend nahe: 
„Herr! Schütze mich vor meinen Freunden. Vor meinen Feinden will ich mich 
selbst bewahren!“ Darin könnten Völkerbund, Japan, Shanghai und das geplackte 


China übereinstimmen! 
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Und, soweit die „Tanaka-Denkschrift (ähnlich, wie seinerzeit die Denkschrift 
Kodamas über die Wehrlosigkeit Französisch-Indochinas für die Franzosen) dies- 
mal als Sowjetschreck von Inselreichimperialisten verwendet wird, sekundiert die- 
sem Bestreben sogar mit wahren Gerichtsposaunenklängen die „Iswestija" 
(4. 3. 32 — Deutsch in der Moskauer Rundschau vom 6. 3. 32, Nr. ı0, Jahrg. IV — 
höchst bemerkenswert!). Vgl. auch Spottbild: „Kampffelderkundung in der 
Mandschurei.“ 

Auch hier werden nämlich japanische „Dokumente“ über die Nützlichkeit des 
Krieges gegen die Sowjets zur Besitzergreifung Ostsibiriens bis zum Baikalsee vor- 
geführt: die größte geopolitische Torheit, die sich Japan im Augenblick zuschulden 
kommen lassen könnte. Wenn aber der „Manchester Guardian‘ in einer D.F.A.- 
Kritik über Ethertons Mandschureibuch die Frage aufwirft, „aus welchem Grunde 
Japan oder irgendein anderes Land fortfahren sollte, eine Großmacht zu sein, wenn 
es das nur dadurch erreichen kann, daß es die Nachbarn ihrer besten Provinzen 
beraubt“, so liegt die Gegenfrage nahe, weshalb dann England so oft bei solchen 
Raubtaten Hilfsstellung leistete? „Banditen niederhalten“; „seine Landsleute be- 
schützen“; „zwei Sojabohnen wachsen machen, wo nur eine vorher wuchs — ın 
des andern Mannes Land“: das alles ist nun plötzlich für britischen Cant „das 
alte Lied des Imperialismus“ — wenn es Japan ausübt! Aber wie entstand denn 
das britische Reich? Wer läßt denn zum Leidwesen Ägyptens Baumwolle 
wachsen, wo früher ein autarkisches Nilland lebte? Wer hat in Burma, wer früher 
in Westindien, wer nachher in Ostindien nach dem gleichen Rezept gearbeitet? Wer 
müßte nun schweigen, wenn ihm andere die gleichen Taten entgegenhalten? Warum 
verstummt der sonst so beredte Mund der großen Kolonialräuber, wenn die Kleinen 
in Genf ihre Anklagen erheben? (die freilich selbst nicht die großen Stiefel an- 
ziehen wollen, um den ganz großen Raubkatzen die Schellen anzuhängen!) 

Es ist aber eine Pflicht der ‚‚Geopolitik“, die Schleier des ‚„Cant“ hinwegzu- 
heben, wenn Gefahr besteht, sie könnten das wirkliche, gewaltdurchwühlte Antlitz 
der Erde so unehrlich verhüllen, daß man die wahren Züge nicht mehr erkennen 
kann. Die gezeigten Proben genügen vielleicht, um klarzulegen, wie gerade über die 
Fernostfragen mit Lug und Trug, mit allen Mitteln der Preßbeeinflussung 
gearbeitet wird, schließlich eben doch mit dem Ziel, die schlechter Informierten 
irgendwie hereinzulegen oder zu prellen — und sei es nur in der Memelfrage oder 
der Tungchi-Entschädigung! — 

Wie eine warme Frühjahrsnacht die wirklichen zum Liebesspiel, so läßt die 
Nr. 10 des Bandes XX des „Transpacific“ vom 10. 3. 32 politische Katzen Japans 
und der Mandschurei aus dem Sack. Wir bringen eine Auslese: Auf $. 3 wird die 
neue Konstitution des Pufferstaates vorgeführt, ihre Anlehnung an die japanische, 
auch in der Kürze (30 Artikel gegen die 89 der Nankinger vom Mai 1931!), ihre 
Dreigliederung in Ausführende Gewalt, Geheimen Rat und gesetzgebenden „Yüan“ 
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— auf S.5 wird mit unbefangenen Worten des „Miyako“ der abzugliedernde 
Raum — aus Mandschurei und innerer Mongolei bestehend — umschrieben, als 
„Ideal“ von 34 Millionen Einwohnern ‚dieser Gegenden“! „Sie haben nun, was 
sie wollen. Das neue Regime ist nach dem Grundsatz der Selbstbestimmung der 
Rassen aufgerichtet. Es gibt keinen Beweis dafür, daß Japan diesen Zustand ge- 
schaffen habe.“ — Nein! — Nur fragt man hier und da: cui bono? — Auch 
darüber gibt die gleiche Zeitschrift freundlich Auskunft, indem sie auf $.7 
Premierminister Inukais Ansprache an die ehrenwerten Mitglieder der Völker- 
bundskommission bringt: „...Manschuria ist, was wir die Lebenslinie Japans 
nennen. Dieser Raum hat politisch, wirtschaftlich und sozial lebenswichtige Be- 
deutung für unsere Existenz als Nation... usw.!“ — Gleich auf $S. ıı wird dann 
gezeigt, welche Folgen für den Völkerbund mangelnde Einsicht seiner Kommission 
in diese Tatsachen haben könnte! (‚Japan to consider ending league tie!) Schon 
früher hatte der Außenminister Kenkichi Yoshizawa der Genfer Gesellschaft 
mitgeteilt, daß Japan nötigenfalls bereit sei, den Austritt aus ihr zu erwägen. Nun 
wird das neu bekräftigt und das angenehme Verhältnis der USA. zum Völkerbund 
als Vorbild gepriesen: „Wenn es den USA. paßt, arbeiten sie mit; wenn nicht, 
bleiben sie abseits.“ 

„Im Fall des Austritts würde die Seyukai“ (mit 301 Stimmen in der über- 
wältigenden Mehrheit des japanischen Reichstags) „sich den Schlachtruf (slogan) 
zu eigen machen: Zurück zu Asien! usw.“ Auf S. {4 endlich weist Dr. Washio 
nach, wie sehr die Unabhängigkeit das beste für die Mandschurei sei, und daß ja 
schon der alte Chang Tso Lin ihre Unabhängigkeit jedesmal erklärt habe, wenn 
die Lage in Peking ungünstig für seinen Vorteil war. „Die Zukunft ist unberechen- 
bar. Aber für den Augenblick ist die Unabhängigkeit der Mandschurei jedenfalls 
eine praktische Aushilfe.“ 

„Aushilfen“ sind nun freilich um so praktischer, je geräuschloser sie arbeiten. 
Und so geräuschlos wie Exzellenz Honjo verstand es der junge Exkaiser Pu-Yi in 
Changchun nicht, mit ihnen umzugehen. Es war deshalb zweckmäßig von ihm, 
einen Generalhilferuf an diesen bewährten Okkupanten zu richten, als die Wir- 
kung des in Shanghai hervorgerufenen „eri au voleur“ auf die dadurch ent- 
geisterten Mächte sich verzog und Völkerbund, USA. wie SSSR. ihre Blicke wieder 
den offenen Türen der Mandschurei zulenkten. Die Stimmung, mit der sie es 
taten, kann bei den USA. — aus vielen Pressestimmen (Cit.) — am besten als 
mißtrauische, stille und verhaltene Wut, bei den Sowjets als höchstgespannte, 
aber nervenstarke Vorsicht bezeichnet werden; während das heftige Trara der in 
Wirklichkeit ja doch durchaus nicht zu einer Friedensexekution im Fernen Osten 
marschbereiten kleinen Völker in Genf nur Wasser auf die Mühlen der japanischen 
Innenpolitik für die etwa nötige Vorbereitung des Austritts geliefert hat. 

Damit man nicht gänzlich übersehe, daß es — außer dem chinesischen — 
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auch noch ein indisches Gefahrfeld gibt, brachten zwei ausgezeichnete Korre- 
spondenzen aus Indien des „Manchester Guardien“ (vom 4. und ıı. 3. 32 „India 
to-day‘“‘) das Fortschwelen auch dieses Brandherdes aus schwer überwindlichen geo- 
politischen Gründen und die darin liegende dauernde Schwächung britischer Außen- 
politik in Erinnerung! Verschuldung; Überspannung der ausgeleierten Grund- 
steuerschrauben; Übervölkerung und Verarmung neben einzelnen, weit überzahlten, 
neiderregenden Posten; immer noch volksverderbende soziale Mißbräuche (zu 
frühe Ehen) und die Tatsache, daß der sogenannte Gandhi-Pakt vom Kongreß nicht 
ratifiziert wurde, ‚ein Waffenstillstand, kein wahrer Friede‘ war; die Wucht der 
im zentralistischen Delhi vernachlässigten Länderfrage: das alles wird wahr und 
scharf gezeigt. 

Eine zweite Runde enthüllt die derberen Motive des mohammedanischen Nord- 
westens. „Unordnungen und ihre Unterdrückung sind nur Symptome.“ Immerhin 
müssen wir dem Berichterstatter recht geben, wenn er findet, daß der Begriff 
der „Gewaltlosigkeit‘ im Grenznordwesten unverstanden geblieben sei, wenn er etwa 
aus einer Rede Abdul Gjaffar Khans an seine Getreuen zitiert, was man 
wirklich nicht gut mehr eine Aufforderung zur Legalität nennen kann: 

„Briten haben uns hungern gemacht. Briten haben uns versklavt. Wer hat uns 
nackt und bloß geplündert? Die Engländer! Heute ist der Islam ruiniert und zer- 
stört in der ganzen Welt. Wer hat ihn ruiniert und zerstört? Engländer! Hindu, 
Sikhs und Moslim können nicht vorwärtskommen, solange und wenn wir nicht 
diese Engländer vernichten. Der Islam kann nicht gedeihen, solange Briten in 
diesem Lande sind. Unser Kampf geht gegen diese Engländer. Es gibt nur zwei 
Parteien darin: die eine ist Gottes Heer, die andere des Teufels!“ Das ist deutlich, 
wenn auch nicht „loyal“. 

Kommt zu so wenig liebevollen Reden auch noch wirkliche Not der armen 
Berglandschaften und brennender sozialer Neid auf die Wohlhabenheit der ‚„Can- 
tonment“siedlungen, so fehlt es noch weit an den Grundlagen zu einem briten- 
freundlichen Mohammedanerregime im indischen Nordwesten, zu dem man im 
Damm von Sukkur mit seinen Berieselungsanlagen einen Auftakt geschaffen zu 
haben hoffte, aus dem sich allenfalls in Zukunft ein Islamseitenstück zum buddhi- 
stischen Burma hätte vom rebellischen indischen Volkskörper abgliedern lassen. 

Geopolitische Möglichkeiten einer solchen Schöpfung lassen sich nicht leugnen. 
Aber es würde mindestens soviel Unabhängigkeitswille dazu gehören, wie etwa den 
Mandschusprößling Pu-Yi auf den Thron seiner Väter zu einer Gastrolle zwar nicht 
nach dem unsicheren Mukden, aber doch nach Changchun zurückführte. 

Aber weder Abdul Gjaffar Khan und seine Rothemden — nach obigem —, 
noch etwa die aufsässigen Sikhpotentaten oder gar die Erben Ghulab Shings in 
Srinagar eignen sich zu einer Reinkarnation des „Königs von Lahore...‘“ Im 
Gegenteil! Nachprüfungen der vorjährigen Unruhen in Kashmir haben gezeigt, 
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daß innerhalb dieses sehr unharmonischen Staatsgebildes die religiösen und rassen- 
mäßigen Spannungen so unausgleichbar sind, daß ohne die Furcht vor britischen 
Bajonetten ein Umsturz kaum vermeidlich wäre, wie überhaupt die Mehrzahl der 
indischen Fürstenstaaten sehr fragwürdige Stützen des anglo-indischen Gesamt- 
gefüges sind und weit mehr Schutz von ihm empfangen, als sie ihrerseits als Bei- 
trag zur Standfestigkeit des Ganzen zurückgeben. Die meisten sind sturzreif und 
untergraben und bestehen fort als Aushilfen der Verlegenheit — teilweise, wie 
Kashmir, Hyderabad im Stil Napoleons III. als ‚chef d’euvre de balance“ (Gleich- 
gewichtsmeisterwerke), die aber keinen Stoß, geschweige denn geopolitische Erd- 
beben aushalten. 

Es ist aber gerade jenes, dem Bewohner von Erdbebenländern so wohlbekannte: 
Gefühl des „Vorzitterns“, das sensitive Menschen und Tiere merken, gerade die 
Robusten aber oft nicht, das man mit geopolitischen Wahrnehmungsorganen überall 
in allen Lebensäußerungen des Fernen Ostens und Südostasiens spürt, ein Tast- und 
Vorgefühl, das ja auch so leicht machte, den nächsten Weltausbruch politischer Be- 
wegungen in diesem Raum vorherzusagen, und an die darauffolgenden Umgruppie- 
rungen erst Hoffnungen für Mitteleuropa in seiner trostlosen Augenblickslage zu 
knüpfen. Daher auch unser Bedauern, einen Vertreter dieses gegenwärtig macht- 
losen Raumes in der Völkerbundskommission für den Fernostkonflikt zu sehen, und’ 
damit die Gefahr, beinahe die Notwendigkeit der Beteiligung an einem Mißerfolg 
und Haß, die leicht vermieden werden konnte. Mußten wir wirklich vor Chinas und 
Japans, vor der US.-Amerikaner und der Sowjets Außentüren zu aller Miß- 
vergnügen kehren helfen, während an Donau, Weichsel, Memel und Rhein eine Ein- 
mauerung vollzogen wurde, die ja doch gerade unsern Kerker von den unver- 
meidlichen Erschütterungen von dorther luft- und wellendicht abschließen sollte,. 
damit ja nicht die eine oder andere Mauer wacklig würde? — — 

Seismische Vergleiche oder Erinnerungen an das stoische Verhalten der schließ- 
lich in Lavaabgüssen verewigten Stadtwachen von Herkulanum beim Vulkanausbruch 
drängen sich dem geopolitisch denkenden Menschen auch unwillkürlich auf, wenn. 
er sich das Verhalten westmächtlicher und us.-amerikanischer Staatsmänner an- 
gesichts der Neuschaffung der Mandschurei als eigenes Staats- 
gebilde betrachtet. Dazu gibt etwa S. 343 des „North China Herald“ 1932 gün- 
stige Gelegenheit. Dort sind nebeneinander abgedruckt die Vorgänge bei der Un- 
abhängigkeitsproklamation mit verschwenderischem Gebrauch der erhabenen Worte: 
„Tao“ (Der Weg, im Sinn von „die Wahrheit und das Leben“, vgl. Laotsel), 
der Lehren des Meisters Kung, der Grundsätze des „Wan-Tao“ (Chinesische 
Variante von ıo00jährigem Reich und Richtweg), des Beginns der Ära „Ta 
Tung“ (Große Einigkeit!) bei sehr geringer Volksbegeisterung, die Einstellung 
dazu des britischen Unterhauses und die harmlosen Erklärungen des us.-amerikani- 
schen Marineministers über die Vereinigung der besseren zwei Drittel us.-amerika- 
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nischer Seemacht im Pazifik zu Manövern. 12 Schlachtschiffe, 17 Kreuzer, 33 U-Boote, 
8ı Zerstörer, 3 Flugzeugmutterschiffe und 56 Hilfsschiffe haben natürlich nur 
den Zweck „allgemeiner Seetaktikschulung und reiner Abwehrstrategie“. Jeder Gut- 
mütige und Wohlmeinende muß das einsehen — sicher auch Kriegsminister General 
Araki! — die Seele der ‚„schärferen Tonart“ in Japan. 

Im britischen Unterhaus aber zitierte ein Abgeordneter vergangene Erklärungen 
britischer Politik, „daß Großbritannien die Mandschurei als integrierenden Bestand- 
teil Chinas betrachte und ein geeinigtes China unter einer Regierung für wünschens- 
wert halte“ — (wie ja auch das deutsche Volk „einig in seinen Stämmen“ — und 
wohl auch Parteien? — sich z. B. die Weimarer Verfassung gegeben hat). 

Der Unterstaatssekretär Cpt. Eden aber sprach — ohne zu lachen! — aus, 
„daß die neue ausübende Körperschaft der Mandschurei nicht um Anerkennung 
nachgesucht habe und daß diese Angelegenheit noch nicht einmal in Erwägung ge- 
zogen worden sei“, und er erinnerte das Haus bei dieser Gelegenheit daran, „daß 
Japan bei verschiedenen Gelegenheiten kategorisch erklärt habe, es verfolge keine 
territorialen Ziele in der Mandschurei, und habe nicht vor, mit dem Prinzip der 
„offenen Tür“ oder mit Bestimmungen des Neunmächtevertrags (China betref- 
fend) sich in Widerspruch zu setzen“. ... „Es sei nicht das erstemal, daß seit der 
Errichtung des Neunmächtevertrags in China unabhängige Regierungen errichtet 
worden seien.“ — — 

Ganz dasselbe sagten ja Araki, Inukai, Yoshizawa und Washio in Tokyo, Shira- 
kawa in Shanghai, Honjo in Mukden und Puyi in Changchun auch; so ist alles 
einig und in schönster Ordnung, und das weitere Wort haben Völkerbund und 
Neunmächtevertrag. Wir beten nur, daß es wenigstens der „Neunmächtevertrag“ 
nehme, an dem Deutschland nicht beteiligt ist. — Aber so dumm wird man in 
Washington nicht sein; man macht einstweilen nur die Flottengeste von 
Hawaii — eine durchaus nicht nur in der Tasche geballte Faust! (Siehe oben!) — 
Das Salz zu allem gibt Dr. Yen in Genf, wenn er die „moralischen Kräfte der 
Welt mobilisieren will“ (3. 3. 1932) — (wozu es höchste Zeit ist, denn die un- 
moralischen sind schon ziemlich weitgehend mobil); und den Pfeffer stiftet fort- 
während der geniale Spottzeichner des Fernen Ostens, Sapajou in Shanghai, so z.B. 
unübertrefflich in seiner Darstellung der Friedenstaube (S. 347 North China He- 
rald) und dem Rezept zur Zubereitung des von ihr überbrachten Ölzweigs auf 
chinesische, japanische und Völkerbundsart als „bekömmliches Gericht für alle“. 

An kleineren Nachrichten verzeichnen wir noch, daß der bankerotteste Staat des 
indopazifischen Bereichs — Neusüdwales — jüngst dessen schönste, größte und 
teuerste Brücke über den Hafen von Sidney eröffnet hat, wobei nur überpatriotische 
Kreise den eröffnenden Premierminister Lang von ihr ins Wasser werfen wollten, 
was man bei solchen Feiern verhindern muß. 

Die Weltwirtschaftskrise lastet besonders schwer auf den einseitigen Handels- 
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pflanzengebieten Malayas (Kautschuk!), aber auch der indische Handel ist 
„schwer getroffen“ (hard hit); und es ist natürlich, daß die zurückgeworfene Kauf- 
kraft von drei Fünfteln der Menschheit in den Monsunländern und ihren 
Nachbarn auch die Absatzlage der Übererzeugungsländer, namentlich der ‚‚zwei 
Hauptkrisenherde Nordamerika und Deutschland“ (so die gut beobachtende ‚‚Deutsche 
Wacht“ in Batavia), verschärft. Dabei bemerkt die „Neue Züricher Zeitung“ mit 
Recht, daß die beteiligten Staatsmänner einen beneidenswerten Mut der Langsam- 
keit bei ihren Abhilfeversuchen entfalten. Daher auch das beständige Zuspät- 
kommen. Sicher hat He&riot recht mit seiner Behauptung, ‚daß Japan die 
europäischen Schwierigkeiten und Verwicklungen“ (aber auch die Wirtschafts- 
klemme der USA. und SSSR.!) „benutze, um sich so fest als möglich im chine- 
sischen Wirtschaftsraum einzunisten‘ — ‚und wenn es dieses Ziel erreicht, ist es 
unnütz, zu leugnen, daß Washington-Vertrag, Kellogg-Pakt, Völkerbundsatzung und 
Völkerbund selbst gegenstandslos werden“ („cease to exist‘). Aber wer hilft da- 
bei? — „Smaller states day of speech-making“ (Kleinstaatenquasseltag‘) ist im 
Fernen Osten der Bericht über den berühmten 5. März in Genf überschrieben 
worden, von wenig erhebenden Kommentaren begleitet. Persien glänzte darunter, 
als ein „beiden Streitenden befreundetes Land“, durch den Wunsch ‚nach einer 
Schlichtung, die keine Verbitterung zurücklasse oder den Weltfrieden gefährde“! 
Das ist ein frommer Wunsch, dem man sich sicher anschließen kann; nur gab 
Spahabodi im Nachsatz die „bittere Enttäuschung des Ostens über das Versagen 
des Völkerbundes“ zu ‚‚als einer machtlosen Stimme in der Wildnis‘ und äußerte 
die Hoffnung, ‚die hohe Versammlung werde alle ihre Kraft aufbieten, das An- 
sehen ihrer Männlichkeit in den Augen der Welt wieder zu befestigen — wobei 
seine bilderreiche Sprache die Stimmen Skandinaviens, der Schweiz, Estlands, 
Spaniens, der Tschechen, Griechen und Lateinamerikaner dichterisch überklang. 
Mit besonderem Zorn endlich schalt die „Prawda“ die Kuo-Min-Tang wegen 
der „‚Defaitistenstrategie‘“ und Aufarbeitung der rötlichen 19. Armee, die aber auch 
Chiang Kai Sheks Truppen mitbetraf und insofern unparteiisch zerstörend auf 
alle noch vorhandenen Kräfte Chinas wirkte. „Si vis pacem cole justitiam“ steht 
ja doch in der Grundsteinurkunde des neuen internationalen Arbeitsamts in Genf: 
In Fern-Ost verfuhr man eben danach und nahm es in China allzu ernst und 
allzu wörtlich! 
So kommt ein: „Fiat justitia — pereat mundus“ zustande. 
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Ein sterbendes Volk? 


In diesen Tagen erscheint von unserem 
Mitarbeiter Dr. Fr. Burgdörfer, Direktor 
am Statistischen Reichsamt Berlin, ein grund- 
legendes Handbuch: „Volk ohne Jugend“, 
Geburtenschwund und Überalterung des deut- 
schen Volkskörpers. Bin Problem der Volks- 
wirtschaft — der Sozialpolitik — der nationalen 
Zukunft. (Berlin 1932, 8%, 448 S. m. Abb. 
Kart. 7,80, Ln. 9,50.) Was an Tatsachen 
dort zusammengestellt und in ruhiger Sach- 
lichkeit vorgetragen wird, ist so grundlegend 
für die weitere Zukunft des deutschen Volkes, 
ja der germanischen Teile Europas, ist im 
ganzen so erschütternd, daß gerade die Leser 
dieser Zeitschrift Kenntnis von ihnen haben 
sollte. Wir veröffentlichen im folgenden aus- 
zugsweise den Schlußabschnitt des Werkes. 

Die Schriftleitung. 


Die ungewöhnlich scharfe Geburtenbeschrän- 
kung, zu der das deutsche Volk in neuester 
Zeit übergegangen ist, die Tatsache, daß das 
deutsche Volk den schärfsten Geburtenrück- 
gang und die geringste Fortpflanzungsquote 
unter allen europäischen Völkern aufzuwei- 
sen hat, ist zweifellos bis zu einem gewissen 
Grade der wirtschaftlichen und politischen 
Vorausbelastung, die unserem Volke durch 
den verlorenen Krieg und den Vertrag von 
Versailles auferlegt ist, mit anderen Worien: 
der uns zudiktierten Engräumigkeit und Ein- 
schnürung unseres Lebensraumes zuzuschrei- 
ben. Soweit sie das ist, liegt in diesem circu- 
Geschick, fast 
möchte man sagen die Logik des Vertrages 


lus vitiosus ein tragisches 


von Versailles, die für einen Teil seiner 
Väter in jenem bekannten, dem Franzosen 
Clemenceau zugeschriebenen Wort von den 
„20 Millionen Deutschen zuviel“ zu gipfeln 
scheint. Zahlreiche Familien sehen unter den 
heutigen wirtschaftlichen und sozialen Ver- 
hältnissen die einzige Möglichkeit zur Auf- 
rechterhaltung ihres Lebensstandes nur in der 
Verhinderung neuen Lebens, in einer radi- 
kalen Geburtenbeschränkung, und insofern 
kann man mit einem gewissen Recht sagen, 
daß der Vertrag von Versailles auch in bio- 
logischer Hinsicht unser Volk in seiner Lebens- 


kraft und in seinem Lebenswillen lähmt. 


Man muß sich aber auch hier vor Über- 
treibung und Verallgemeinerungen hüten. So 
groß der Anteil der in starkem Maße poli- 
tisch bedingten wirtschaftlichen Not an den 
Ursachen der extremen Geburtenbeschränkung 
sein mag, so ist es doch nur eine von vielen 
Ursachen und, wie wir gesehen haben, aller 
Wahrscheinlichkeit nach nicht die entschei- 
dende. 

Der Schaden sitzt tiefer, sonst wäre es 
nicht zu verstehen, daß auch wohlhabende 
Länder, Schweiz oder Schweden, 
einen ähnlich scharfen Geburtenrückgang auf- 
zuweisen haben wie Deutschland, und es wäre 
auch nicht zu verstehen, daß der Geburten- 
rückgang in Deutschland schon in dem Zeit- 
punkt einsetzte, als wir auf der Höhe unserer 
wirtschaftlichen und politischen Macht und 
in allgemeinem Wohlstand lebten. Die gegen- 
wärtige Not hat den Geburtenrückgang zwei- 
fellos verschärft, aber nicht hervorgerufen. 

Angesichts der oben geschilderten Tat- 
sachen, angesichts der grundlegenden Wand- 
lungen in der Dynamik unserer Bevölkerungs- 
entwicklung, angesichts der von Jahr zu Jahr 


wie die 


fortschreitenden biologischen Unterbilanz unse- 
res Volkes, angesichts der beispiellosen Un- 
fruchtbarkeit und Kinderarmut unserer Stadt- 
bevölkerung und der deutlich erkennbaren 
Tendenz der Angleichung des Landes an die 
Städte, angesichts 
der Taisache, daß die Städte von innen her- 
aus absterben und durch den zu ihrer Be- 
standserhaltung erforderlichen Rückgriff auf 
die Substanz der Landbevölkerung auch noch 
deren Bestand gefährden, angesichts der Tat- 
sache, daß die soziale und kulturelle Ober- 
schicht mit der Geburtenbeschränkung voran- 
gegangen und vielfach bis zur biologischen 
Selbstvernichtung fortgeschritten ist, ange- 
sichts der vielen Anzeichen, die dafür spre- 
chen, daß im letzten Grunde bedenkliche 
Wandlungen auf dem Gebiete der Welt- 
anschauung und Lebensauffassung für die 
überaus scharfe Geburteneinschränkung ver- 
antwortlich zu machen sind, angesichts all 


Fortpflanzungssitten der 
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dieser statistisch erfaßbaren Tatsachen und 
nicht zuletzt auch angesichts der Lehren der 
Geschichte bleibt für den billigen Optimis- 
mus, daß ein so tüchtiges und so großes Volk 
wie das deutsche nicht untergehen könne, 
kaum noch Raum. Es sind im heutigen Ge- 
burtenrückgang Zeichen destruktiver Kräfte 
sichtbar, die sich zwanglos in das Spengler- 
sche Gesamtbild vom „Untergang des Abend- 
landes“ eingliedern. Nimmt man hinzu die 
Gefahren, die sich aus den durch den Ge- 
burtenrückgang hervorgerufenen Strukturwand- 
lungen des Volkskörpers auf wirtschaftlichem, 
sozialem, kulturellem und volkswirtschaft- 
lichem Gebiet — zumal für das deutsche Volk 
in seiner mitteleuropäischen Lage — ergeben, 
so wird für jeden, der den Mut hat, die 
Dinge zu sehen, wie sie sind, klar, daß das 
deutsche Volk bedrohlichen Lebens- 


krisis entgegentreibt. 


einer 


Untätiger Optimismus und lähmender Pes- 
simismus wäre in dieser Lage gleich verhäng- 
nisvoll. Hoffnung auf Rettung kann nur im 
sittlich-ernsten Willen zur Tat gefunden wer- 
den. Es handelt sich — kurz gesagt — um 
nichts mehr und nichts weniger als darum, 
daß die Familie als Trägerin, Bewahrerin und 
Erhalterin der Volkskraft und der Volks- 
gesundheit mit allen Mitteln moralisch und 
materiell gefördert und gefestigt wird. Die 
Familie als die biologische und soziale Zelle 
des Volkes muß mehr als bisher in den Mittel- 
punkt aller Staatspolitik gerückt werden. 

Von diesem zentralen Gesichtspunkt aus 
ergeben sich von selbst die Forderungen: 
Ausgleich der wirtschaftlichen Vorausbelastung 
der kinderreichen Familien durch entspre- 
chende Heranziehung der Ledigen, Kinder- 
losen und Kinderarmen im Wege einer be- 
völkerungspolitisch orientierten Reform der 
Einkommens-, Vermögens-- und Erbschafts- 
steuer, der Schaffung einer Familienversiche- 
rung, der Gewährung von Kinderzulagen und 
ähnlichen Maßnahmen im Sinne des Ar- 
tikels 119 der Reichsverfassung; Förderung 
der Bevölkerungsqualität durch 
Sicherungsmaßnahmen, insbesondere möglich- 


eugenische 


ste Ausschaltung der eugenisch minderwertigen 


Elemente von Ehe und Fortpflanzung bei 
gleichzeitiger Förderung der Familienbildung 
und der Fortpflanzung unter den erbgesunden 
und erbtüchtigen Gliedern des Volkes; Förde- 
rung der kinderreichen und kinderfrohen 
Familien durch bevölkerungspolitisch orien- 
tierte Wohnungspolitik; stärkere Verwurze- 
lung des „Volkes ohne Raum“ im gegebenen 
heimischen Raum, Lösung des inneren Raum- 
problems, insbesondere auch durch Verwurze- 
lung der städtischen Familien im heimischen 
Boden, durch Auflockerung der Großstädte, 
durch Förderung der Heimstättenbildung im 
Sinne der Bodenreformbewegung und des 
Artikels 155 der Reichsverfassung; Bekämp- 
fung der Landflucht durch Seßhaftmachung 
des ländlichen Nachwuchses, insbesondere der 
nachgeborenen Bauernsöhne und der auf- 
strebenden Landarbeiter im Wege der länd- 
lichen Siedlung, zumal im dünnbesiedelten 
deutschen Osten! 

Das sind die wichtigsten und dringlichsten 
Forderungen, die vom Standpunkt der Be- 
völkerungspolitik aus, die grundsätzlich und 
in erster Linie Familienpolitik sein muß, zu 
stellen sind und die unbeschwert durch irgend- 
welche außenpolitische Rücksichten jederzeit 
in Angriff genommen werden können. 

3 
Eigentum 

„Property“ — so nennt Ernest Beaglehole 
sein zum Nachdenken reizendes Buch in einer 
Zeit, in der der Eigentumsbegriff soviel an- 
gefeindet wird, namentlich von allen, die 
fremdes haben wollen. 

Vom grundsatztreuesten Manchestermann 
bis zum wildesten Kommunisten können viele 
von ihm lernen, wie Eigentum entsteht, ver- 
teidigt und weggenommen wird. Billigerweise 
beginnt man mit dem Biologischen, und wird 
gerade so gerecht für den Hund mit seinem 
Knochen, den Vogel mit seinem Nest, die 
Krähe mit ihrem Raub, das Insekt mit sei- 
nem Bau bis zum homo sapiens oder rapax, 
der schließlich auch nur herstellen will, was 
der Schöpfer des Weltalls als „true and cor- 
rect ownership‘“ vorgesehen habe und wofür 
er als Kommunist verschrien werden könne. 
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Sicher hat der Verfasser manchen Stich 
und Biß bekommen, als er Wespen, Bienen, 
Ameisen und Termiten daraufhin untersuchte, 
was sie für den Begriff von Mein und Dein 
Lehrhaftes beizusteuern hätten; und auch die 
menschliche Reaktion dieser Art wird ihm 
nicht fehlen. Aber er läßt zugleich einen 
tiefen Blick in letzte Widerstandskräfte angel- 
sächsischen Volksgefüges gegen Fremdeinflüsse 
und einen Trunk aus dem seltsamen, trocke- 
nen angelsächsischen Humor tun; der mittel- 
europäische Leser kann manches von Wespen, 
Bienen, Eichkatzen und Fleischfressern ler- 
nen; aber auch, daß der Eigentumsbegriff 
— geopolitisch bedingt — auch bei den mensch- 
lichen Räubern und Beraubten der Erde 
gruppen- und völkerweise ganz verschieden ist. 

Man vergleiche nur, was die KPD. über 
Rußland verkündet und was die Herzogin 
von Atholl über „The conscription of a 
people“, wobei sie sagt, „was helfe es, wenn 
man China oder Abessynia wegen liebgewor- 
dener Sklavensitten vom Völkerbund aus plage, 
wenn Rußland dasselbe Institut für 160 Mil- 
lionen neu einführe?“ 

x 
Das Osterei von Shanghai 

Ein erster japanischer Osterhase hat Shang- 
hai mit 5 Kreuzern, 2 Flugzeugmutterschif- 
fen und ı6 Zerstörern nach getanem Werk 
unter Heimatwimpel verlassen, wie der japa- 
nische Marineattach& in Washington beruhi- 
gend mitteilte. Aber die Kosten des Östereis 
werden vom Chef des chinesischen statistischen 
Amts auf rund 1600 Mill. Mark geschätzt, 
ungerechnet die 180 000 obdachlosen Familien 
und 8080 nebenher totgebliebenen Zivilisten. 
70% des chinesischen Eigentums innerhalb 
der von Japan beschützten Zone sind völlig 
verloren; darunter Privathäuser für 420 Mill. 
Mark und Fabriken für ı20o Mill. Mark, mit 
deren Verlust etwa 250000 Arbeiter auf die 
Straße gesetzt sind. 10 Universitäten oder 
technische Kollegien- 
gebäuden, 30 Mittelschulen und 192 Primar- 
schulen mit /o000 Hörern und 3000 Lehrern 
und einem Schuleigentum von rund 25 Mill. 
Wert sind dabei außer Gefecht gesetzt, leider 


Hochschulen mit ı2 
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auch die deutsch-chinesische Tungchi-Hoch- 
schule; die chinesischen Banken schätzen 
ihren Geschäftsrückgang auf 85% des Nor- 
malverkehrs. Soweit die Chinesen über das 
ihnen gelegte Osterei! 

Nun sind wir gespannt, wie hoch Japan 
der Ruhm der Marine in Shanghai zu stehen 
gekommen ist und wer hüben und drüben 
den Schaden bezahlen wird! 

x 
Frommer Wunsch 

„Sie verstehen ja richtig, daß wir niemals 
die Intregität Chinas verletzen wollen, ob- 
gleich wir uns nur freuen würden, wenn die 
Chinesen einen musterhaften freien Staat 
unter voller Beachtung der bestehenden frem- 
den Rechte in der Mandschurei bilden. Ob es 
eine Republik oder ein Kaiserreich ist, ist 
nicht unsere Sache, hoffentlich nur ein Para- 
dies, wo kein übertriebener Kapitalismus, 
noch viel weniger Kommunismus zur Geltung 
kommt und alle Nationalitäten unter offener 
Tür sowie gleichen Rechten ihr wirtschaft- 
liches und politisches Leben auf sicherem 
Boden genießen können. In bezug auf Shang- 
hai haben wir nichts weiter zu hoffen, als daß 
die dortige internationale Sicherheit des Wirt- 
schaftslebens gesichert bleibe und die Chi- 
nesen keine Agitationen weiter treiben.“ 

So schreibt uns ein hochgestellter, welt- 
erfahrener japanischer General, und wir haben 
keinen Grund, so freundliche und fromme 
Wünsche unsern Lesern vorzuenthalten. Lei- 
der besitzt die japanische Sprache für ihre 
Grammatik kein Seitenstück zu dem Irrealis 
der Mittelmeerländer und seiner deutlichen 
Kennzeichnung durch Worte, wie utinam 
(o daß es doch so wäre) — so daß sich der 
pazifistische Teil unserer Leser mit der posi- 
tiven Tatsachenanerkennung begnügen muß. 
Die Nichtzulassung des in der Mandschurei mit 
Recht als gefährlich angesehenen Weltpropa- 
ganda-Künstlers Wellington Koo in der 
Völkerbundskommission steht dazu in einem 
gewissen Kontrast. 

So werden wir mit Recht auf den Kom- 
missionsbericht als eines der wertvollsten geo- 
politischen Dokumente aller Zeiten gespannt 
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falls die Wahrheit darin 
stehen sollte. Im übrigen gehen die neuesten 
Chinabücher 


Gegensätze von Kreitners zu G. Amann! — aus- 


sein müssen, — 
— man vergleiche etwa die 


einander, wie Frh. von Münchhausens einstige 
Reise-, Jagd- und Kriegsberichte mit der ver- 
mutlichen Wirklichkeit und bereiten die Qual 
der Wahl! IC, JER 


+ 
Une quantit& negligeabie? 

„Dr. Rudolf Asmis, seit 1925 deutscher 
Gesandter in Siam, ist von Bangkok abberufen 
worden“ — so lesen wir in Nr. ı18 d. Voss. 
Ztg. v. ı0. 3. 32. ‚Siam hat vor einigen 
Wochen seine Berliner Gesandtschaft aus Er- 
sparnisgründen vorläufig aufgelöst.“ Wie vie- 
len kanı der zermalmende Stempel auf eine 
Deutschland 
zum Bewußtsein, der in dieser Sparmaß- 
nahme lag? 


vernachlässigungswerte Größe: 


* 
Durchschaut! 

Während die Welt Ende Januar mit eini- 
gem Bangen das Pulverfaß in Shanghai in 
Verbindung mit dem mandschurischen Feuer 
geraten sah und der Rat geheim beriet, wie 
er solchen Explosionen weiterhin ausweichen 
könne, berichtet der Manchester Guardian: 
„Das Mitglied Marinkowitsch 
unterstütze die japanische Aktion in Shanghai 
mit der Begründung, daß die antijapanische 
Agitation ganz ähnlich der Komitadschitätig- 
keit in Mazedonien sei und daß deshalb Japan 
ein Recht zu den von ihm ergriffenen Maß- 
regeln habe. Mit anderen Worten: Jugo- 
slawien möchte daraus einen Rechtstitel ab- 


südslawische 


leiten, um eines Tages Bulgarien ebenso zu 
besetzen wie Japan die Mandschurei.“ 

Sicher verstehen beide Mächte, aus dem 
Räuberwesen das Bestmögliche zu machen, 
und dem einsamen Japan wird die Gesell- 


schaft lieb sein. Nur ist bis jetzt in Japan 
der Meuchelmord an Kaiserthronerben bei 
solchen Anlässen weniger angesehen und führt 
dort 
rungsmäßig eher in Ministerstühle. 


ın Serbien erfah- 
Sonst 
aber mag sich Bulgarien vorsehen. Exempla 


zum Ministersturz, 


docent et fata trahunt! 
Ps 
Der Unterschied 

„Die Zukunft gehört den größeren Raum- 
gebilden. Ob diese Gebilde sich wirtschaftlich 
oder politisch oder in sonst einer Weise zu- 
sammenfügen werden, läßt sich heute noch 
nicht voraussagen. Aber sie werden kommen 
— und jedes Land hat die Verpflichtung, seine 
Bedeutung für diese unvermeidlichen Verbin- 
dungen mit allen seinen Kräften zu stärken. 
Es hängt nur von uns ab, ob wir Subjekt oder 
Objekt dieser Entwicklung sein werden.“ Aus 
der Rede eines bekannten südeuropäischen 
Staatsmannes im Jahre 1924. 

»»... Aktive Südosteuropapolitik, die von 
Zeitschriften propagiert wird, deren Heraus- 
geber nur ihrem Gewissen und ihren Lesern 
verantwortlich sind...“ Aus einer deutschen 
Zeitung 1932. 

Der Unterschied ist doch klar? 

+ 
Eurasischer Luftverkehr? 

Warum sollte es unausgesetzter, vereinig- 
ter Bemühung nicht gelingen, eine Luftver- 
bindung zwischen Deutschland und China (mit 
Anschluß nach Japan) ins Leben zu rufen, die 
entweder den russischen Luftraum in An- 
spruch nimmt oder von Stambul über die 
Türkei, Persien und Afghanistan unter Ver- 
meidung Rußlands das chinesische Gebiet er- 
reicht? Gebirge (Pamir) und andere Schwie- 
rigkeiten müssen überwunden werden. 

Emil Kayser. 
“x 
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KARL PINTSCHOVIUS: 
Die Problemgemeinschaft zwischen Geopolitik und Statistik 


Das Problem der historisch-politischen Geographie, die man als eigentliche 
Erkenntnisinstanz der Geopolitik anzusehen hat, ist zugleich das Problem der 
Statistik. Say z.B. hat die Statistik unmittelbar als „eine Art detaillierter 
Geographie“ *) bezeichnet, die sich zur „Nationalökonomie“ verhalte wie die Ge- 
schichte zur Politik. Das Schicksal der Staatswissenschaft und unsere Klarheit über 
das Wesen und die Schlüssigkeit der Staatsstruktur, die wir wirtschaftspolitisch 
betreuen wollen, stehen in verschiedenem Licht, je nachdem ob sich die Statistik 
ihrer Probleme bewußt ist oder nicht. Kultivierteste Form des empirischen Ver- 
fahrens und stärkster Ausdruck eines Wissenschaftsbewußtseins, kann sie geradezu 
als allgemeiner Index für die innere Lage der Sozialwissenschaft betrachtet werden. 
Es hätte Sinn, zu sagen, daß die Würde der Menschheit mit in ihre Hand gelegt sei. 

Tatsächlich macht sich das Problem der Zweischichtigkeit im Gegensatz zwischen 
sozialwissenschaftlicher und geographischer Dimension auch hier schon lange bemerk- 
bar. Wer mit den Augen unserer Perspektive Quetelet liest, hat die Überraschung, 
dort diese als ökumenisch zu bezeichnende Problematik mehr vorgeformt zu finden, 
als es Zeit und Titel (‚Soziale Physik“) vermuten lassen. In die von Haus aus 
biologisch-geographisch beherrschte Idee des ‚mittleren Menschen“ (von der Historie 
auf Laplace und seinen „Essay philosophique sur les probabilites“ zurückver£olgt) 
schieben sich unvermittelt Entwicklungsvorstellungen ein, in denen sich schon die 
Ökumene deutlich spiegelt: 


„Das menschliche Leben ist länger geworden, der Erdball selbst scheint seine Dimen- 
sionen verändert zu haben, die Städte sind einander näher gerückt, schon ist ein ganzes 
Laud sozusagen in das Weichbild seiner Hauptstadt eingeschlossen. Die Zivilisation dehnt 
ihr Niveau von einem Ende Kuropas zum andern aus, das Charakteristische und Male- 
rische eines jeden Volkes verschwindet, während die Lokomotiven und elektrischen Tele 
graphen Tag für Tag neue Breschen in die Zollgrenzen schlagen, bis sie sie gänzlich 
niedergerissen haben...“ **). 


Darauf will Quetelet (man denke: in den Jahren ı182/, bis 1835) die Statistik an- 
setzen: einer der großartigsten Fälle des Zusammenfließens sozialen und geo- 
graphischen Vorstellungslebens, — wie anderswo so auch hier in kartographischen 
Versuchen zum Ausdruck gebracht, die sich als „Karte des Verbrechens gegen das 
Eigentum“, als „Karte des Unterrichts“, als „Karte der Verbrechen gegen die 
Person“ u. a. darstellen. 

Das Problem brach ja eigentlich schon in der von Malthus geleisteten Arbeit ***) 


*) J. B. Say, Vorrede zur Traite d’Economie politique. Nach der fünften Auflage übersetzt 
von Ludwig Jacob, Wien 1815. 

**) Soziale Physik, Ausg. Waentig, ıgıh/ıg2ı, I, $. 438. 
***) Vgl. Bernhard Harms, Volkswirtschaft und Weltwirtschaft, 1912, S. 413. 
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zu lehrgeschichtlicher Bedeutung auf. Wenn von Malthus eine Verhältnisformel 
aufgestellt wird, in der die Tendenz des Bevölkerungszuwachses der geometrischen 
und die Möglichkeit der Unterhaltsverbreiterung der arithmetischen Reihe zugeord- 
net wird, so ist das nichts Anderes als die Vorstellung zweier in tragischer Weise 
aufeinander bezogener Bedingungsfelder, von denen das eine mehr von der mensch- 
lichen Stoßkraft, das andere mehr von der Örtsgebundenheit abhängt. Zeugt nicht 
gerade der überspannte Zahlenausdruck von einem unbestimmten, unerkannten 
Gefühl für einen langsam aus dem Nebel der geschichtlichen Wende heraustretenden 
Zwiespalt der Bedingungssysteme? Sagt nicht eine Untersuchung wie Adolph 
Wagners interessante Jugendarbeit über ‚die Gesetzmäßigkeit in den scheinbar 
willkürlichen menschlichen Handlungen“ *), bei der ja Quetelets soziale Physik 
herrschende Anregung gewesen ist, ein ganz ähnliches Gefühl für die Anlage der 
sozialen Welt zu einer gewissen Zweischichtigkeit aus? 

Ist es nicht überhaupt Sache der Bevölkerungsstatistik, unter geographischen 
und biologischen Daten kulturelle Zusammenhänge ausfindig zu machen, die durch 
menschliche Gestaltungskraft geschaffen und im Sinne der Kausalität durch Freiheit 
bedingt sind? Wenn z. B. Georg von Mayr alter Übung gemäß einen Begriff der 
„rechtlichen Bevölkerung“ entwickelt, unter dem er Zusammengehörig- 
keiten versteht, die von einem Rechtsgesichtspunkt herrühren, — die unterstützungs- 
berechtigte Bevölkerung etwa**) (population legale: population r&sidente)? Was 
bedeutete es sonst, die „Beziehungen des Bevölkerungsstandes zur Fläche“ aufzu- 
suchen? Welcher Sinn hätte sonst ein Bonmot wie dieses, daß es dem Statistiker 
in erster Linie um die Flächenausstattung der Menschheit, dem Geographen in erster 
Linie um die Menschheitsausstattung der Fläche zu tun sei ***)? In gleicher Linie 
liegen die geographischen Arbeiten über den „Bevölkerungsschwerpunkt“ f) TY)- 
Sie sind dem Interesse an der Ausstattung der Fläche mit Menschen entwachsen. 
Die Theorie vom „Bevölkerungsschwerpunkt‘ umgekehrt als Versuch 
aufzufassen, den staatswissenschaftlichen Befund mit den Mitteln der physikalischen 
Geographie zu deuten, wäre die alte Barbarei, nichts Höheres zu kennen als das 


*) A. Wagner, Statistisch-Anthropologische Untersuchung der Gesetzmäßigkeit in den 
scheinbar willkürlichen menschlichen Handlungen, 1864. 

**) Georg v. Mayr, Bevölkerungslehre, II. Band von „Statistik und Gesellschaftslehre“. 
Zweite Auflage, J. C. B. Mohr, Tübingen 1924, S. 27- 

***) Ebenda S. 54. 

++) Als charakteristische Vorlage die Arbeit von Georg Wegemann, Der Bevölkerungsschwer- 
punkt des Deutschen Reiches, in Petermanns Monatsheften von 1905. Wenn dann noch, wie 
hier, herauskommt, daß der sog. Bevölkerungsschwerpunkt ziemlich in der Mitte des Staates 
liegt und noch immer näher an seinen terrestrischen Mittelpunkt „heranrückt“, so empfindet 
der sozialwissenschaftliche Beurteiler die Fragestellung erst recht als unfruchtbar — mag er 
auch das Anschauungsbedürfnis des Geographen verstehen. 

tr) Siehe bei Spann die Theorie der Häufungsverhältnisse, vgl. Fundament, zweite Auflage 
1921, S. 153. 
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Naturgesetz. Was dem grundsätzlichen Gehalt nach Anderes könnte man in der 
Unterscheidung zwischen ‚„faktischen“ und „rechtlichen“ Wanderungen lesen *)? 

In derselben Linie (wieder ohne daß die Doppelschichtigkeit des Bedingungs- 
feldes berührt wird) bewegen sich die von der „Notgemeinschaft der deutschen 
Wissenschaft“ ins Leben gerufenen volkskundlichen Arbeiten**), in denen man 
den Niederschlag der Kultur auf die Erdoberfläche kartographisch festzuhalten 
sucht. Was könnte mehr für unsere Meinung von der erkenntnistheoretischen 
Wichtigkeit gleichzeitiger Betrachtung beider Schichten oder Bedingungssysteme 
sprechen, als der Mißerfolg eines Wirtschaftsatlas, der auf seinen Verkehrskarten 
die physikalische und die politische Unterlage derart zurücktreten läßt, daß es 
schwierig wird, sich zu orientieren ***)? Kann es vernünftig sein, aus der Verkehrs- 
zeichnung ein System für sich zu machen? Wäre ein solches Vorgehen gestalt- 
gemäß? 

Der alten Staatenstatistik gegenüber hätte es des gestalttheoretischen Einwandes 
nicht bedurft}). Ihr unbefangenes Verhältnis zu den Staatsmerkwürdigkeiten 
ließ keinerlei Gewaltsamkeiten zu. Sie war eine wilde Blüte des natürlichen Empi- 
rismus, mit der die hochgezüchtete rationale Statistik des ıg. Jahrhunderts, die 
nur Mathematikern von Fach ganz offen steht, kaum etwas gemein hat. Daß der | 
Achenwallsche Standpunkt nur wenig entwicklungsfähig erscheint, ist am aller- | 
wenigsten die Schuld unzulänglicher Erkenntniskritik. Es geht auf die Finalität 
der Sache zurück, daß es von hier aus keinen Weg zum eigentlichen Ideal der 
Statistik, zur generalisierenden Emanzipation vom Einzelbefund, zur rationalen 
Loslösung gibt. 

Selbst die Arbeitsphysiologie kommt, wie sich neuerdings herausstellt 7), 
mit der Massenstatistik nicht weiter. Auch ihr verschüttet die rationale Behand- 
lung zu viel, indem sie hinter ihrem künstlichen Koordinatensystem Bildzusammen- 
hänge entstehen läßt, deren methodischer Wert auf der Stufe der rationalen 
Schematik steht. Hier führt das Gefühl für die Bedeutung der Situationsgestalt zu 

*) „... sehr mannigfache Arten von Wanderungen, deren Gliederung noch dadurch ver- | 
mehrt wird, daß man nicht bloß die tatsächliche natürliche Wanderbewegung (faktische 
Wanderungen), sondern auch die auf öffentlich-rechtlicher Grundlage sich gestaltende Wander- 
bewegung (rechtliche Wanderungen) in Betracht ziehen kann...“ (Georg v. Mayr, Bevölke- 
rungslehre, S. 500). 


**) Zur Orientierung siehe die kleine Einführungsschrift von Fritz Boehm, „Volkskunde“, 
Selbstverlag der Notgemeinschaft o. J. (1930°); insbesondere die Kartogramme auf $. 37 
und S. 39. 

***) Siehe den Tiessenschen Wirtschaftsatlas. Reimar Hobbing, Berlin 1931. 

y) Daß die Verschiedenheit der statistischen Verhältnisse eigentlich das Interessante und 


Aufklärungsbedürftige ist, hat übrigens auch Bruno Hildebrand betont. Siehe seine Jenaer | 
Prorektoratsrede „Die wissenschaftliche Aufgabe der Statistik“, veröffentlicht in: Jahr- # 


bücher für Nationalökonomie und Statistik von 1865, S. 9. 


1m) Ludwig Ascher, „Die physiologische Rationalisierung als Interessengebiet des Volks- 
wirts“ in: „Die Volkswirte“, 1931, S. 253 ff. 
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einem Verfahren, das sich auf statistische Verfolgung des einzelnen Menschen- 
schicksals konzentriert, indem die Daten des Einzelnen mit der für seine Situation 
maßgebenden Durchschnittsbedingung ins Verhältnis gebracht werden. Die voraus- 
sichtlichen Ergebnisse versprechen der Sozialversicherung reichen und nützlichen 
Aufschluß: es würde eine wissenschaftliche Beurteilung der einzelnen Risiken an- 
gebahnt sein. Daß hiebei wie in jedem Verfahren, das mit Durchschnittsziffern 
arbeitet, eine rationalistische Fehlerquelle erhalten bleibt, wiegt nicht so schwer, wie 
der so erreichbare Fortschritt. 

Was, mit der rationalen Statistik verglichen, die (in den Augen des Wissen- 
schaftshochmuts irrational verunreinigte) „Gestaltstatistik‘ ist, wird allgemein erst 
in den Besitz seiner Persönlichkeit aufgenommen haben und verarbeiten können, 
wer häufiger solchen statistischen Sachverhalten gegenübergestanden hat, die ganz 
und gar nicht das bedeuten, was sie ziffernmäßig sagen. Dieses Erlebnis vermittelt, 
lehrhaft ausgewertet, mehr kritisches Gefühl, mehr Aufmerksamkeit auf das intel- 
lektuelle Gewissen als das vielgerühmte collegium logicum. 

Ein Musterfall ist der statistische Kommentar, den man, ob nun pro 
oder contra, der Marxschen Konzentrationstheorie gegeben hat. Aus 
den Ziffern der Gesellschaftsstatistik entnehmen zu wollen, daß ‚‚der“ Konzen- 
trationsprozeß Fortschritte gemacht hat, ist einfache Illusion. Ein Rückgang in 
der Zahl der Aktiengesellschaften bei Anstieg der Summe der ausgewiesenen 
Kapitalien sagt über den inneren Wert der Bewegung, sagt über die Vitalität, sagt 
über den wahren Wirtschaftsgehalt der umgruppierten Unternehmungen gar nichts 
aus. Da wären Untersuchungen über die Entwicklung der Geschäftsbeziehungs- 
strukturen, über die Chancen der Patente, über den Goodwill oder die Leistung der 
Konzerne, über Lage im Gelände und sozialen Standort, über die Umsatzentwick- 
lung und die Verlagerung im Geschäftsprogramm usw. unentbehrlich. Solange man 
darüber und über die Lage der Gesellschaften m. b. H. und der Einzelfirmen 
nichts Entsprechendes weiß, läßt sich auch mit den Ergebnissen der rationalen 
Statistik nichts Ernstes anfangen. — 

Insbesondere gehört kritische Aufklärung über den wahren Wert der Durch- 
schnittsrechnungen dahin. Statistische Aussagen, nach welchen den einen Hafen 
innerhalb eines Jahres 693 Schiffe mit 432 000 Bruttoregistertons und den anderen 
Hafen vielleicht 1050 mit 501000 Registertons besucht haben, können unter 
keinen Umständen befriedigen. Im Unterricht sind sie, mangels besserer Unterlagen 
hingenommen, geradezu eine Gefahr. Es muß kanonisch gemacht werden (was 
gelegentlich auch von Geographen eingesehen worden ist: vgl. Wegemanns Kieler 
Diss. von 1900 über „Die Oberflächenströmungen des nordatlantischen Ozeans“, 
These I), daß es für die Beurteilung eines Hafens zweierlei ist, ob sich 693 Schiffe 
aus gleichartigen Fahrzeugen zusammensetzen oder ob bestimmte Einheiten stärker 
beteiligt sind als andere. Eine strukturgerechte Statistik kann nicht anders als 
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deskriptiv sein (das ı8. Jahrhundert ist dem richtigen Gefühl dafür näher 
gewesen). 

Wie selten wird daran gedacht, daß es die Berufsstatistik, von der so oft 
gesprochen wird, eigentlich nicht gibt. Man setzt sich über die Schwierigkeit, den 
subjektiven Beruf als „objektiven Beruf“ auszudeuten, hinweg, indem man Be- 
triebszählungen macht, worauf Jastrow häufig mit viel Witz hingewiesen hat. Die 
Menschen werden nach ihrer „terrestrischen‘ Erfaßbarkeit im Betriebe verrechnet. 
Packer, Hausknechte, Reinemachefrauen und Stenotypistinnen werden zu Ange- 
hörigen der Textilindustrie oder einer anderen Geschäftsbranche. Tritt die Steno- 
typistin von der Bonbonfabrik zur Gießerei über, so ist das statistisch ein ‚„‚Berufs- 
wechsel“. Manchen Statistikern soll allmählich das Gewissen schlagen. 

Wie gedankenlos wurde die jetzt zum Glück wieder in den Ruhestand getretene 
Lebenshaltungsstatistik hingenommen. Das Eine ist allerdings wahr und 
entkräftet wenigstens für seltene Ausnahmefälle unsere Einwände. In Notzeiten 
von Formen, wie sie Weltkrieg und Inflation hervorbrachten, als alle Lebensnot 
um Tod und physisches Existenzminimum kreiste, verlieren sich die (Spann würde 
sagen: organisch bestimmten) Unterschiede in den Bedarfsstrukturen, die jede be- 
wegungsfreie Phase hat und nicht entbehren kann. Nur muß man (wiederum un- 
glücklicherweise) für derartige Ausnahmezeiten, in denen die Knappheitslage mehr 
zuläßt als ein gewöhnlicher Zustand, damit rechnen, daß sich die statistischen Er- 
hebungen an amtliche Preise halten, die vom Schleichhandel zu einer inhaltsarmen 
Farce gemacht werden. Jene Doppelschichtigkeit der Preissysteme, die 
wir aus Katastrophentagen kennen, ruht gleichfalls in der ökumenischen Proble- 
matık. Zu erwarten, der die vitalen Kräfte anspannende Kampf um die groben 
Unterhaltsmittel würde sich in Organisation auflösen lassen, war selbstkritikloser 
Übermut. So wird denn ein Generalindex für die Erscheinungen innerhalb eines 
wirtschaftspolitischen Systems niemals der Wahrheit gerecht werden. Es erfordert 
nun einmal aus der Verschiedenheit der Berufsumstände heraus die Bedarfslage des 
Kohlentrimmers, der mächtige Nahrung und leichte Unterhaltung braucht, eine 
andere Formel als die des Gelehrten, dessen Leistungen von wechselnden Ein- 
drücken, leichter Nahrung und vielen Büchern abhängt: sie sind auch physiologisch 
zweierlei. Und es handelt sich nicht nur um diese beiden Extreme. 

Außerdem vergesse man nicht, wie verschieden sich die Preise bewegen können. 
Es ist keinerlei Parallelität gewährleistet — keinerlei Parallelität zwischen der Ent- 
wicklung des äußeren Geldpreises (Valuta) und des Preises der einzelnen Waren. 
Es gibt im Gegenteil sehr preisreagible Waren neben Waren mit geringem Markt- 
temperament. Doch vergesse man ebensowenig, daß schon dies den Überraschungen 
gegenüber, die man erlebt, eigentlich vielzuviel und zu bestimmt geurteilt ist. 
Ricardos Behauptung, die Wertschätzungsskala unterliege, einmal gebildet, nur ge- 
ringen Änderungen und dadurch sei die Preisbildungsfähigkeit der Waren verhält- 
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nismäßig fest geordnet*), gilt gerade für die ökumenische Welt, die Welt der 
„beliebig vermehrbaren Güter“ (wieder die Hybris des Übergangsmenschen), nur 
sehr bedingt, nur im Alltag — wenn die ökumenischen Schicksalsgewalten müde sind. 

Die Möglichkeit einer ungleichmäßigen Preisbewegung muß für die 
Lebenschance, die ein Einzelner mit einer bestimmten Geldsumme hat, von großer 
Wichtigkeit sein — je nachdem, ob sich sein Lebensbedarf auf Ware mit stark ent- 
wickeltem oder mehr auf Ware mit zurückgebliebenem Preisstand richtet. Textilien 
etwa sind heute verhältnismäßig „teuer“. Der Arbeiter wird darunter weniger 
leiden als ein anderer, dessen Berufserfolge von der Art des Auftretens abhängen. Oder 
die ungewöhnlich hohen Material- und Ausstellungskosten, die den Künstler treffen. 
Die Bedarfsstruktur ist nicht nur der Menge, sondern vor allem auch dem Wesen, 
dem Inhalt nach ganz verschieden geartet, je nachdem, ob es sich um einzelstehende 
Menschen, um dreiköpfige oder um siebenköpfige Familien handelt. Und es ist 
auch daran zu denken, daß die Stellung des Brotes oder der Kartoffel oder mehr 
noch der Butter in Schleswig-Holstein etwa eine andere ist als in Steiermark oder 
gar in China. 

Othmar Spann hat das Problem der „Gestaltstatistik“, das mit dem öku- 
menischen Problem zusammenfällt, eindrucksvoll dahin formuliert, daß er die 
„Kunst ihrer Handhabung“ auf das Ziel zurückführte, ‚vereinzelten Teilmassen zur 
kongregalen Masse zu ergänzen“, anstatt, wie es Gewohnheit der atomistischen 
Statistik sei, die „kongregalen Massen sinngemäß (was bedeutet das hier?) in Teil- 
massen aufzulösen“ **): 


„Viele Massen, die in der amtlichen Statistik vorkommen, werden als atomistische 
Massen behandelt, weil in der Regel nur einfache Elemente, Güter oder Handlungen 
für sich statistisch ausgezählt werden. So die Anzahl der Dampfmaschinen, der Pferde- 
kräfte, der Tonnenkilometer, der Steuereingänge, der Erntemengen. Doch müßte und 
sollte dies nicht so sein. In der Verkehrswirtschaft gibt es ja streng atomistische Massen 
(monogenetische Gebilde) nicht, stets müssen sich kongregale Beziehungen herstellen 
lassen (z. B. zwischen den Pferdekräften und Erzeugungsmengen, dem Steuergang und 
dessen wirtschaftlichen Unterlagen [Einkommen, Vermögen, Verbrauch usf.], dem Roh- 
stoff liefernden und Rohstoff verarbeitenden Betrieb). Es soll daher in der Statistik jede 
Masse womöglich als kongregale Masse aufgefaßt werden, d.h, man muß von vorn- 
herein Teilmassen bilden und auszählen, die ein Ganzes geben, man muß zu jeder 
einzelnen ‚Beobachtungsmasse‘ eine ‚Vergleichsmasse‘ suchen...“ 


*) Principles, Ausg. Waentig, 1921. Zweite Auflage, S. 19. 
**) Fundament. Zweite Auflage. G. Fischer, Jena 1921, S. 147. 
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ALBRECHT HAUSHOFER: 
Literaturbericht aus der atlantischen Welt 


Paul Mombert, Bevölkerungsentwicklung 
und Wirtschaftsgestaltung. Leipzig 1932. 
Hans Buske Verlag. 778. 

Die Nachträglichkeit aller wissenschaftlichen 
Erkenntnis kommt in diesem Buch mit seltener 
Klarheit zum Ausdruck. Indem der Verfasser 
mit der reichen Skepsis der wissenschaftlichen 
Erfahrung an die „Abnahme des Volkswachs- 
tums“ herangeht, sieht er sich von lauter Frage- 
zeichen umringt. Und die Erkenntnis „Es gehen 
also jedenfalls von einer Abnahme oder einem 
Aufhören des Volkswachstums Tendenzen und 
Möglichkeiten aus, die auch auf die Gestal- 
tung der wirtschaftlichen Ordnung von Ein- 
fluß sein können“ ist ein etwas karges (weil 
a priori feststehendes) Ergebnis einer in sich 
gründlichen und gediegenen Untersuchung, die 
jedes Werturteil zu vermeiden strebt. 


Roderich von Ungern-Sternberg, Die Ur- 
sachen des Geburtenrückgangsas im euro- 
päischen Kulturkreis. Berlin 1932, Richard 
Schoetz. 319 S. Geh. 9,80 M. 

Eines der wenigen ganz großen Lebens- 
probleme der europäisch-amerikanischen Rasse 
auf verhältnismäßig knappem Raum übersicht- 
lich (unter weitgehendem Verzicht auf Quel- 
lenangaben) nicht nur behandeln, sondern auch 
erklären zu wollen, zeugt von Mut. Eine kri- 
tische Besprechung in wenigen Zeilen ist erst 
recht unmöglich. Ungern-Sternberg beginnt 
mit einer kurzen statistischen Darstellung. 
Dann tut er die rein physischen Erklärungs- 
versuche des Geburtenrückganges auf wenigen 
Seiten ab (meines Erachtens mit Recht). Auch 
den „formalen“ Ursachen (Altersaufbau, Ehe- 
häufigkeit, Heiratsalter) widmet er mit Recht 
wenige Seiten, da sie keine letzten Ursachen 
sind. Dann bespricht er die verschiedenen 
Theorien, die in dem gesteigerten Präventiv- 
verkehr, in der Frauenemanzipation, der Ent- 
kirchlichung, der Verstädterung jeweils die 
Hauptursache des Geburtenrückgangs sehen. Er 
lehnt sie alle ab, da sie nur Symptome, nicht 
Ursachen aufzeigen. Er selbst entwickelt dann 
eine „Mentalitätstheorie“, die den „kapitali- 
stisch-streberischen“ Geist des modernen Le- 
bens für den Geburtenrückgang verantwortlich 
macht, und das an Hand von Beispielen aus 


verschiedenen Schichten der Bevölkerung und 'f 


Ländern (Deutschland, 


aus verschiedenen 


Frankreich, Rußland, Schweden) nachzuweisen f 
versucht. Damit unterscheidet sich Ungern- 


Sternberg freilich von den Vertretern der von | 
ihm kritisierten Theorien nur im Ergebnis, nicht 


in der Methode. Man kann an Probleme wie | 


den Geburtenrückgang (wie im Grund an alle 
wissenschaftlichen Fragen von Bedeutung) mit 
zwei Fragestellungen herangehen: mit der 
Frage: Was ist? und der Frage: Warum ist es 
so? Die eine Frage ist bescheiden und erlaubt 
sich zu bescheiden. Die andere ist anspruchsvoll 
und führt unmittelbar in die Philosophie und 
zu ganz wenigen Typen möglicher Weltansicht, 
die mit Wissenschaft nichts mehr zu tun haben. | 
Es kommt nur darauf an, ob der Fragende 
das rasch, langsam oder gar nicht bemerkt. 


Ungern-Sternberg gehört zu jener Mehrzahl 


von wissenschaftlichen Fachleuten, die es gar /# 


nicht bemerken; die nicht nur froh sind, wenn 

sie eine Frage in der (angenommenen) Kausal- 

kette ein Glied zurückgeschoben haben, was 
durchaus verdienstvoll sein kann — (in diesem 

Fall also in den Präservativen zum Streber- 

tum des Kapitalismus führt), sondern meinen, 

daß sie damit an den Wurzeln angelangt sind. 

Und das ist ein Irrtum. 

Egmont Zechlin, Bismarck und die Grund- 
legung der deutschen Großmacht. Stutt- 
gart und Berlin 1930, Cotta. 630 S. 

Aus der Unsicherheit der Gegenwart wächst I 
der Wunsch, das allzu sichere Geschichtsbild '# 
der Vergangenheit nachzuprüfen: Hier ge- 
schieht es für die Periode der Bismarckschen 
Anfänge von 1862 bis ı864. Wie einfach 
stellte sich bei Sybel das Bild dieser Jahre 
dar — wie hintergründig und vieldeutig wer- 
den sie bei Zechlin! Die Technik des Stand- 
punktwechsels ist glänzend durchgeführt; man 
sieht die preußische Politik von innen und von 
außen; man erkennt, wie sie verflochten ist in # 
die Weltpolitik der größeren Mächte, und ver- | 
mag zu ermessen, welche Leistung es war, 
Preußen-Deutschland in den Rang zu heben, 
den es für kurze Jahrzehnte einnahm. Dieser 


Aufstieg auf schmaler Grundlage wird ver- # 


ständlich; noch mehr der „cauchemar des coali- # 
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tions‘ seines Gründers; zugleich versteht man, 
warum dieses Reich zugrunde ging... So steckt 
Zechlins Buch, ganz abgesehen von den Ver- 
diensten des Geschichtsforschers, voll all- 
gemeiner Bedeutung. 


Friedrich Schinkel, Polen, Preußen und 
Deutschland. Breslau 1931, G. W. Korn. 
261 S. 

Eine wertvolle historisch-politische Unter- 
suchung, die sich zur Aufgabe setzt, das preu- 
Bisch-polnische Problem in seiner Gesamtheit 
aufzuzeigen und durch ı50 Jahre von den 
polnischen Teilungen bis zur Räumung Po- 
sens durch Helmuth von Gerlach zu verfolgen. 
Ein Stück Vergangenheit, das zum Nachdenken 
zwingt — zumal es noch nie mit gleicher Sach- 
lichkeit und Eindringlichkeit behandelt wor- 
den ist. Das letzte Kapitel „Die preußische 
Frage“ — die sich erhebt aus der scheinbaren 
Lösung der polnischen durch die Verträge von 
1919 — geht über den historischen Charakter 
der übrigen Kapitel hinaus und fordert in der 
Linie Moeller van den Brucks eine Neugestal- 
tung des Ostens von Preußen her. 


Franz Mariaux, Der Schutthaufen. Ham- 
burg u. Berlin 1931, Hanseatische Verlags- 
anstalt. 239 S. 

Ein beweglicher und gepflegter Geist hat 
das Bedürfnis, sich auseinanderzusetzen mit — 
ja, womit eigentlich? Mit dem Zustand der 
Welt im allgemeinen, mit dem Deutschlands 
im besonderen. Die Welt gefällt ihm nicht; 
er demonstriert das in reizvoller Weise, aber 
doch mit etwas mehr Selbstbewußtsein als 
Klarheit. Es gibt kaum ein Gebiet der Politik, 
Wirtschaft und Kultur, das nicht berührt 
würde; aber auch keines, über das letzthin 
Entscheidendes gesagt wird. Die großen Linien 
liegen freilich fest: Front gegen Versailles, 
gegen den Westen, gegen die Rationalisierung 
— aber die sind von anderen früher gezeigt 
worden. Mariaux schreibt einen sehr persön- 
lichen Stil, der auch auf den Leser persönlich 
wirken muß. Den Referenten reizt er zum 
Widerspruch selbst dort, wo er die sachliche 
Richtigkeit des Vorgetragenen anerkennen muß, 


Wilhelm von Ziegler, Mitteleuropäischer 
Zollvergleich. Wien 1932, W. Braumüller. 
1048. Geh. 3 M. 

Der Widerstreit zwischen der Verkehrsfrei- 
heit, die von der steigenden Raumbeherrschung 
der technisch-wirtschaftilichen Entwicklung ge- 


fordert wird und dem Schutzbedürfnis klein- 
räumiger Nationalwirtschaften, die sich ihr ver- 
weigern, hat schon manche handelspolitischen 
Reformvorschläge gezeigt. Es gibt viele, die auf 
größerem Raum sehr viel weniger bieten als die 
vorliegende Schrift, in der als Heilmittel gegen 
die auflösende Wirkung des reinen Freihandels 
und der Meistbegünstigung und gegen die er- 
stickende Wirkung des Hochschutzzollsnicht Zoll- 
unionen oder Präferenzen, sondern ein System 
von Ditfferentialzöllen unter Garantie des je- 
weiligen inneren Preisniveaus empfohlen wird. 
Der Verfasser ist ungarischer Diplomat in 
Wien und spricht aus genauer Kenntnis der 
Donaunöte. Sein Programm unterscheidet sich 
in wohltätiger Weise von dem seines Lands- 
mannes Hantos, 


Giselher Wirsing, Zwischeneuropa und 
die deutsche Zukunft. Jena 1932, Eugen 
Diederichs. 330 S. Geh. 3,80 M., geb. 7,25 M. 
Es ist nicht leicht, ein Buch zu besprechen, 

das in zwei Teile zerfällt, die nicht klar von- 

einander abgesetzt sind, sondern in den einzel- 
nen Kapiteln ineinander übergehen — zumal 
dann, wenn man den einen aufs stärkste be- 
grüßt und bejaht, den anderen mit vielen 

Fragezeichen versehen muß. Was Wirsing an 

Analyse bietet, ist meisterhaft; was er an Syn- 

these versucht, scheint uns gerade dort unsicher 

und unklar, wo am meisten von Integration, 

Rotation, Totalität und Anti-ismen geredet 

wird. So sehen wir den Hauptwert des Buches 

in den Abschnitten, in denen ein klar und 
scharf gesehenes Bild des Werdens der ‚‚zwi- 
scheneuropäischen“ Staaten in ihrer sozialen 
mehr als in ihrer nationalen Struktur gegeben 
wird. Adel, „Intelligenz“ und Bauerntum stehen 
in ihrer Bedeutung und Nichtbedeutung für 
den Aufbau der Ost- und Südoststaaten über- 
zeugend vor uns auf. Diesem ersten Abschnitt, 
betitelt „Die soziologischen Grundelemente des 
zwischeneuropäischen Raumes“, folgt ein zwei- 
ter („Staat und Wirtschaft“), der von eindring- 
licher Kenntnis der seit 1918 erwachsenen Ver- 
hältnisse zeugt. Je mehr dann der Weg ins 

Allgemein-Politische führt („Deutschland und 

Zwischeneuropa‘“), desto matter und lücken- 

hafter wird die Beweisführung, desto mehr 

werden klingende Worte gebraucht, unter 
denen sich jeder vorstellen kann, was er will. 

Nicht einmal die Hauptlinie der politischen 

Dialektik ist zu Ende geführt; sonst müßte der 

innere Gegensatz zwischen der im Hintergrund 
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stehenden totalen, wirtschafts-absolutistischen 
Staatstheorie und den Forderungen der natio- 
nalen Föderation (in einem Raum ohne natür- 
liche Grenzen) gesehen, anerkannt oder auf- 
gelöst werden (wobei wir an letzterer Möglich- 
keit zweifeln!). Der Verfasser sieht mit Recht 
den Widerspruch der liberalen Welt voraus 
(dessen, was er mit einer modern gewordenen 
wenig glücklichen Umwertung des Begriffs 
als „abendländisch“ bezeichnet); er wird sich 
auch für das gefährlichere Lächeln derer wapp- 
nen müssen, die in der Haltung seines Kreises 
eine verborgene Romantik wurzellos geworde- 
ner deutscher Intelligenz erkennen, die den 
Boden für schärfere Konsequenzen vorbereitet. 
Und diese Kritiker sitzen in Moskau. 


von Metzsch, Wehrwende? Berlin 1930, 

Scherl. 191 8. 

Dieses „Buch für Soldaten und Nichtsolda- 
ten“ will eine populäre Darstellung wichtiger 
Wehrfragen aus Vergangenheit und Gegenwart 
geben und vertritt mit allzu starken Verein- 
fachungen den Standpunkt des typischen 


Militärpolitikers in Urteil und Forderung. 


Paul Einzig, Der Krieg der goldenen Ku- 
geln. Stuttgart und Berlin 1932, Deutsche 
Verlagsanstalt. 127. 

Eine klare, freilich auch stark verein- 
fachende Darstellung der offensiven Finanz- 
politik, die Frankreich seit 1926 getrieben hat; 
mit der es die europäische Wirtschaftskrise in 
einem der Öffentlichkeit kaum bewußten Aus- 
maß zu verschärfen verstand und jede nicht 
genehme politische Lösung verhindert hat. Der 
pseudonyme Verfasser ist Engländer. 


Heft 5 


Norman Bentwich, England in Palestine. 
London 1932, Kegan Paul, Trench, Trub- 
ner and Co. 3588. 

Ein politischer Rechenschaftsbericht von 
ganz besonderem Reiz. Der Verfasser war fast 
ein Jahrzehnt, von 1922 bis ı931, Altorney- 
Gamal der britischen Mandatsverwaltung von 
Palästina. Sein Buch gliedert sich in zwei 
Teile. Der zweite gibt eine klare Darstellung 
der Regierungsfunktionen unter der Mandat- 
verwaltung sowohl für Palästina wie für Trans- 
jordanien; der erste aber enthält eine Ge- 
schichte Palästinas von der Eroberung durch 
England bis zur Gegenwart. Aus innerer Kennt- 
nis werden alle Schwankungen der englischen 
Politik aufgezeigt. Der Verfasser selbst ist 
Jude; so ist es verständlich, daß die araber- 
freundliche, zionistenfeindliche Politik der letz- 
ten Zeit seine versteckte, dennoch deutliche 
Kritik hervorruft. Das Buch ist in seiner be- 
merkenswerten Offenheit eine Fundgrube zur 
Beurteilung eines wichtigen Abschnitts eng- 
lischer Nahostpolitik. 

Schewket Raschid, Die türkische Land- 
wirtschaft als Grundlage der türkischen 
Volkswirtschaft. Berlin u. Leipzig, 1932, 
De Gruyter. 2028. 

Es ist sehr zu begrüßen, daß von türkischer 
Seite mit Erfolg der Versuch gemacht worden 
ist, eine Darstellung der kleinasiatischen Land- 
wirtschaft zu geben. Sie berücksichtigt ebenso 
das historische Werden wie die geographischen 
Grundlagen und gibt ein anschauliches, ehr- 
liches und — soweit die Lücken des Materials 
das zulassen — zusammenhängendes Bild der 
gegenwärtigen Lage. 


GERHARD HERRMANN: 


Weltwirtschaftlicher Literaturbericht 


Kuno Renatus, Die zwölfte Stunde der 

Weltwirtschaft. C. H. Beck, München 1931. 

Dieses äußerst lebendig geschriebene Buch 
sieht bewußt von einer Systemkritik ab. Es 
beschränkt sich also auf eine Darlegung der 
Tatsachenzusammenhänge vom Boden des 
kapitalistischen Systems aus. Nach einer kur- 
zen Darstellung der Symptomreihen der Krise 
setzt sich Verfasser mit den bisherigen Er- 
klärungsversuchen der Krise auseinander, die 
meist Ursache mit Folge verwechselten. 
Schließlich entwickelt er seine eigene These 


vom Kapitalproblem aus: Kriegsschulden und 
Reparationsschulden sind tote Schulden. Da 
aber iu der kapitalistischen Wirtschaft Zins- 
zahlungen auf die Dauer nur aus produktiv 
arbeitendem Kapital geleistet werden können, 
muß aus dem Mechanismus der Wirtschaft 
heraus der Gesamtbetrag des zu verzinsenden 
Kapitals mit dem tatsächlichen Produktions- 
ertrag in Einklang gebracht werden. Das be- 
deutet aber entsprechende Abschreibung der 
Schulden. Deflation, Kapitalfehlleitungen und 
Rationalisierung sind dann bereits Folgeerschei- 
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nungen dieser die Krise auslösenden Diskre- 
panz. Folgerichtig könnte dann die Überwindung 
der Krise nur von den Staatsbudgets aus er- 
folgen, insbesondere durch eine Konversion 
bzw. Verlangsamung des Tilgungstempos der 
amerikanischen Freiheitsanleihen, entsprechend 
dem Rückgang der Warenpreise. 


Hermann Levy, Die Grundlagen der Welt- 
wirtschaft. Eine Einführung in das inter- 
nationale Wirtschaftsleben. Verlag B.G. Teub- 
ner, Leipzig u. Berlin 1931. Preis geh. M. 5, 
geb. M. 6,40. 

Als Einführung gut geeignete Arbeit, die 
vom Standpunkt liberaler Wirtschaftsauffas- 
sung aus lebendig und interessant in flüssiger 
Schreibweise eine glückliche Verknüpfung hi- 
storischer und systematischer Darstellung gibt. 


W. Röpke, Weltwirtschaft und Außen- 


handelspolitik. Industrieverlag Spaeth & 
Linde, Berlin, 1931. Preis M. 4, geb. M. 5,80. 
106 S. 


In Thema und in der streng liberalen 
Grundhaltung liegen enge Berührungen mit 
der Arbeit von Levy vor. Innerhalb dieser 
Grenzen gibt der Verfasser eine außerordent- 
lich klare und sachliche Einführung in die 
Theorie und Gestaltung der Handelspolitik, 
deren besonderer Wert in der Kürze und 
Präzision des Vortrags liegt. 


Albert v. Mühlenfels, Das Tributproblem 
und seine Lösung. Junker & Dünnhaupt 
Verlag, Berlin, 1931. Preis kart. M. 6. 1388. 
Im Gegensatz zu früheren Arbeiten des 

Verfassers wendet sich die vorliegende Schrift 
an weitere Kreise und kann angesichts der 
unvermeidlichen raschen Veraltung aller Ar- 
beiten über die Reparationsfrage als die beste 
ihrer Art bezeichnet werden. Außerordentlich 
sachkundig, sachlich und klar geschrieben 
werden Tributtheorie, Tributgeschichte und 
Tributpolitik der Gegenwart von 1931 neben- 
einandergestellt und ein klarer Einblick in 
die theoretischen Zusammenhänge wie in die 
historische Entwicklung gegeben. Verfasser 
hält sich gleichermaßen von finanztheore- 
tischen und finanztechnischen Spitzfindigkei- 
ten wie den Niederungen politischer Agitation 
fern, in erfreulichem Gegensatz zu manchen 
anderen Autoren. Die Lektüre kann warm 
empfohlen werden. 

Regierungsrat Leo Horwitz, Endkampf um 


die Reparation. Zur Krise des politischen 
Schuldensystems. Historisch-politischer Ver- 


lag Rudolf Hofstetter, Leipzig, 1931. Preis 

kart. M. 2,20. 

Wenn auch Niveau und Sachlichkeit dieser 
Darstellung an Mühlenfels nicht heranreichen 
— das Ganze ist mehr eine politische Schrift —, 
so wird doch eine lebendige Schilderung der 
Reparationsgeschichte gegeben und die Ent- 
wicklung der Weltwirtschafts- und der deut- 
schen Krise unter dem Gesichtspunkt der 
Reparationsfrage dargestellt. Die Klarheit der 
Gliederung und die Auswahl des Literatur- 
verzeichnisses lassen zwar zu wünschen übrig. 
Immerhin dürfte das Schriftchen durch seine 
sehr populäre Schreibweise als erste Einfüh- 
rung für Leser, die keinerlei Voraussetzungen 
mitbringen, gute Dienste leisten. 

Gerhard Schacher, Die Nachfolgestaaten. 
Österreich, Ungarn, Tschechoslowakei und 
ihre wirtschaftlichen Kräfte. Ferdinand Enke 
Verlag, Stuttgart, 1932. Geh. M. 13,20, geb. 
M. 15,20. 280 8. 

Seinem vor Jahresfrist erschienenen Balkan- 
buch läßt Sch. nun eine weitere Abhandlung 
über die Nachfolgestaaten im engeren Sinne 
folgen. In monographischer Form wird zu- 
nächst eine kurze Übersicht über die sozio- 
logische, geographische und politische Struk- 
tur der genannten drei Länder gegeben und 
dann ausführlich auf den Wirtschaftsaufbau 
und die Gestaltung des Außenhandels und 
der Handelspolitik eingegangen. Hierbei ist 
dem Widerspruch aus den Autarkiebestrebun- 
gen und dem gegenseitigen Ergänzungsbedürf- 
nis dieser Länder besondere Aufmerksamkeit 
geschenkt. Die Ausführungen — das macht 
ihren Wert und ihre Gefahr aus — zielen 
stets auf die unmittelbare Gegenwartsproble- 
matik ab. Zum Schluß läßt der Verfasser 
durchblicken, daß es sinnvoll wäre, zunächst 
eine Zusammenfassung der Nachfolgestaaten 
und der übrigen Südostländer vorzubereiten, 
bevor man darangehen könne, den wirtschaft- 
lichen Ausgleich mit Deutschland zu finden. 
Ganz gleich aber, wie man zu den einzelnen 
Folgerungen des Verfassers steht, bildet das 
Buch zur Diskussion der mit dem Plan einer 
Donauförderation zusammenhängenden Fragen 
eine wertvolle Materialunterlage. 

Mittel- und südosteuropäische Wirt- 
schaftsfragen. Herausgegeben von Her- 
mann Groß. Curt Böttger Verlag, Leipzig, 
1931. 183 8. M. 8,50. 

Anläßlich des 60. Geburtstages von Kurt 
Wiedenfeld haben sich im Rahmen des In- 
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stituts für mittel- und südosteuropäische Wirt- 
schaftsforschung an der Universität Leipzig 
einige seiner Schüler zu der vorliegenden 
Sammelarbeit vereinigt. Unter einheitlichen 
Gesichtspunkten werden Wirtschaftsstruktur 
und internationale Wirtschaftsbeziehungen von 
Ungarn, Rumänien, Südslawien, Bulgarien, 
Griechenland und der Türkei behandelt. Hier- 
bei wird der Gestaltung der Außenhandels- 
und Kapitalbeziehungen besondere Aufmer- 
samkeit geschenkt. Den Beschluß bildet eine 
Übersicht „Südosteuropa in der Literatur“, 
die viele wenig bekannte Werke des neun- 
zehnten Jahrhunderts der Vergessenheit ent- 
reißt. Angesichts der besonderen Aktualität 
der Südostfragen stellt das Werk eine vor- 
zügliche Materialzusammenstellung dar, die 
dadurch noch einen besonderen Reiz erhält, 
daß die Verfasser fast durchweg Angehörige 
des betreffenden Landes sind. 


ErichDittrich, Die deutsch-französischen 
Wirtschaftsverhandlungen der Nach- 
kriegszeit. Moderne Wirtschaftsgestaltun- 
gen, herausgegeben von Kurt Wiedenfeld, 
Heft 14. Veriag Walter de Gruyter & Co., 
Berlin u. Leipzig, 1931. 

Diese sehr gründliche und klar gegliederte 
Arbeit hat über das gestellte Thema hinaus 
dadurch einen besonderen Wert, daß sie, auf 
reiche Aktienverarbeitung gestützt, einen ge- 
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nauen Einblick in die Eigenart internationaler 
handelspolitischer Verhandlungen gibt, die 
hier durch die eigenartige Verknüpfung staat- 
licher und privater Verhandlungen ihre spe- 
zifische Note erhält. Schlechthin unentbehr- 
lich aber ist die Arbeit durch eine sehr um- 
fangreiche und übersichtliche Bibliographie 
über Frankreichs Wirtschaft und Wirtschafts- 
beziehungen — sogar wichtigere Zeitungsauf- 
sätze sind erfaßt — wie sie m. W. in dieser 
Vollständigkeit bisher nicht vorgelegen hat. 
Eine glückliche Ergänzung stellt eine Arbeit 
desselben Verfassers über den deutsch-französi- 
schen Güteraustausch 1927—1930 dar, der das 
obenerwähnte Sammelwerk von Groß ein- 
leitet. 


Fritz Werner, Die finnische Wirtschaft 
in ihren Beziehungen zu Deutschland 
während der Nachkriegszeit. Osteuro- 
päische Forschungen, herausgegeben von 
Otto Hoetzsch, Neue Folge Bd.10. Ost- 
europa-Verlag, Berlin, 1931. 120 Seiten. 
Geh. M. 5,50. 

Offensichtlich aus einer Dissertation her- 
vorgegangene Studie, die die wirtschaftsgeo- 
graphischen Voraussetzungen Finnlands so- 
wie die Struktur seines Außenhandels und die 
Wirtschaftsbeziehungen mit Deutschland be- 
handelt. Wertvoll ist eine ausführliche Biblio- 
graphie. 


Hans HumMeL: Büchertafel 


Das 20. Jahrhundert 


ı. Heinrich Walther: Vorgeschichte und 
Geschichte des Weltkrieges im Geschichts- 
unterricht. 209 S. Teubner, Leipzig 1932. 
Geb. 5,76 M., geh. 4,50 M. 

Kurze, treffende Auswertung des bisher 
vorliegenden Quellenmaterials für den Schul- 
und Universitätsgebrauch. 


2. K. Schwendemann: Abrüstung und 
Sicherheit. 330 S. Hist.-pol. Verlag Hofstetter, 
Leipzig 1932. 

Die Beziehung Abrüstung — Sicherheit 
wird in allen Entwicklungsphasen behandelt. 
Dann folgen Einzelheiten über die vorberei- 
tende Abrüstungskommission von 1930. 


3. David Davies: Das Problem des zwan- 
zigsten Jahrhunderts. Deutsch von Elisabeth 
Fuchs. 682 S. Hobbing, Berlin 1932. Geb. 25M. 

Für D. ist das Problem unserer Zeit der 
Völkerbund mit seinen Folgeerscheinungen 
und Ausbaumöglichkeiten. Er leitet aus der 
bisherigen Politik des Versagens die Not- 
wendigkeit von verstärkten, durch den Völker- 
bund geheiligten Sanktionen mit einer Völker- 
bundarmee ab, beläßt allerdings den Staaten 
heimatliche Polizeiarmeen, bei deren Ver- 
teilung übrigens Deutschland gut wegkommt, 
Ein amüsantes Buch zur Abrüstungskonferenz, 
aber eine Utopie im Zeitalter des erstarken- 
den Nationalismus und aufeinanderprallender 
Nationalwirtschaften. Fortsetzung in Heft 6. 


Auf die diesem Heft beiliegende Postkarte des Danziger Heimatdienstes und den Prospekt 
des Verlages Vandenhoek & Ruprecht über das bedeutsame neue Werk von M. H. Boehm: 
„Das eigenständige Volk‘ seien unsere Leser besonders hingewiesen. 
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